
Beschlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

16/SVV/0099

Betreff: öffentlich

Bebauungsplan SAN - P 02 "Block 15 Potsdam", Abwägung und Satzungsbeschluss zur 1. 
Änderung

Erstellungsdatum 09.02.2016
Eingang 922: 09.02.2016

Einreicher: FB Stadtplanung und Stadterneuerung 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

02.03.2016 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

1. Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB wird über die Stellungnahmen der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zum Bebauungsplan SAN – P 02 “Block 
15 Potsdam“ 1. Änderung entschieden (gemäß Anlagen 1 und 2).

2. Der Bebauungsplan SAN – P 02 “Block 15 Potsdam“, 1. Änderung wird nach § 10 BauGB als 
Satzung beschlossen, die dazugehörige Begründung wird gebilligt (gemäß Anlagen 3 und 4).

Überweisung in den Ortsbeirat/die Ortsbeiräte: Nein
Ja, in folgende OBR:

Anhörung gemäß § 46 Abs. 1 BbgKVerf
zur Information
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Finanzielle Auswirkungen? Nein Ja

Das Formular „Darstellung der finanziellen Auswirkungen“ ist als Pflichtanlage beizufügen

Fazit Finanzielle Auswirkungen:

Die Vorlage hat keine Auswirkungen auf die laufende und mittelfristige Haushaltsplanung, sondern 
bezieht sich auf das Treuhandvermögen der städtebaulichen Gesamtmaßnahme „Stadterweiterung 
Nord“.

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1 Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4
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Berechnungstabelle Demografieprüfung:

Wirtschaftswachs-
tum fördern, 

Arbeitsplatzan-
gebot erhalten 
bzw. ausbauen 
Gewichtung: 30

Ein Klima von 
Toleranz und 

Offenheit in der 
Stadt fördern 

Gewichtung: 10

Gute Wohnbe-
dingungen für 

junge Menschen 
und Familien 
ermöglichen 

Gewichtung: 20

Bedarfsgerechtes 
und qualitativ 
hochwertiges 

Betreuungs- und 
Bildungsangebot für 
Kinder u. Jugendl. 

anbieten 
Gewichtung: 20

Selbstbe-
stimmtes 

Wohnen und 
Leben bis ins 

hohe Alter 
ermöglichen 

Gewichtung: 20

Wirkungs-
index 

Demografie

Bewertung 
Demografie-

relevanz

0 keine

Begründung zum Beschlussvorschlag:

Aus aktuellem Anlass besteht das Erfordernis, über die Ergebnisse der beiden 
Behördenbeteiligungen zum Bebauungsplan SAN – P 02 “Block 15 Potsdam“, 1. Änderung zu 
entscheiden und den Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan zu fassen. Erläuterungen zur 
Erforderlichkeit der Beschlussvorlage ergeben sich aus den folgenden Anlagen zu dieser 
Beschlussvorlage:

Anlagen

Anlage 0: Kurzeinführung (2 Seiten)
Anlage 1: Abwägungsvorschlag Beteiligung der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange (10 Seiten)
Anlage 2: Abwägungsvorschlag erneute Beteiligung der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange (9 Seiten)
Anlage 3: Bebauungsplan (1 Plan)
Anlage 4: Begründung (53 Seiten)

Hinweis zu den Planunterlagen: Das Original des Bebauungsplans im Maßstab 1:1000 kann jederzeit 
im Bereich Stadterneuerung eingesehen werden.
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  Anlage 0 

Kurzeinführung 
 
Bebauungsplan SAN – P 02 „Block 15 Potsdam“, 1. Änderung 
Abwägung und Satzungsbeschluss 
 
 
Anlass für die vorliegende Beschlussvorlage 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 06.03.2013 den Aufstellungsbeschluss 
zum Bebauungsplan SAN – P 02 „Block 15 Potsdam“, 1. Änderung gefasst (DS 13/SVV/0031). 
Gegenstand der Planung ist die Beseitigung des Leerstandes durch die Ausweitung des 
zulässigen Nutzungsspektrums sowie eine partielle Aufstockung zur Unterstützung der 
Funktionsschwächensanierung. Die bisherigen Nutzungsbeschränkungen haben dazu 
beigetragen, dass im vierten Obergeschoss seit 10 Jahren rund 2300 m² Nutzfläche leer stehen. 
Es werden die Sortimentsbeschränkung aufgehoben und in den Obergeschossen des 
Sondergebiets weitere Nutzungen zugelassen. Ansonsten werden einige Festsetzungen 
geänderten rechtlichen Rahmenbedingungen angepasst, wie beispielsweise die Änderung des 
Höhenbezuges von HN auf NHN. 
 
Darstellung der Ergebnisse aus den bisherigen Verfahrensschritten und Empfehlung der 
Verwaltung  
 
Zusammenfassung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit wurde im Zeitraum vom 08.12.2014 bis zum 16.01.2015 
durchgeführt.  
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange erfolgte im Zeitraum vom 
14.01.2014 bis zum 16.02.2014. An der Planung wurden insgesamt 10 Träger öffentlicher 
Belangen beteiligt. 
 
Die erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange erfolgte im 
Zeitraum vom 25.11.2014 bis zum 16.02.2015. An der Planung wurden insgesamt 11 Träger 
öffentlicher Belangen beteiligt. 
 
Zusammenfassung der Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit wurde vom 08.12.2014. bis zum 16.01.2015 durchgeführt. Es 
gingen keine Stellungnahmen ein.  
 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gingen 
insgesamt 8 Stellungnahmen zur Planung ein. Bei denjenigen, die sich nicht zur Planung geäußert 
haben, wird davon ausgegangen, dass sie der Planung zustimmen. In zwei der Stellungnahmen 
wurde der Planung zugestimmt, in drei Stellungnahmen wurden lediglich Hinweise zur Umsetzung 
der Planung gegeben, die für das Bebauungsplanverfahren unmittelbar nicht relevant sind. 
 
Die unmittelbar zur Planung getroffenen Äußerungen bezogen sich auf: 

- Die partielle Aufstockung, die den Rahmen der Höhenentwicklung des Denkmalbereich 2. 
Barocke Stadterweiterung und die Sichtachsen stören würde. 

- Die Zulassung anderer Nutzungen als Einzelhandel ab dem 3. Vollgeschoss des 
Sondergebiets sowie die Sortimentsfreigabe könnten die Einzelhandelsfunktion 
schwächen. 

 
Die Stellungnahmen wurden geprüft und sind in den Abwägungsprozess eingestellt worden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung zu den während der Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange eingegangenen Stellungnahmen 

1 
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  Anlage 0 

Die partielle Aufstockung wird von einigen Hochpunkten der Stadt aus zu sehen sein. Damit ist 
aber keine Beeinträchtigung der Sichtbeziehungen verbunden.  
Es ist nicht erkennbar, dass die Sortimentsfreigabe und die Freigabe anderer Nutzungen ab dem 
3. Vollgeschoss die Einzelhandelsfunktion beeinträchtigen können. 
 
Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange im Rahmen der erneuten 
Beteiligung 
Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gingen 
insgesamt 8 Stellungnahmen zur Planung ein. Bei denjenigen, die sich nicht zur Planung geäußert 
haben, wird davon ausgegangen, dass sie der Planung zustimmen. In zwei der Stellungnahmen 
wurde der Planung zugestimmt, in zwei Stellungnahmen wurden lediglich Hinweise zur Umsetzung 
der Planung gegeben, die für das Bebauungsplanverfahren unmittelbar nicht relevant sind. 
 
Die unmittelbar zur Planung getroffenen Äußerungen bezogen sich auf: 

- Die partielle Aufstockung würde das Sichtgefüge des Welterbes beeinträchtigen. 
- Die Zulassung anderer Nutzungen als Einzelhandel ab dem 3. Vollgeschoss des 

Sondergebiets sowie die Sortimentsfreigabe könnten die Einzelhandelsfunktion 
schwächen. 

- Paintballanlagen und ähnliche Anlagen seien Vergnügungsstätten und daher geeignet, die 
Funktion der Einkaufsinnenstadt zu beeinträchtigen. 

 
Die Stellungnahmen wurden geprüft und sind in den Abwägungsprozess eingestellt worden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung zu den während der erneuten Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange eingegangenen Stellungnahmen 
Die partielle Aufstockung wird von einigen Hochpunkten der Stadt aus zu sehen sein. Damit ist 
aber keine Beeinträchtigung der Sichtbeziehungen verbunden.  
Es ist nicht erkennbar, dass die Sortimentsfreigabe und die Freigabe anderer Nutzungen ab dem 
3. Vollgeschoss die Einzelhandelsfunktion beeinträchtigen können. 
Es handelt sich nicht um Vergnügungsstätten, sondern um Gewerbebetriebe, die der Sport- und 
Freizeitgestaltung dienen. Sie können als Ergänzendes Angebot die Einkaufsinnenstadt stärken. 
 
Empfehlung der Verwaltung 
Sofern dem Abwägungsvorschlag der Verwaltung gefolgt wird, kann der Satzungsbeschluss zur 1. 
Änderung des Bebauungsplans SAN – P 02 „Block 15 Potsdam“ gefasst und die Begründung zum 
Bebauungsplan gebilligt werden. 
 
 
 
 

2 
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ANLAGE 1 – Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange Bebauungsplan SAN – P02 „Block 15 Potsdam“ 
Abwägungsvorschläge zur Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stand: 27.11.2015 

 
 

1 

Abwägungsvorschläge zu den vorgebrachten Anregungen und Hinweisen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange zum Vorentwurf des Be-
bauungsplans SAN – P02 „Block 15 Potsdam“ im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
(Schreiben vom 15.01.2014). 
 
Die Texte der Beteiligten geben den Inhalt der Originalstellungnahmen wieder, wurden aber zur besseren Les- und Erfassbarkeit neu geordnet und ggf. teilweise gekürzt. 
 
Die folgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellungnahmen keine Einwände oder Hinweise zum Bebauungsplan geäußert: 
 

 Kreishandwerkerschaft Potsdam (mit Schreiben vom 18.02.2014) 

 Handelsverband Berlin-Brandenburg e.V. (HBB) (mit Schreiben vom 04.02.2014) 
 
Die folgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben sich nicht geäußert. Es wird daher davon ausgegangen, dass sie der Planung zustimmen: 
 

 Landesamt für Bauen und Verkehr 

 Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung 
 
Ergebnis der Auswertung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange: 
 
Planzeichnung / Festsetzungen:  

 Verzicht auf die Erhöhung des hofseitigen Anbaus an das barocke Typenhaus auf 2 Geschosse in der Brandenburger Straße 54 
 
Begründung: Redaktionelle Anpassungen zu den folgenden Themen: 

 Kapitel A Planungsgegenstand, Punkt 2.7 (Boden / Altlasten): Aufnahme von Hinweisen auf die mit Bodendenkmalen verbundenen Auflagen gemäß BbgDSchG 

 Kapitel A Planungsgegenstand, Punkt 3.1.2 (Landesentwicklungsprogramm für die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg): Entfernung der Ausführungen bezüglich 
des freiraumrelevanten Teils der engeren Pufferzone der Potsdamer Kulturlandschaft (UNESCO-Welterbe) 

 Kapitel A Planungsgegenstand, Punkt 3.1.3 (Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg): Anpassung der Formulierung zur Festlegung 3.2 (G) LEP B-B, die als 
Grundsatz der Raumordnung zu „berücksichtigen“ und nicht zu „beachten“ ist.  

 Kapitel B Planinhalte und Planfestsetzungen, Punkt 4.5 (Nachrichtliche Übernahmen): Nachrichtliche Übernahme des Bodendenkmals Nr. 2140 gemäß § 9 Abs. 6 
BauGB in den Bebauungsplan 
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ANLAGE 1 – Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange Bebauungsplan SAN – P02 „Block 15 Potsdam“ 
Abwägungsvorschläge zur Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stand: 27.11.2015 
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Die folgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben zum Entwurf Stellung genommen:  
 

Nr. Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

1. Gemeinsame Landesplanungsabteilung 
06.02.2014  

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung 
wurden mit Schreiben vom 09.10.2013 mitgeteilt. Die Inhalte dieses 
Schreibens haben weiterhin Gültigkeit. 

Der vorgelegte Bebauungsplanentwurf ist an die Ziele der Raumord-
nung angepasst, die relevanten Grundsätze der Raumordnung sind 
weitgehend angemessen berücksichtigt. 

Allerdings sollte der letzte Anstrich im Abschnitt 3.1.2 entfallen, da der 
freiraumrelevante Teil der Potsdamer Kulturlandschaft im Rahmen von 
§ 6 Abs. 4 LEPro 2007 nicht benannt ist.  

Zudem ist das konkrete innerstädtische Plangebiet gerade kein Be-
standteil des Freiraumverbundsystems gem. Ziel 5.2 LEP B-B, sondern 
Teil des Gestaltungsraums Siedlung (wie im 5. und 9. Anstrich im Ab-
schnitt 3.1.3 richtig dargelegt).  

Die in Abschnitt 3.1.3, 3. Anstrich benannte Festlegung 3.2 (G) LEP B-
B ist als Grundsatz der Raumordnung zu berücksichtigen, nicht zu be-
achten. 

Diese Stellungnahme gilt, solange die Grundlagen, die zur Beurteilung 
der Planung geführt haben, nicht wesentlich geändert wurden. Die Er-
fordernisse aus weiteren Rechtsvorschriften bleiben von der landespla-
nerischen Stellungnahme unberührt. 

 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Die Ausführungen in Kap. A, Pkt. 3.1.2 bzgl. des freiraumrelevanten Teils der engeren Puf-
ferzone der Potsdamer Kulturlandschaft (UNESCO-Weltkulturerbe) werden gestrichen; die 
Formulierung in Kap. A, Pkt. 3.1.3 entsprechend angepasst. 

Mit dem Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Berlin-Brandenburg wurde am 16. Juni 2014 
der LEP B-B für unwirksam erklärt. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Mit der Rechtskraft 
des Urteils würden die Vorgaben des Landesentwicklungsprogramms LEPro2007 und des 
LEP eV wieder aufleben. Auch danach wäre die Planung mit den raumordnerischen Vorga-
ben verträglich. Die Einstufung der Landeshauptstadt Potsdam als Oberzentrum ist ebenso 
gültig, wie die mit der Planung verfolgten Grundsatzzielstellungen (Siedlungsbeschränkung 
auf die zentralen Orte bzw. Zentren der dezentralen Konzentration, Innen- vor Außenentwick-
lung, Entwicklung verkehrsvermeidender Strukturen). 
 

Fazit: Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich, die Begründung wird entspre-
chend aktualisiert. 

2. Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, LUGV 
17.02.2014 

Immissionsschutz, RW4 
Das LUGV hat darauf hingewiesen, dass die Belange des Immissions-
schutzes von der Anhebung von einem auf zwei Vollgeschosse für ei-
nen Anbau im Bereich der Brandenburger Straße 54 sowie von der 
Stärkung der Sortimentsbeschränkungen mit einer Erweiterung des 

 
 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Fazit: Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich. 
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ANLAGE 1 – Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange Bebauungsplan SAN – P02 „Block 15 Potsdam“ 
Abwägungsvorschläge zur Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stand: 27.11.2015 
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Nr. Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

Nutzungsspektrums für den Einzelhandel nicht betroffen sind. 

Wasserbewirtschaftung, Hydrologie, RW5 
Die Belange RW5 betreffend werden zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
keine weiteren Forderungen und Hinweise zu der Änderung des Be-
bauungsplans vorgebracht. 

Hochwasserschutz, Gewässerunterhaltung, RW6 
Die Belange von RW6 hinsichtlich wasserwirtschaftlicher Anlagen, 
Hochwasserschutz und Überschwemmungsgebiete sowie Unterhaltung 
der Gewässer l. Ordnung des Landes werden durch den Bebauungs-
planentwurf nicht berührt. 

Sollten neue Gesichtspunkte für die Beurteilung des Vorhabens vorlie-
gen, ist die Stellungnahme auf ihre Aussage hin zu überprüfen und ggf. 
zu überarbeiten. 

Stellungnahmen anderer Behörden bleiben unberührt. Das Ergebnis 
der Abwägung in der Gemeinde (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB) bzw. das 
Inkrafttreten des Bebauungsplans (Rechtswirksamkeit) durch Erteilung 
der Genehmigung (§ 10 BauGB) bitte ich dem LUGV mitzuteilen. 

3. Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäolo-
gisches Landesmuseum, Abteilung Bodendenkmalpflege 
20.01.2014 

Im Bereich des Bebauungsplans ist derzeit ein Bodendenkmal i.S.d. 
BbgDSchG registriert: 

 2140 Potsdam - Historische Altstadt des deutschen Mittelalters und 
der Neuzeit, Burg des deutschen Mittelalters und Schloss der Neu-
zeit, Friedhof der Neuzeit, Befestigung und Brücke der Neuzeit, 
Burgwall des slawischen Mittelalters, Siedlung und Gräberfeld des 
slawischen Mittelalters, Siedlung der Eisenzeit, Siedlung und Grä-
berfeld der Bronzezeit, „Siedlung“ und Gräberfeld des Neolithikums, 
Rast- und Werkplatz des Mesolithikums 

Flächen oder Trassen, die lediglich während der Bauzeit genutzt wer-
den (z.B. Bau- und Materiallager und u.U. auch Arbeitsstraßen), sollten 

 
 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Das BbgDSchG gilt unabhängig vom Bebauungsplan. Das registrierte Bodendenkmal Nr. 
2140 wird nachrichtlich gemäß § 9 Abs. 6 BauGB in den Bebauungsplan übernommen. Ein 
Hinweis auf die mit Bodendenkmalen verbundenen Auflagen gemäß BbgDSchG wird in die 
Begründung aufgenommen. 

Fazit: Die Begründung wird entsprechend ergänzt. 

8 von 78 in Zusammenstellung



ANLAGE 1 – Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange Bebauungsplan SAN – P02 „Block 15 Potsdam“ 
Abwägungsvorschläge zur Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stand: 27.11.2015 
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Nr. Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

möglichst nicht im Bereich des Bodendenkmals eingerichtet werden 
bzw. nur dort, wo bereits eine Versiegelung des Bodens vorliegt. Durch 
den notwendigen Oberbodenabtrag und das verstärkte Befahren dieser 
Flächen mit schwerem Baugerät sowie durch mögliche Bagger- oder 
Raupenaktivität o.ä. Eingriffe in den Untergrund wird die Bodendenk-
malsubstanz umfangreich ge- und zerstört. Sollte es nicht möglich sein, 
bauzeitlich genutzte, unversiegelte Flächen und Wege außerhalb des 
bekannten Bodendenkmals anzulegen, so werden kostenpflichtige 
Schutz- bzw. Dokumentationsmaßnahmen notwendig. 

Es gelten folgende Rechtsgrundlagen: 
 § 1 Abs. 1; § 2 Abs. 1-3; § 7 Abs. 1, 3, 9; § 9 Abs. 3, 4; § 11 Abs. 1-

4; § 26 Abs. 4 BbgDSchG  

4. Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäolo-
gisches Landesmuseum, Abteilung Denkmalpflege 
17.02.2014  

Das Planungsgebiet ist Bestandteil der 2. barocken Stadterweiterung, 
die als Denkmalbereich geschützt ist. Der weitgehend durch die baro-
cke Substanz charakterisierte Stadtkörper stellt sich bis auf einige jün-
gere Hinzufügungen als relativ homogene Struktur dar. Das trifft auch 
auf seine Höhenentwicklung zu. 

Eine Ausnahmefigur als jüngere Zutat stellt hinsichtlich der überbauten 
Fläche wie auch der Bauhöhe das Karstadtwarenhaus dar. Hier handelt 
es sich um das höchste Haus innerhalb der als Planstadt entstandenen 
und noch immer weitgehend homogenen Struktur. 

Ausgerechnet dem Höhenausreißer soll nun per Bebauungsplan die 
Möglichkeit einer Aufstockung eingeräumt werden. Dies würde die Po-
tenzierung eines Missstandes bewirken, wird deshalb unsererseits als 
denkmalunverträgliche Planung eingeschätzt und abgelehnt. 

Der Denkmalwert des geschützten Stadtkörpers ist nicht nur aus den 
Straßen- und Platzräumen erlebbar, sondern auch von umgebenden 
Hochpunkten, die den Draufblick inszenieren. Neben der Nikolaikirche 
sei hier vor allem auf den Brauhausberg mit seinen Ausblicken verwie-

 
 
 

Der Einwand wird nicht berücksichtigt.  

Es wurde die Auswirkung der partiellen Aufstockung auf den wahrnehmbaren Stadtkörper 
und die Struktur der 2. Barocken Stadterweiterung geprüft. Die Prüfung ergab, dass innerhalb 
der historischen Innenstadt die partielle Aufstockung lediglich von der südlichen Seite der 
Brandenburger Straße zwischen der Brandenburger Straße 29 und der katholischen Kirche 
St. Peter und Paul aus einsehbar ist. Die geplante Aufstockung wäre aufgrund der dazwi-
schen liegenden Bebauung von keinem anderen öffentlich zugänglichen Raum im Bereich 
der historischen Innenstadt in ihren Abmessungen um das Jahr 1790 sichtbar. Die partielle 
Aufstockung wird nur bei westlicher Blickrichtung und Orientierung des Blickfeldes oberhalb 
der nordwestlich angrenzenden Bebauung wahrgenommen. Die Sichtbarkeit einer baulichen 
Anlage allein führt noch nicht zwangsläufig zu einer wahrnehmbaren Beeinträchtigung. Hin-
zukommen müsse gemäß aktueller Rechtsprechung vielmehr, dass die in einer solchen Um-
gebung „gebietsfremde“ moderne bauliche Anlage auf Grund ihrer Größe und Gestaltung im 
Verhältnis zum vorhandenen, das Gebiet prägenden Baubestand so auffällig und dominie-
rend in Erscheinung trete, dass sich deren nachteilige optische Wirkung selbst einem für 
derartige Dinge nicht besonders aufgeschlossenen Durchschnittsbetrachter geradezu auf-
dränge (vgl. VG Stuttgart, Urteil vom 02.12.2008 (Az.: 13 K 744/08). Die partielle Aufstockung 
müsste vom gebildeten Durchschnittsbetrachter als höchst belastend und Unlust erzeugend 
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ANLAGE 1 – Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange Bebauungsplan SAN – P02 „Block 15 Potsdam“ 
Abwägungsvorschläge zur Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stand: 27.11.2015 
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Nr. Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

sen, deren Revitalisierung ein ausdrückliches stadtplanerisches Ziel 
darstellt. Das Erlebnis der 2. barocken Stadterweiterung auch aus die-
sen, hier beispielhaft erwähnten Perspektiven würde durch die Aufsto-
ckung des ohnehin am höchsten aufragenden Baukörpers empfindlich 
gestört. Nach dem Gleichbehandlungsgrundsatz werden entsprechende 
Begehrlichkeiten der Nachbarn kaum abschlägig bescheidbar sein und 
somit weitere Verluste an Homogenität, wenn nicht der Aufwuchs des 
Gebietes vorbereitet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

empfunden werden (vgl. Bay. VGH, Urteil vom 04.09.2008, Az. RO 2 K 07.400). Eine derarti-
ge Wirkung ist hier nicht zu erwarten.  

Auch die Fernwirkung von Hochpunkten aus wurde geprüft. Die Grundfläche der partiellen 
Aufstockung ist wesentlich kleiner als die der darunter befindlichen Geschosse. Zudem wird 
über eine in den Bebauungsplan integrierte gestalterische Festsetzung nach Bauordnung die 
Farbigkeit der Aufstockung geregelt. Darüber hinaus haben die Hochpunkte eine Entfernung 
von mehreren hundert Metern bis zu mehreren Kilometern. Weiterhin ist die 2. Barocke 
Stadterweiterung an einigen Stellen durch Hochhäuser und andere große Gebäude umge-
ben. Hinzu kommen im Norden und Süden bebaute Hanglagen. Dies führt insgesamt dazu, 
dass die partielle Aufstockung von den Hochpunkten aus betrachtet fast durchweg mit dahin-
ter befindlichen Gebäuden visuell verschmilzt. Die partielle Aufstockung entfaltet daher keine 
beeinträchtigende Wirkung. Von diversen Sichtachsen kann das Gebäude überhaupt nicht 
gesehen werden.  

Die Beeinträchtigungen auf das UNESCO-Welterbe wurden von der unteren Denkmalschutz-
behörde als nicht erheblich beurteilt, so dass hieraus keine zwingenden Versagungsgründe 
resultieren. Denkmalpflegerische Belange werden von städtebaulichen Belangen überwogen. 

Die in der Potsdamer Innenstadt und im Karstadt-Warenhauskomplex vorhandenen Laden-
leerstände gefährden die Funktionsfähigkeit des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt. 
Da das Warenhaus für den Bereich der Brandenburger Straße und darüber hinaus Magnet-
funktion besitzt wird sich durch eine Wiedernutzbarmachung, Weiterentwicklung und Aufwer-
tung des Warenhauskomplexes auch die Attraktivität des gesamten zentralen Versorgungs-
bereichs Innenstadt erhöhen. Zur Bekämpfung der Leerstandssituation sind Rahmenbedin-
gungen für innovative Nutzungskonzepte erforderlich. Die Erweiterung des Maßes der bauli-
chen Nutzung von bisher 5 auf künftig 6 Vollgeschosse im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 
führt zu einer deutlichen Erhöhung der Nutzungsoptionen des 5. Vollgeschosses. Während 
die Aussicht für potenzielle Mieter auf eine ausschließliche Nutzung des 5. Vollgeschosses 
unattraktiv ist, steigen die Vermietungschancen signifikant, wenn eine Erweiterung von Nut-
zungen auf ein 6. Vollgeschoss in Verbindung mit Aufenthaltsbereichen auf der Dachterrasse 
ermöglicht wird.  

Der Gleichbehandlungsgrundsatz kann dabei aus zwei Gründen nicht als Argument gegen 
die Zulässigkeit eines 6. Vollgeschosses bemüht werden. Zunächst ist mit einer Negativvor-
bildwirkung nicht zu rechnen, da eine Bewertung des Einfügens weiterer Geschossanhebun-
gen innerhalb des Plangebietes nicht gemäß dem Einfügungsgebot des § 34 BauGB erfolgt 
sondern auch künftig auf Grundlage der Festsetzungen des Bebauungsplans. Weiterhin ist 
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In der Brandenburger Straße 54 darf der hofseitige Anbau an das baro-
cke Typenhaus nicht auf zwei Geschosse erhöht werden, weil die Ab-
lesbarkeit des straßenseitigen Baukörpers dann nicht mehr gegeben 
wäre. 

zu bedenken, dass auf anderen Flachdächern von Gebäuden innerhalb der 2. Barocken 
Stadterweiterung keine vergleichbaren partiellen Aufstockungen in Verbindung mit weitläufi-
gen Terrassennutzungen umsetzbar sind, ohne dass entsprechende Geschosse oder sonsti-
ge Aufbauten von den umgebenden Straßenräumen der 2. Barocken Stadterweiterung ein-
sehbar sind. Dies ist aber in der besonderen Situation der ausgedehnten Dachflächen des 
Warenhauskomplexes der Fall. 

Mit Verweis auf die Stellungnahme der unteren Denkmalschutzbehörde ist außerdem zu ver-
gegenwärtigen, dass die innerstädtische Dachlandschaft sich nicht als eine totale Gesamtheit 
präsentiert, sondern durch vielfältige Aufbauten und Störungen in einem belebten Formen-
spektrum wahrgenommen werden kann. Die untere Denkmalschutzbehörde hat der Festset-
zung eines 6. Vollgeschosses im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ daher unter der Maßgabe 
zugestimmt, dass die in ihrer Stellungnahme benannten Material- und Farbvorgaben für das 
6. Vollgeschoss des Sondergebietes „Einkaufszentrum“ im weiteren Verfahren Berücksichti-
gung finden. Es wird daher durch Festsetzung nach Landesrecht verbindlich geregelt, dass 
Außenfassaden, Dachflächen und sonstige Außenbauteile des 6. Vollgeschosses im Sonder-
gebiet „Einkaufszentrum“ ausschließlich in dunklem Farbton ohne reflektierende oder spie-
gelnde Flächen herzustellen sind.  

Fazit: Die Planung wird nur soweit geändert, als dass gestalterische Festsetzungen für 
das zulässige 6. Vollgeschoss im Sondergebiet getroffen werden. 

Der Einwand wird berücksichtigt. 

Der straßenseitige Anblick ist zwar von der geplanten hofseitigen Anhebung der Anbauten 
nicht betroffen. Auf Grundlage der Stellungnahme der unteren Denkmalschutzbehörde vom 
17.02.2014 erfolgte jedoch eine Neubewertung der städtebaulich-architektonischen Situation 
vor Ort. Im Ergebnis wird auf eine Erhöhung der Anbauten der barocken Typenhäuser Bran-
denburger Straße 53 und 54 von einem auf maximal zwei zulässige Vollgeschosse verzichtet. 

Fazit: Die Planung wird geändert. 

5. Stiftung Preußischer Schlösser und Gärten 
10.02.2014 

Auf Grundlage nachfolgend aufgeführter rechtlicher Grundlagen und 
Bestimmungen teilen wir ihnen unsere denkmalfachliche Position mit: 

[Nennung der Rechtsgrundlagen] 

 
 

Der Einwand wird nicht berücksichtigt. 

Auch die Wirkung auf die Sichtbeziehungen wurde geprüft. Die partielle Aufstockung ist deut-
lich kleiner als die darunter befindlichen Geschosse. Der bestehende fünfgeschossige Ge-
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Es wird mitgeteilt, dass die 1. Änderung des Bebauungsplanvorentwurfs 
in mehreren Punkten abgelehnt wird. Die Aufstockung um ein 6. Ge-
schoss auf der Dachfläche des 5. Vollgeschosses des jetzigen Kar-
stadt-Warenhauses wird abgelehnt. 

Der Block 15 innerhalb der barocken Stadterweiterung Potsdams wird 
von folgenden Sichtbeziehungen überstrichen: 

1. Belvedere Pfingstberg – (wieder aufzubauender) Turm der Garni-
sonkirche (vollflächig), 

2. Generalseiche Park Babelsberg – Turm der Friedenskirche (ange-
schnitten), 

3. Normannischer Turm Ruinenberg – Kuppel St. Nikolaikirche (ange-
schnitten), 

4. Winzerhaus Sanssouci – Turm St. Peter und Paul-Kirche (ange-
schnitten), 

5. Schloss Sanssouci – Turm Heiligengeistkirche (angeschnitten). 

Die Sichtbeziehungen innerhalb der Kulturlandschaft Potsdams aus den 
Gartenanlagen des Weltkulturerbes auf herausragende architektoni-
sche städtebauliche Dominanten überstreichen das Gebiet der baro-
cken Stadterweiterungen. Schon jetzt stellt die Fünfgeschossigkeit des 
umgebauten und erweiterten Karstadt-Warenhauses innerhalb des 
Blockes in den Sichtbeziehungen eine bauliche Verdichtung und Über-
höhung des barocken Quartiers dar und lässt oft die Dachlandschaft 
der barocken Häuser verschwinden, die eine wesentliche Störung dar-
stellt. Eine partielle Aufstockung um ein 6. Vollgeschoss auf einer Flä-
che von etwa 3 barocken Häusern führt zu einer erheblichen Beein-
trächtigung der Erlebbarkeit der Sichtbeziehungen. 

bäudeteil hat eine Grundfläche von ca. 3.285 m². Der sechsgeschossige Aufbau soll rund 420 
m² Grundfläche haben, also nur etwas mehr als ein Achtel der Grundfläche des darunterlie-
genden Geschosses. Das sechste Vollgeschoss ist der vorhandenen Baumasse deutlich 
untergeordnet und entfaltet von daher keine Beeinträchtigung der Sichtbeziehungen. Zudem 
wird über eine in den Bebauungsplan integrierte gestalterische Festsetzung nach Bauord-
nung die Farbigkeit der Aufstockung geregelt. Darüber hinaus haben die Ausgangspunkte der 
Sichtbeziehungen Entfernungen von mehreren hundert Metern bis zu mehreren Kilometern. 
Weiterhin ist die 2. Barocke Stadterweiterung an einigen Stellen durch Hochhäuser und an-
dere große Gebäude umgeben. Hinzu kommen im Norden und Süden bebaute Hanglagen. 
Dies führt insgesamt dazu, dass die partielle Aufstockung von den Hochpunkten aus betrach-
tet fast durchweg mit dahinter befindlichen Gebäuden visuell verschmilzt. Die partielle Auf-
stockung entfaltet daher keine beeinträchtigende Wirkung.  

 

Das Gebäude liegt zwar in der Sichtachse vom Belvedere Pfingstberg zum Turm der wieder 
zu errichtenden Garnisonkirche, beeinträchtigt diese Achse aber nicht. Das Belvedere und 
der Garnisonkirchturm liegen deutlich höher. Zudem befindet sich das achtgeschossige Haus 
1 der Stadtverwaltung in der Sichtachse. Das Haus 1 ist deutlich höher als der geplante 
Dachaufbau, so dass eine Beeinträchtigung der Sichtachse nicht möglich ist. Bei einem Er-
satz des Hauses 1 durch einen Neubau wäre dieses als Fremdkörper im Sinne des § 34 
BauGB in seiner jetzigen Kubatur zwar nicht wieder herstellbar. Dennoch wäre auch in die-
sem Fall mit einer Beeinträchtigung der o. g. Sichtachse durch den partiellen Dachaufbau 
angesichts seiner Lage deutlich unterhalb der o. g. Sichtachse sowie aufgrund seiner geplan-
ten Gestaltung – in dunklem Farbton ohne reflektierende oder spiegelnde Flächen – nicht zu 
rechnen.  

Das Gebäude, welches aufgestockt werden soll, liegt südlich der Sichtachse Generalseiche 
Park Babelsberg – Turm der Friedenskirche. Und zwar liegt es so südlich, dass es von der 
Generalseiche aus gesehen durch das Klinikum Ernst von Bergmann mit seinen Hochhäu-
sern verdeckt wird. In umgekehrter Richtung ragt das Klinikum über die geplante Aufstockung  
hinaus. Es besteht keine Sichtbeziehung mehr, die man durch die Aufstockung beeinträchti-
gen könnte. 

Vom Normanischen Turm aus in Richtung Nikolaikirche sieht man das Gebäude etwas links 
der Sichtachse. Der Aufbau geht jedoch vor den Plattenbauten an der Straße Am Kanal so-
wie in Gegenrichtung vor der am Hang ansteigenden Bebauung in der Jägervorstadt visuell 
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unter. 

Das Gebäude liegt deutlich außerhalb der Sichtachse Winzerhaus Sanssouci – Turm St. 
Peter und Paul Kirche.  

Vom Schloss Sanssouci aus ist das Gebäude überhaupt nicht zu sehen. Dazu müssten die 
Bäume zwischen Schloss und Bildergalerie gefällt werden. In umgekehrter Richtung ist das 
Gebäude zu sehen. Es liegt jedoch deutlich tiefer als der Nachbau des Turms der verloren-
gegangenen Heiligengeistkirche und das Schloss Sanssouci, so dass es keine Beeinträchti-
gung der Sichtachse darstellt. 

 

Die Beeinträchtigungen auf das UNESCO-Welterbe wurden von der unteren Denkmalschutz-
behörde als nicht erheblich beurteilt, so dass hieraus keine zwingenden Versagungsgründe 
resultieren können. Denkmalpflegerische Belange werden von städtebaulichen Belangen 
überwogen. 

Die in der Potsdamer Innenstadt und im Karstadt-Warenhauskomplex vorhandenen Laden-
leerstände gefährden die Funktionsfähigkeit des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt. 
Da das Warenhaus für den Bereich der Brandenburger Straße und darüber hinaus Magnet-
funktion besitzt wird sich durch eine Wiedernutzbarmachung, Weiterentwicklung und Aufwer-
tung des Warenhauskomplexes auch die Attraktivität des gesamten zentralen Versorgungs-
bereichs Innenstadt erhöhen. Zur Bekämpfung der Leerstandssituation sind Rahmenbedin-
gungen für innovative Nutzungskonzepte erforderlich. Die Erweiterung des Maßes der bauli-
chen Nutzung von bisher 5 auf künftig 6 Vollgeschosse im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 
führt zu einer deutlichen Erhöhung der Nutzungsoptionen des 5. Vollgeschosses. Während 
die Aussicht für potenzielle Mieter auf eine ausschließliche Nutzung des 5. Vollgeschosses 
unattraktiv ist, steigen die Vermietungschancen signifikant, wenn eine Erweiterung von Nut-
zungen auf ein 6. Vollgeschoss in Verbindung mit Aufenthaltsbereichen auf der Dachterrasse 
ermöglicht wird.  

Mit Verweis auf die Stellungnahme der unteren Denkmalschutzbehörde ist außerdem zu ver-
gegenwärtigen, dass die innerstädtische Dachlandschaft sich nicht als eine totale Gesamtheit 
präsentiert, sondern durch vielfältige Aufbauten und Störungen in einem belebten Formen-
spektrum wahrgenommen werden kann. Die untere Denkmalschutzbehörde hat der Festset-
zung eines 6. Vollgeschosses im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ daher unter der Maßgabe 
zugestimmt, dass die in ihrer Stellungnahme benannten Material- und Farbvorgaben für das 
6. Vollgeschoss des Sondergebietes „Einkaufszentrum“ im weiteren Verfahren Berücksichti-
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gung finden. Es wird daher durch Festsetzung nach Landesrecht verbindlich geregelt, dass 
Außenfassaden, Dachflächen und sonstige Außenbauteile des 6. Vollgeschosses im Sonder-
gebiet „Einkaufszentrum“ ausschließlich in dunklem Farbton ohne reflektierende oder spie-
gelnde Flächen zulässig sind.  

Fazit: Die Planung wird nicht geändert. 

6. IHK Potsdam 
24.02.2014 

Die die Nutzungen im Sondergebiet (Einkaufszentrum) mit dem Kauf-
haus Karstadt besitzen für die Funktion und Attraktivität des Zentralen 
Versorgungsbereichs „Innenstadt“ der Landeshauptstadt Potsdam ins-
gesamt eine wichtige Ankerfunktion. Auch das Einzelhandelskonzept 
unterstreicht die herausgehobene Funktion der Einkaufsinnenstadt. 
Diese Funktion gilt es auch für die Zukunft zu sichern. 

Bisher wurde durch den Bebauungsplan abgesichert, dass der Standort 
überwiegend für Einzelhandel mit innerstadtrelevantem Sortiment zur 
Verfügung steht. Ein Teil der Flächen konnte aber seit der Eröffnung in 
2005 nicht mit Nutzungen gefüllt werden. 

Wir befürworten daher das Anliegen, über eine Attraktivitätssteigerung 
des Sondergebietes nachzudenken, so dass auch die Gesamtentwick-
lung der Einkaufsinnenstadt davon profitieren kann. 

Allerdings werden die geplanten Änderungen hinsichtlich ihrer Wirkung 
kritisch gesehen werden. Es wird befürchtet, dass durch die Ausdeh-
nung der Einzelhandelssortimente auch auf nicht-zentrenrelevante Sor-
timente sowie die Erweiterung der zulässigen Nutzungen im 3. und 4. 
Vollgeschoss negative Auswirkungen entstehen. Diese könnten entge-
gen der Intention des Plangebers zu einem deutlichen Attraktivitätsver-
lust und der Schwächung der Funktion des wichtigsten Zentralen Ver-
sorgungsbereichs der Landeshauptstadt Potsdam führen. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass durch einen vollständigen Wegfall der Sorti-
mentsbeschränkungen sowie eine allgemeine Zulässigkeit von anderen 
Nutzungen bereits ab dem 3. Vollgeschoss die Ankerfunktion des Ein-
zelhandelsstandortes im Sondergebiet unterhöhlt wird und damit mittel- 

 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Die Einwände werden nicht berücksichtigt. 

Eine Verdrängung von Einzelhandelsflächen mit zentrenrelevanten Warensortimenten ober-
halb des 2. Vollgeschosses aufgrund der erweiterten Zulässigkeiten ist nicht zu erwarten, da 
die allgemeine Zweckbestimmung „Einkaufszentrum“ im Sondergebiet gewahrt bleiben muss. 
Unabhängig davon lässt die negative Leerstandsentwicklung der letzten Jahre den Rück-
schluss auf eine Verdrängung von Einzelhandelsflächen nicht zu. Es ist nicht erkennbar, in-
wiefern eine Erweiterung der zulässigen Warensortimente und der Zulässigkeit weiterer Nut-
zungen zu einer Gefährdung der Ankerfunktion des Einzelhandels führen sollen. Vielmehr 
werden Spielräume für die Ergänzung und Diversifizierung von Nutzungen mit heterogenen 
Raumansprüchen eröffnet, von denen der zentrale Versorgungsbereich Innenstadt profitieren 
kann. 

Ein Attraktivitätsverlust und eine Schwächung des zentralen Versorgungsbereichs wären 
potentiell möglich, wenn der derzeitige Hauptnutzer den Standort aufgäbe. In diesem Fall 
wäre nach Einschätzung von Experten eine adäquate Nachnutzung unwahrscheinlich, die 
mehr als Erdgeschoss und erstes Obergeschoss umfasst. Die bisherigen Festsetzungen 
würden den Leerstand befördern, da andere Sortimente und Nutzungen ausgeschlossen 
sind. 

Eine nur teilweise Erweiterung der Zulässigkeit nicht-zentrenrelevanter Einzelhandelsbetriebe 
wird zwar als eine zulässige und auf der Systematik der „Potsdamer Sortimentliste“ basieren-
den Regulierung gesehen, die jedoch an diesem Standort nicht zielführend ist und potenzielle 
Entwicklungsmöglichkeiten einschränkt. Der Bebauungsplanentwurf zielt auf die Belebung 
der Potsdamer Verkaufsinnenstadt mit heterogenen Nutzungsstrukturen und vielfältigen 
Raumbedarfen ab, die nachfragebedingt sowohl durch Einzelhandelsbetriebe mit zentrenre-
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bis langfristig an Bedeutung verlieren könnte, was sich negativ auf den 
gesamten Zentralen Versorgungsbereich „Innenstadt“ auswirken würde. 
Da nur wenige größere, zusammenhängende Flächen in der barocken 
Innenstadt für den Einzelhandel zur Verfügung stehen, kann ein Verlust 
an diesem Standort auch nicht an anderer Stelle im Zentralen Versor-
gungsbereich ausgeglichen werden. Daher ist dafür Sorge zu tragen, 
dass auch langfristig an diesem Standort größere Flächen für den Ein-
zelhandel mit innenstadtrelevanten Sortimenten zur Verfügung stehen. 

Auf die Auswirkungen der geplanten Änderungen in den textlichen 
Festsetzungen Nr. 7 und 8 wird in der Begründung nicht detailliert ein-
gegangen. Zur Einschätzung unsererseits reichen die Angaben nicht 
aus. Daher bitten wir um Ergänzung der Unterlagen durch eine gut-
achterliche Einschätzung der städtebaulichen und raumordnerischen 
Verträglichkeit.  

Dabei sollte auch geprüft werden, ob beispielsweise eine Erweiterung 
der derzeit zulässigen Sortimente auf eine allgemeine Zulässigkeit der 
zentrenrelevanten Sortimente der „Potsdamer Sortimentliste“ gleichfalls 
dem derzeitigen Leerstand entgegen wirken könnte. Dadurch würde 
das zulässige Spektrum bereits merklich erweitert. Ggf. könnte die Zu-
lässigkeit für einzelne, nicht-zentrenrelevante Sortimente ergänzt wer-
den. Auch könnte beispielsweise nach eingehender Prüfung ab dem 3. 
Vollgeschoss eine ausnahmsweise Zulässigkeit weiterer Nutzungen 
zusätzlich zum Einzelhandel festgelegt werden. 

Zur Erarbeitung unserer Stellungnahme wird um Übersendung der Aus-
wirkungsanalyse gebeten. 

levanten als auch mit nicht-zentrenrelevanten Warensortimenten ausgefüllt werden können.  

Der Standort ist Teil des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt und damit Gegenstand 
gutachterlicher Untersuchung (z.B. Einzelhandelskonzept der Landeshauptstadt Potsdam). 
Eine gutachterliche Untersuchung über das Einzelhandelskonzept der Landeshauptstadt 
Potsdam hinaus liegt nicht vor, weitere Untersuchungen sind nicht vorgesehen.  

Entsprechend der Stellungnahme der Gemeinsamen Landesplanung vom 06.02.2014 stehen 
die Ziele der Raumordnung dem Bebauungsplan nicht entgegen. 

Fazit: Die Planung wird nicht geändert. 
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Die folgenden Seiten umfassen die Abwägungsvorschläge zu den vorgebrachten Anregungen und Hinweisen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange zum Entwurf des Bebauungsplans SAN – P02 „Block 15 Potsdam“ im Rahmen der erneuten Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB (Schreiben der Landeshauptstadt Potsdam vom 25.11.2014). 
 
Die Texte der Beteiligten geben den Inhalt der Originalstellungnahmen wieder, wurden aber zur besseren Les- und Erfassbarkeit neu geordnet und ggf. teilweise gekürzt. 
 
 
Die folgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellungnahmen keine Einwände oder Hinweise zum Bebauungsplan geäußert: 
 

 Kreishandwerkerschaft (mit Schreiben vom 21.01.2015) 
 
 
Die folgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben sich nicht geäußert. Es wird daher davon ausgegangen, dass sie der Planung zustimmen: 
 

 Landesamt für Bauen und Verkehr 

 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum, Abteilung Denkmalpflege 
 
Im Ergebnis der Abwägung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange erfolgen in der Begründung redaktionelle Anpassungen zu den 
folgenden Themen: 
 

 Kapitel A Planungsgegenstand, Punkt 3.7.1 Denkmalschutz: Aktualisierung der Angaben gemäß der überarbeiteten Denkmalliste 

 Kapitel B Planinhalte und Planfestsetzungen, Punkt 4.4.2 Sondergebiet „Einkaufszentrum“: Korrektur der Rechtsgrundlage 

 Kapitel B Planinhalte und Planfestsetzungen, Punkt 4.5 Nachrichtliche Übernahmen: Aktualisierung der Angaben gemäß der überarbeiteten Denkmalliste 

 Kapitel G Anlagen, Punkt 3 Nachrichtliche Übernahmen: Aktualisierung der Angaben gemäß der überarbeiteten Denkmalliste 
 
 
 
Die folgenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben zum Entwurf des Bebauungsplans SAN – P02 wie folgt Stellung genommen:  
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1. Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung 
15.12.2014  

Begründung Seite 32: Dort steht § 17 Abs. 1 BauNVO, es müsste aber 
§ 17 Abs. 2 BauNVO heißen. 

 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die Rechtsgrundlage wird entsprechend der Stellungnahme korrigiert. 

Fazit: Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich, die Begründung wird entspre-
chend aktualisiert. 

2. Gemeinsame Landesplanungsabteilung 
07.01.2015  

Zur Planungsabsicht wurde Ihnen mit Schreiben vom 09.10.2013 die 
Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung mit-
geteilt. Zudem erhielten Sie mit Schreiben vom 06.02.2014 unsere Stel-
lungnahme zum Entwurf des Bebauungsplans vom 10.01.2014. 

Darauf Bezug nehmend ist zum nun vorliegenden Entwurf festzustellen, 
dass diesem Ziele der Raumordnung nicht entgegenstehen.  

Sonstige Erfordernisse der Raumordnung: 
Mit der Einleitung des Beteiligungsverfahrens zum Entwurf des Regio-
nalplanes Havelland-Fläming 2020 am 11.06.2012 liegen in Aufstellung 
befindliche Ziele der Raumordnung vor. Am 16.12.2014 hat die Regio-
nalversammlung Havelland-Fläming den Regionalplan Havelland-Flä-
ming 2020 als Satzung beschlossen. Vor der Inkraftsetzung des Planes 
erfolgt nunmehr das Genehmigungsverfahren. Aufgrund des erreichten 
Verfahrensstandes mit der erfolgten Abwägung durch die Regionale 
Planungsgemeinschaft ist den in Aufstellung befindlichen Zielen mit 
besonderem Gewicht Rechnung zu tragen.  

Hinweise: 
Das OVG Berlin-Brandenburg hat mit Urteil vom 16.06.2014 die Bran-
denburger Verordnung über den Landesentwicklungsplan Berlin-Bran-
denburg (LEP B-B) vom 31.03.2009 für unwirksam erklärt. Das Urteil ist 
noch nicht rechtskräftig. Bis zu einer möglichen Rechtskraft des Urteils 
findet der LEP B-B weiterhin uneingeschränkt Anwendung.  

 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Die brandenburgische Rechtsverordnung über den LEP B-B vom 31.03.2009 war vom OVG 
Berlin-Brandenburg mit Urteil vom 16.06.2014 für unwirksam erklärt worden. Die Landesre-
gierung hat den vom OVG bemängelten Zitierfehler auf Basis des Raumordnungsrechts be-
hoben. Am 02.06.2015 wurde die Verordnung über den LEP B-B im Land Brandenburg ver-
kündet (Verordnung über den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) vom 
27.05.2015 (GVBl. II Nr. 24), in Kraft getreten mit Wirkung vom 15.05.2009). Damit gilt der 
gemeinsame LEP B-B nun wieder in beiden Bundesländern.  

Die Ziele des Bebauungsplans stehen mit den regionalplanerischen Überlegungen des in 
Aufstellung befindlichen neuen Regionalplans 2020 im Einklang. 

Fazit: Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich. 

17 von 78 in Zusammenstellung



ANLAGE 2  Bebauungsplan SAN – P02 „Block 15 Potsdam“ 
Abwägungsvorschläge zur erneuten Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stand: 15.12.2015 

 
 

3 

Nr. Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

3. Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, LUGV 
19.01.2015 

Immissionsschutz, RW4 
Zum Immissionsschutz wurde zuletzt im Rahmen der frühzeitigen Be-
hördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom 
17.02.2014 eine Stellungnahme mit dem Ergebnis abgegeben, dass 
zum Bebauungsplanverfahren von Seiten des Immissionsschutzes kei-
ne Bedenken bestehen. Dem hier vorliegenden Entwurf sind keine Hin-
weise und Anregungen hinzuzufügen. 

Wasserbewirtschaftung, Hydrologie, RW5 
Die Belange von RW 5 werden von der 1. Änderung des Bebauungs-
plans SAN – P02 nicht berührt. 

Hochwasserschutz, Gewässerunterhaltung, RW6 
Die Belange von RW6 hinsichtlich wasserwirtschaftlicher Anlagen, 
Hochwasserschutz und Überschwemmungsgebiete sowie Unterhaltung 
der Gewässer I. Ordnung des Landes werden im Bebauungsplan SAN 
– P02 nicht betroffen oder berührt. 

Abschließend: 
Stellungnahmen anderer Behörden bleiben unberührt. 

Das Ergebnis der Abwägung in der Gemeinde (§ 3 Abs. 2 Satz 4 
BauGB) bzw. das Inkrafttreten des Bebauungsplans (Rechtswirksam-
keit) durch Erteilung der Genehmigung (§ 10 BauGB) bitte ich dem 
LUGV mitzuteilen. 

 
 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Fazit: Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich. 

4. Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäolo-
gisches Landesmuseum, Abteilung Bodendenkmalpflege 
03.12.2014 

Im Bereich des Bebauungsplans ist derzeit ein Bodendenkmal im Sinne 
des Gesetzes über den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land 
Brandenburg (BbgDSchG) vom 24.05.2004 (GVBl. Bbg. 9, S. 215 ff) 
registriert. Nach Überarbeitung der Bodendenkmalliste im März 2014 
handelt es sich um das Bodendenkmal: 

 
 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Das BbgDSchG gilt unabhängig vom Bebauungsplan. Das registrierte Bodendenkmal Nr. 
2140 wurde bereits nachrichtlich gemäß § 9 Abs. 6 BauGB in den Bebauungsplan übernom-
men. Es erfolgt eine Aktualisierung der Angaben gemäß der überarbeiteten Denkmalliste. 
Der Hinweis auf die mit Bodendenkmalen verbundenen Auflagen gemäß BbgDSchG wurde 
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 2140 Potsdam – Altstadt des deutschen Mittelalters und Neuzeit; 
Rast- und Werkplatz des Mesolithikums; Gräberfeld und Siedlung 
des Neolithikums; Gräberfeld und Siedlung der Bronzezeit; Sied-
lung der Eisenzeit; Burgwall, Siedlung und Gräberfeld des slawi-
schen Mittelalters 

Flächen oder Trassen, die lediglich während der Bauzeit genutzt wer-
den (z.B. Bau- und Materiallager und u.U. auch Arbeitsstraßen), sollten 
möglichst nicht im Bereich des Bodendenkmals eingerichtet werden 
bzw. nur dort, wo bereits eine Versiegelung des Bodens vorliegt. Durch 
den notwendigen Oberbodenabtrag und das verstärkte Befahren dieser 
Flächen mit schwerem Baugerät sowie durch mögliche Bagger- oder 
Raupenaktivität o.ä. Eingriffe in den Untergrund wird die Bodendenk-
malsubstanz umfangreich ge- und zerstört. Sollte es nicht möglich sein, 
bauzeitlich genutzte, unversiegelte Flächen und Wege außerhalb des 
bekannten Bodendenkmals anzulegen, so werden kostenpflichtige 
Schutz- bzw. Dokumentationsmaßnahmen notwendig. 

Es gelten folgende Rechtsgrundlagen: 
 § 1 Abs. 1; § 2 Abs. 1-3; § 7 Abs. 1, 3; § 9 Abs. 3, 4; § 11 Abs. 1-4; 

§ 17 Abs. 1-4; § 26 Abs. 4 BbgDSchG  

bereits in die Begründung aufgenommen. 

Fazit: Die Begründung wird entsprechend ergänzt. 

5. Stiftung Preußischer Schlösser und Gärten 
19.01.2015 

Auf der Grundlage der nachfolgend aufgeführten rechtlichen Grundla-
gen und Bestimmungen teilen wir ihnen unsere denkmalfachliche Posi-
tion mit: 

[Nennung der Rechtsgrundlagen] 

Die überarbeitete 1. Auflage des Bebauungsplans mit den Festsetzun-
gen der unteren Denkmalschutzbehörde Potsdam stellt eine nur sehr 
bedingt befriedigende Lösung dar. Der Aufsatz eines weiteren Vollge-
schosses kann durch Farb- und Materialfestsetzungen nur dürftig ka-
schiert werden. Die Baumasse des zusätzlichen Vollgeschosses auf 
dem derzeitigen Karstadt-Warenhaus führt weiterhin zu einer Beein-
trächtigung des für die Welterbestätte prägenden Sichtengefüges. 

 
 

Der Einwand wird nicht berücksichtigt. 

Die Beeinträchtigung des UNESCO-Welterbes wurde von der unteren Denkmalschutzbehör-
de in ihrer Stellungnahme vom 17.02.2014 als unerheblich beurteilt. Die untere Denkmal-
schutzbehörde führt hierzu an, dass die Dachlandschaft der Innenstadt sich nicht als Ge-
samtheit präsentiert, sondern durch Aufbauten und Störungen in einem belebten Formen-
spektrum. Unter der Voraussetzung der Einhaltung von Material- und Farbvorgaben könne 
der Maßnahme auch aus Sicht des Umgebungsschutzes denkmalrechtlich zugestimmt wer-
den. 

Versagensgründe können hieraus nicht resultieren. Die von der unteren Denkmalschutzbe-
hörde genannten Voraussetzungen für eine zustimmende Erlaubnis liegen mit der Aufnahme 
einer gestalterischen Festsetzung für das 6. Vollgeschoss im Sondergebiet „Einkaufszent-
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Aus denkmalfachlicher Sicht und eingedenk der von der Stadt Potsdam 
und der Stiftung Preußische Schlösser und Gärten Berlin-Brandenburg 
unterzeichneten Deklaration über die Pufferzone zur Welterbestätte 
wird eine alternative und sensiblere Lösung empfohlen. 

Begründung: 
Der „Block 15 Potsdam“ innerhalb der barocken Stadterweiterung Pots-
dams wird von folgenden Sichtbeziehungen überstrichen: 

1. Generalseiche Park Babelsberg – Turm der Friedenskirche (ange-
schnitten) 

2. Normannischer Turm Ruinenberg – Kuppel St. Nicolaikirche (ange-
schnitten) 

3. Winzerhaus Sanssouci – Turm St. Peter und Paul-Kirche (ange-
schnitten) 

4. Schloss Sanssouci – errichteter Turm der verlorenen Heiligengeist-
kirche, heute Altenheim (angeschnitten) 

Die Sichtbeziehungen innerhalb der Kulturlandschaft Potsdams, beson-
ders von den Aussichtspunkten aus den Gartenanlagen des UNESCO-
Welterbes auf besondere Landschaftspartien und herausragende archi-
tektonische und städtebauliche Dominanten überstreichen das Gebiet 
der barocken Stadterweiterungen. Dadurch entsteht ein System von 
Sichten zwischen den Hochpunkten über die tiefer liegende Stadt an 
der Havel, das durch die Aufstockung eines Vollgeschosses auf das 
jetzige Karstadt Warenhaus in der Pufferzone der Welterbestätte ge-
stört wird. 

rum“ nach Landesrecht vor. Die geplante gestalterische Festsetzung führt zu einer zusätzli-
chen Minderung visueller Wirkungen des geplanten 6. Vollgeschosses auf das Sichtengefüge 
des UNESCO-Welterbes. 

Im Übrigen wurde die Wirkung auf die Sichtbeziehungen geprüft. Die partielle Aufstockung ist 
deutlich kleiner als die darunter befindlichen Geschosse. Der bestehende fünfgeschossige 
Gebäudeteil hat eine Grundfläche von ca. 3285 m². Der sechsgeschossige Aufbau soll rund 
420 m² Grundfläche haben, als nur etwas mehr als ein Achtel der Grundfläche des darunter-
liegenden Geschosses. Das sechste Vollgeschoss ist der vorhandenen Baumasse deutlich 
untergeordnet und entfaltet von daher keine Beeinträchtigung der Sichtbeziehungen. Zudem 
wird über eine in den Bebauungsplan integrierte gestalterische Festsetzung nach Bauord-
nung die Farbigkeit der Aufstockung geregelt. Dann haben die Ausgangspunkte der Sichtbe-
ziehungen Entfernungen von mehreren hundert Metern bis zu mehreren Kilometern. Weiter-
hin ist die 2. Barocke Stadterweiterung an einigen Stellen durch Hochhäuser und andere 
große Gebäude umgeben. Hinzu kommen im Norden und Süden bebaute Hanglagen. Dies 
führt insgesamt dazu, dass die partielle Aufstockung von den Hochpunkten aus betrachtet 
fast durchweg vor sich dahinter befindenden Gebäuden verschwindet. Die partielle Aufsto-
ckung entfaltet daher keine beeinträchtigende Wirkung. Wenn das Gebäude insgesamt auf 
sechs Geschosse aufgestockt werden würde, dann würde die beklagte Beeinträchtigung 
tatsächlich stattfinden. Dies ist aber durch die Festsetzungen des Bebauungsplans ausge-
schlossen. 

Das Gebäude liegt zwar in der Sichtachse vom Belvedere Pfingstberg zum Turm der wieder 
zu errichtenden Garnisonkirche, beeinträchtigt diese Achse aber nicht. Das Belvedere und 
der Garnisonkirchturm liegen deutlich höher. Zudem befindet sich das achtgeschossige  
Haus 1 der Stadtverwaltung in der Sichtachse. Das Haus 1 ist deutlich höher, als der geplan-
te Dachaufbau, so dass eine Beeinträchtigung der Sichtachse nicht möglich ist. 

Das Gebäude, welches aufgestockt werden soll, liegt südlich der Sichtachse Generalseiche 
Park Babelsberg – Turm der Friedenskirche. Und zwar liegt es so südlich, dass es von der 
Generalseiche aus gesehen durch das Klinikum Ernst von Bergmann mit seinen Hochhäu-
sern verdeckt wird. In umgekehrter Richtung ragt das Klinikum über die geplante Aufstockung  
hinaus. Es besteht keine Sichtbeziehung mehr, die man durch die Aufstockung beeinträchti-
gen könnte. 

Vom Normanischen Turm aus in Richtung Nikolaikirche sieht man das Gebäude etwas links 
der Sichtachse. Der Aufbau geht jedoch vor den Plattenbauten an der Straße Am Kanal op-
tisch völlig unter. In die Gegenrichtung geht der Aufbau optisch vor der am Hang ansteigen-

20 von 78 in Zusammenstellung



ANLAGE 2  Bebauungsplan SAN – P02 „Block 15 Potsdam“ 
Abwägungsvorschläge zur erneuten Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Stand: 15.12.2015 

 
 

6 

Nr. Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

den Bebauung in der Jägervorstadt unter. 

Das Gebäude liegt deutlich außerhalb der Sichtachse Winzerhaus Sanssouci – Turm St. 
Peter und Paul Kirche.  

Vom Schloss Sanssouci aus ist das Gebäude überhaupt nicht zu sehen. Dazu müssten die 
Bäume zwischen Schloss und Bildergalerie gefällt werden. In umgekehrter Richtung ist das 
Gebäude zu sehen. Es liegt jedoch deutlich tiefer als der Nachbau des Turms der verloren-
gegangenen Heiligengeistkirche und das Schloss Sanssouci, so dass es keine Beeinträchti-
gung der Sichtachse darstellt. 

Die denkmalpflegerischen Belange sind somit der Abwägung zugänglich. Die Abwägung der 
denkmalpflegerischen und städtebaulichen Belange untereinander führt zu dem Ergebnis, 
dass hinsichtlich der Realisierung des 6. Vollgeschosses städtebauliche Belange die Belange 
des Denkmalschutzes überwiegen:  

Die in der Potsdamer Innenstadt und im Karstadt-Warenhauskomplex vorhandenen Laden-
leerstände ausschließlich im Erd- und Dachgeschoss gefährden die Funktionsfähigkeit des 
zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt. Zur Bekämpfung der Leerstandssituation sind 
Rahmenbedingungen für innovative Nutzungskonzepte erforderlich. Dies gilt insbesondere 
für die oberen Vollgeschosse des Warenhauskomplexes. Die Erweiterung des Maßes der 
baulichen Nutzung von bisher 5 auf künftig 6 Vollgeschosse führt zu einer deutlichen Erhö-
hung der Nutzungsoptionen des 5. Vollgeschosses. Während die Aussicht für potenzielle 
Mieter auf eine ausschließliche Nutzung des 5. Vollgeschosses unattraktiv ist, steigen die 
Vermietungschancen signifikant, wenn eine Erweiterung von Nutzungen auf ein 6. Vollge-
schoss in Verbindung mit Aufenthaltsbereichen auf der Dachterrasse ermöglicht wird.  

Fazit: Die Planung wird nicht geändert. 

6. IHK Potsdam 
14.01.2015 

Dem Abwägungsvorschlag zu unserer Stellungnahme vom 24.02.2014 
kann nicht gefolgt werden. Nach unserer Einschätzung überwiegen bei 
den geplanten Änderungen die Risiken gegenüber den Vorteilen. Daher 
weisen wir darauf hin, dass wir unsere Stellungnahme vom 24.02.2014 
nach wie vor inhaltlich aufrecht halten. 

Daran, dass unsere Hinweise nicht berücksichtigt worden sind, können 

 
 

Der Abwägungsvorschlag zu der Stellungnahme vom 24.02.2014 wird aufrechterhalten. Die 
Einwände werden nicht berücksichtigt. 

Es besteht ein städtebauliches Erfordernis, mit den Folgen des Strukturwandels im Einzel-
handel einschließlich des Risikos von nicht vermietbaren Einzelhandelsflächen umzugehen. 
Der städtebauliche Belang überwiegt die Ziele des Einzelhandels, an einer ausschließlichen 
Einzelhandelsfunktion bzw. unmittelbar im Zusammenhang mit dem stationären Einzelhandel 
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wir erkennen, dass ein weiterer Erläuterungsbedarf besteht. Wir sehen 
die Notwendigkeit, unser Anliegen zu konkretisieren.  

Wir hatten in unserer Stellungnahme auf folgendes hingewiesen: 
„Durch einen vollständigen Wegfall der Sortimentsbeschränkungen 
sowie eine allgemeine Zulässigkeit von anderen Nutzungen bereits ab 
dem 3. Vollgeschoss könnte die Ankerfunktion des Einzelhandelsstan-
dortes im Sondergebiet unterhöhlt werden und damit mittel- bis langfris-
tig an Bedeutung verlieren, was sich negativ auf den gesamten Zentra-
len Versorgungsbereich ‚Innenstadt’ auswirken würde.“ 

Insbesondere weisen wir zur textlichen Festsetzung TF 7, 2. Absatz 
zum Sondergebiet „Einkaufszentrum“ auf folgendes Erfordernis hin.  

Wir halten die Herausnahme der geplanten Festsetzung „Paintballanla-
gen“ aus dem Zulässigkeitskatalog der TF für das 3. bis 5. Vollgeschoss 
für erforderlich. 

Begründung: 

Gemäß TF sollen „sonstige Gewerbebetriebe, die der Sport- und Frei-
zeitgestaltung dienen“ zulässig werden. Es folgt eine beispielhafte, nicht 
abschließende („und sonstige Anlagen vergleichbarer Art“) Aufzählung 
von zulässigen Anlagen. An letzter Stelle der Aufzählung werden 
„Paintballanlagen“ benannt. Dabei weisen wir darauf hin, dass „Paint-
ballanlagen und sonstige Anlagen vergleichbarer Art“ von den anderen 
in der Aufzählung genannten Nutzungen signifikant abweicht.  

„Paintballanlagen und sonstige Anlagen vergleichbarer Art“ sind bau-
rechtlich als Vergnügungsstätten (Freizeitanlagen mit Vergnügungscha-
rakter) einzuordnen. Vergnügungsstätten sind, nach unserer Auffas-
sung zu Recht, im übrigen Plangebiet (WB, MK) ausgeschlossen bzw. 
stark eingeschränkt. Für das Sondergebiet weist auch der Plangeber 
darauf hin, dass „Vergnügungsstätten (...) ausdrücklich nicht zu den (...) 
genannten sonstigen Gewerbebetrieben, die der Sport- und Freizeitge-
staltung dienen“ zu zählen sind (siehe Begründung Seite 28). 

Zusätzlich lässt die geplante Festsetzung von „sonstigen Anlagen ver-
gleichbarer Art“, die sich nach der Struktur der textlichen Festsetzung 

stehenden Nutzungen festzuhalten. 

Die Öffnung für andere Nutzungen erfolgt zum Zwecke der Flächenvorsorge für zukünftige 
Entwicklungen im Einzelhandel. Die Einzelhandelsnutzung wird dadurch nicht unzulässig 
oder beschränkt. 

An der Festsetzung der Zulässigkeit von sport- und freizeitorientierten sonstigen Gewerbebe-
trieben einschließlich der Paintballanlagen wird daher festgehalten.  

Eine eindeutige baurechtliche Einordnung von Paintballanlagen als Vergnügungsstätten lässt 
sich aus der vorliegenden Kommentarliteratur / Rechtsprechung nicht entnehmen. Vielmehr 
spricht vieles für eine Einordnung als sonstiges Gewerbegebiet. 

Widersprochen werden muss auch der Aussage, dass sich die „sonstigen Anlagen vergleich-
barer Art“ in der geplanten textlichen Festsetzung ausschließlich auf die Paintballanlagen 
bezögen. Die „sonstigen Anlagen vergleichbarer Art“ beziehen sich vielmehr auf alle zuvor 
benannten „sonstigen Gewerbebetriebe, die der Sport- und Freizeitgestaltung“ dienen. Unab-
hängig davon sind nicht die Paintball- sondern die Modellbauanlagen an letzter Stelle als 
konkrete Nutzungen der geplanten textlichen Festsetzung aufgeführt. 

Nutzungen, die in direktem Zusammenhang mit dem stationären Einzelhandel stehen und 
diesen ergänzen können (z.B. Multi-Channel-Shops), sind bereits aufgrund der geplanten 
textlichen Festsetzungen zulässig. 

Fazit: Die Planung wird nicht geändert. 
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auch auf die geplante Festsetzung von „Paintballanlagen“ bezieht, ein 
breites, nicht näher benanntes Nutzungsspektrum zu, das aber in sei-
nen Merkmalen einer Paintballanlage ähneln kann. 

Durch eine mögliche Ansiedlung von „Paintballanlagen und sonstige 
Anlagen vergleichbarer Art“ ist keine Aufwertung des Standortes zu 
erwarten. Sie trägt nicht zur beabsichtigten Profilbildung des Standortes 
bei und generiert auch keine weitere Frequenz für den Einzelhandel. 
Eine Ansiedlung derartiger Nutzungen wäre im Gegenteil dem Image 
Potsdams sowie der Funktion und Attraktivität des Zentralen Versor-
gungsbereichs ‚Innenstadt’ nicht zuträglich. 

Vorstellbar wäre stattdessen beispielsweise die Ansiedlung von neuen 
Nutzungen, die in direktem Zusammenhang mit dem stationären Ein-
zelhandel stehen und diesen ergänzen können wie z.B. Multi-Channel-
Shops, die Online-Handel mit stationärem Handel kombinieren und so 
zur Stabilisierung und Entwicklung der ‚Einkaufsinnenstadt’ beitragen 
können. 

Zu unseren Hinweisen ist eine erneute, detailliertere Abwägung erfor-
derlich. Um weitere Einbeziehung wird gebeten. 

7. Handelsverband Berlin-Brandenburg e.V.  
16.01.2015 

Reinvorsorglich verweisen wir auf unser Schreiben vom 04.02.2014 im 
Rahmen der Beteiligung an der 1. Änderung des Bebauungsplans. 

Ziel des vorliegenden Entwurfes ist es, die bestehenden Einschränkun-
gen in der Sortimentsbindung zu lockern, bzw. aufzuheben, um den 
Leerstand im 5. Vollgeschoss des Warenhauskomplexes durch die 
Ansiedlung eines Mietinteressenten mit einer gewerblichen betriebenen 
Sport- und Freizeitanlage zu beseitigen. Darüber hinaus ist es geplant, 
das Dach als Terrasse mit Pavillons und einer Saunaanlage zu nutzen. 

Beschränkt auf das Aufgabengebiet des HBB ergeben sich nach einge-
hender Prüfung keine weiteren Hinweise und Empfehlungen.  

Der Handelsverband Berlin-Brandenburg e.V. wurde am Einzelhandels- 

 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Der Abwägungsvorschlag zu der Stellungnahme vom 04.02.2014 wird aufrechterhalten. 

Fazit: Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich. 
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Stand: 15.12.2015 

 
 

9 

Nr. Inhalt der Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

und Zentrenkonzept der Stadt Potsdam beteiligt.  

Wir bitten Sie, den Handelsverband über das Ergebnis der Trägerbetei-
ligung in Kenntnis zu setzen. 
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Landeshauptstadt Potsdam

Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung

Bereich Stadterneuerung

Bebauungsplan SAN - P02

"Block 15 Potsdam"

1. Änderung

1. In den besonderen Wohngebieten 1 und 2 sind Ausnahmen nach § 4 a Abs. 3 Nr. 3 der Bau-

nutzungsverordnung (Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplans.

2. In den besonderen Wohngebieten 1 und 2 sind allgemein zulässige Nutzungen nach § 4 a Abs. 2

Nr. 3 der Baunutzungsverordnung (sonstige Gewerbebetriebe) nur zulässig, sofern es sich nicht um

Bordellbetriebe, Einrichtungen zur Schaustellung von Personen sowie jede Art von Sexshows

handelt; Einrichtungen dieser Art sind nicht zulässig.

3. In den besonderen Wohngebieten 1 und 2 sind allgemein zulässige Anlagen für sportliche

Zwecke gemäß § 4 a Abs. 2 Nr. 5 der Baunutzungsverordnung nicht zulässig.

4. Ausnahmen nach § 4 a Abs. 3 Nr. 2 der Baunutzungsverordnung (Vergnügungsstätten) sind im

besonderen Wohngebiet 1 nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.

Im besonderen Wohngebiet 2 sind Vergnügungsstätten nur bis zu einer maximalen Größe von

120 m² pro Baugrundstück zulässig. Dies gilt nicht für Spielhallen, Einrichtungen zur Schau-

stellung von Personen sowie jegliche Art von Sexshows. Einrichtungen dieser Art sind unzulässig.

5. Im besonderen Wohngebiet 1 sind allgemein zulässige Nutzungen gemäß § 4 a Abs. 2 Nr. 3 der

Baunutzungsverordnung (sonstige Gewerbebetriebe) nur zulässig, sofern es sich nicht um

Bankfilialen oder filialisierte Finanzdienstleistungsbetriebe handelt. Einrichtungen dieser Art sind

unzulässig.

6. Im besonderen Wohngebiet 1 sind die ausnahmsweise zulässigen Einrichtungen gemäß § 4 a

Abs. 3 Nr. 1 der Baunutzungsverordnung (Anlagen für Einrichtungen der zentralen Verwaltung)

nicht Bestandteil des Bebauungsplans.

7. Im Sondergebiet "Einkaufszentrum" sind ausschließlich die folgenden Nutzungen zulässig:

Im 1. bis 5. Vollgeschoss:

- Einzelhandelsbetriebe aller Größen und

- Schank- und Speisewirtschaften;

im 3. bis 5. Vollgeschoss und zusätzlich innerhalb der Fläche g1-g2-g3-g4-g5-g6-g1 im

2. Vollgeschoss:

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,

- sonstige Gewerbebetriebe, die der Sport- und Freizeitgestaltung dienen, wie Sport- und

Fitnessstudios, Kegel- und Bowlingbahnen, Squash-, Badminton- und Tennishallen,  Indoor-

spielplätze, Indoorkletterparks, Minigolfhallen, Wellnesszentren, Paintballanlagen,  Modellbau-

anlagen und sonstige Anlagen vergleichbarer Art;

im 6. Vollgeschoss:

- Sport- und Fitnessstudios sowie

- Sauna- und Wellnessnutzungen.

Ausnahmsweise können im Sondergebiet "Einkaufszentrum" folgende Nutzungen zugelassen

werden:

- sonstige Gewerbebetriebe für Dienstleistungen in allen Vollgeschossen und

- ab dem 3. Vollgeschoss und zusätzlich innerhalb der Fläche g1-g2-g3-g4-g5-g6-g1 im

2. Vollgeschoss: Betriebe des Beherbergungsgewerbes sowie Büronutzungen.

8. Im Sondergebiet "Einkaufszentrum" sind Einzelhandelsbetriebe ohne Sortimentsbeschränkung

zulässig.

9. Im besonderen Wohngebiet 1 sind in Gebäuden mindestens 30 % der zulässigen Geschoss-

fläche für Wohnungen zu verwenden. Auf die Realisierung des Wohnanteils in einzelnen Gebäu-

den kann ausnahmsweise verzichtet werden, wenn der erforderliche Wohnanteil durch andere

Maßnahmen im besonderen Wohngebiet eingehalten wird. Diese Festsetzung gilt nicht für die

Gebäude in der überbaubaren Grundstücksfläche E3 und E4 (Dortustraße 59) im besonderen

Wohngebiet 1.

10. In den Gebäuden in der Fläche E3 und E 4 (Dortustraße 59) sind im 2. Vollgeschoss andere

Nutzungen als Wohnungen nur ausnahmsweise zulässig.

11. Im Kerngebiet sind allgemein zulässige Nutzungen nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 der Baunutzungs-

verordnung nur zulässig, sofern es sich nicht um Vergnügungsstätten handelt. Einrichtungen dieser

Art sind nicht zulässig.

12. Im Kerngebiet sind allgemein zulässige Nutzungen nach § 7 Abs. 2 Nr. 3 der Baunutzungs-

verordnung (sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe) nur zulässig, sofern es sich nicht

um Bordellbetriebe, Einrichtungen zur Schaustellung von Personen sowie jede Art von Sexshows

handelt; Einrichtungen dieser Art sind nicht zulässig.

13. Im Kerngebiet sind Bankfilialen oder filialisierte Finanzdienstleistungsbetriebe (sonstige

Gewerbebetriebe gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 3 der Baunutzungsverordnung) im 1. Vollgeschoss nur auf

maximal 220 m² Grundfläche zulässig.

14. Im Kerngebiet sind allgemein zulässige Nutzungen nach § 7 Abs. 2 Nr. 5 der Baunutzungs-

verordnung (Tankstellen in Zusammenhang mit Parkhäusern und Großgaragen) nicht zulässig und

Ausnahmen nach § 7 Abs. 3 Nr. 1 der Baunutzungsverordnung (Tankstellen) nicht Bestandteil des

Bebauungsplans.

15. Im Kerngebiet sind Wohnungen auf maximal 30 % der zulässigen Geschossfläche zulässig.

16. In den besonderen Wohngebieten 1 und 2 sind Garagen und Nebenanlagen im Sinne des § 14

der Baunutzungsverordnung nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. Nebenanlagen

können außerhalb der überbaubaren Flächen ausnahmsweise zugelassen werden, sofern ein

Flächenanteil von maximal 30 % der nicht überbaubaren Flächen des Baugrundstückes nicht

überschritten wird. Nebenanlagen außerhalb der überbaubaren Flächen sind z. B. durch eine

Pergola oder selbstklimmende Pflanzen einzugrünen. In den besonderen Wohngebieten 2 sind

Stellplätze nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

17. Im Sondergebiet "Einkaufszentrum" ist die Anlage von Tiefgaragen nicht zulässig.

18. Im Sondergebiet "Einkaufszentrum" sind innerhalb der Fläche f1-f2-f3-f4-f5-f6-f7-f8-f9-f10-f1 auf

dem Dach des 5. Vollgeschosses ausschließlich Nutzungsbereiche eines Sport- und Fitnessstudios

sowie Sauna- und Wellnessnutzungen zulässig.

19. Im Sondergebiet "Einkaufszentrum" ist die Überschreitung der Baugrenzen nur zur Ausbildung

von Treppenhäusern oder sonstigen Fluchtwegen zulässig, wenn die maximale Oberkante des

Bauteils 55,80 m ü. NHN nicht überschreitet.

20. Überschreitungen der Baulinie zur Bildung von Erkern, Wintergärten, Loggien, Balkonen und

ähnlichen Bauteilen können oberhalb des 1. Vollgeschosses ausnahmsweise bis zu einer Tiefe von

maximal 1 Meter zugelassen werden. Die Überschreitungen der Baulinie dürfen 35 % der

Gebäudelänge nicht überschreiten und jeweils nicht länger als 10 m sein.

21. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind die nicht den erschließenden Verkehrsflächen

zugewandten Außenwandflächen der Gebäude mit selbstklimmenden, rankenden oder

schlingenden Pflanzen zu mindestens 25 % zu begrünen. Bei der Berechnung der zu

bepflanzenden Fläche sind die Außenwandflächen von technischen Einrichtungen wie

Lüftungsschächte, Klimaanlagen oder Kühlaggregate sowie die Beleuchtungsflächen nicht

einzurechnen. Pro 50 m² zu bepflanzender Wandfläche ist mindestens eine zur Fassaden-

begrünung geeignete Kletterpflanze zu pflanzen.

22. In den besonderen Wohngebieten 1 und 2 sind Flachdächer und Dachflächen mit einer Neigung

von weniger als 15° zu begrünen. Dabei ist, sofern statische Gründe nicht dagegen sprechen, ein

durchwurzelbarer Dachaufbau von mindestens 10 cm aufzubringen. Dies gilt nicht für technische

Einrichtungen und Beleuchtungsflächen sowie bei Flächen für Dachterrassen.

23. Der Flächeninhalt der überbaubaren Grundstücksfläche entspricht der zulässigen Größe der

baulichen Anlagen.

24. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche ist nicht Gegenstand der Festsetzung.

25. Im Sondergebiet "Einkaufszentrum" ist die Überschreitung der festgesetzten Oberkante für

Schornsteine und Lüftungsrohre ausnahmsweise zulässig.

26. Im Sondergebiet "Einkaufszentrum" wird als Bezugshöhe für die Geländeoberkante 31,90 m ü.

NHN festgesetzt.

z.B.

Bauweise, Baugrenzen

Sonstige Planzeichen

Stand: 15. Dezember 2015

Übersichtsplan (M 1: 5.000)

zum Bebauungsplan SAN - P02

"Block 15 Potsdam"

Verfahrensvermerke

Teil B: Textliche Festsetzungen Teil A: Planzeichnung

Nachrichtliche Übernahmen

Hinweise

Kerngebiet (§ 7 BauNVO)

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: z. B. Fußgängerbereich

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß (§ 16 BauNVO)

Baulinie (§ 23 Abs. 2 BauNVO)

z.B. OK =

55,5 m

Höhe der baulichen Anlagen über einem

Bezugspunkt als Höchstmaß über NHN (§ 16 BauNVO)

Öffentliche Straßenverkehrsfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB

Verkehrsflächen

Vor Durchführung von Baumaßnahmen und vor Beseitigung von Vegetationsbeständen ist zu prüfen,

ob die artenschutzrechtlichen Verbotsvorschriften des § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz

(BNatSchG 2009) für besonders geschützte Tierarten (z.B. Vögel, Fledermäuse) gemäß § 7 Abs. 2

Nr. 13 b und Nr. 14 c BNatSchG eingehalten werden. Andernfalls sind bei der jeweils zuständigen

Behörde artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen (§ 45 Abs. 7 BNatSchG) einzuholen.

Hieraus können sich besondere Beschränkungen / Auflagen für die Baumaßnahmen ergeben (z.B.

Regelung der Bauzeiten, Herstellung von Ersatzquartieren).

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

1. AUSFERTIGUNG

Die Stadtverordnetenversammlung hat auf ihrer Sitzung am .................... die Abwägung der vorge-

brachten Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und Träger öffentlicher Belange

geprüft und den Bebauungsplan gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen und die Begründung

gebilligt.

Der Bebauungsplan ist hiermit ausgefertigt.

Potsdam, den ......................... .......................................................

                                                                                                          Oberbürgermeister

2. BEKANNTMACHUNG

Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan sowie die Stelle, bei der der Bebauungsplan auf Dauer

während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über dessen Inhalt Auskunft

zu erhalten ist, sind am …………… im Amtsblatt für die Landeshauptstadt Potsdam

Nr. ………………….. ortsüblich bekannt gemacht worden.

In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvor-

schriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und die

Fälligkeit und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden.

Der Bebauungsplan ist mit der Bekanntmachung in Kraft getreten.

Potsdam, den ......................... .......................................................

                                                                                                          Oberbürgermeister

3. KATASTERVERMERK

Die verwendete Plangrundlage enthält den Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die planungs-

relevanten baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach. Sie ist hinsichtlich

der planungsrelevanten Bestandteile geometrisch einwandfrei. Die Übertragung der neuzubildenden

Grenzen in der Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Potsdam, den ......................... .......................................................

Hersteller der Plangrundlage

Straßenbegrenzungslinie (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

1. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich innerhalb eines Bereiches, der als

förmliches Sanierungsgebiet festgesetzt ist.

2. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich innerhalb eines Bereiches, für den eine

Erhaltungssatzung förmlich festgesetzt ist.

3. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich innerhalb eines Bereiches, der als

Einzeldenkmal ausgewiesen ist. Einzelne Gebäude oder Bauteile von Gebäuden stehen als

konstituierende Bestandteile des Einzeldenkmals unter Denkmalschutz.

4. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich innerhalb der Fläche des eingetragenen

Bodendenkmals Nr. 2140 Potsdam - , Altstadt des deutschen Mittelalters und Neuzeit; Rast- und

Werkplatz des Mesolithikums; Gräberfeld und Siedlung des Neolithikums; Gräberfeld und Siedlung

der Bronzezeit; Siedlung der Eisenzeit; Burgwall, Siedlung und Gräberfeld des slawischen Mittelalters.

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs (§ 9 Abs. 7 BauGB)

z. B. TH =

40,9 m

Traufhöhe als Höchstmaß über NHN (§ 16 BauNVO)

z. B. FH =

44,4 m

Firsthöhe als Höchstmaß über NHN (§ 16 BauNVO)

2. In der mit C bezeichneten überbaubaren Grundstücksfläche ist das zulässige 4. Vollgeschoss im

Dachraum auszubilden.

3. In den mit E 1 - E 5 bezeichneten überbaubaren Grundstücksflächen ist das jeweils zulässige

oberste Vollgeschoss im Dachraum auszubilden. Die Grundfläche des zulässigen 3.  (E 1 - E 4) bzw.

4. (E 5) Vollgeschosses darf eine Höhe von 2,30 m gemessen von der Oberkante seines Fußbodens

bis zur Oberkante der Dachhaut auf maximal 2/3 der Grundfläche des Gebäudes überschreiten.

4. Innerhalb der Flächen b1-b2-b3-b4-b1, c1-c2-c3-c4-c1, d1-d2-d3-d4-d1 und e1-e2-e3-e4-e1 sind

Dachaufbauten oberhalb der festgesetzten Trauf- und Firsthöhen nicht zulässig. Diese Festsetzung

gilt nicht für Schornsteine und Lüftungsrohre. Derartige Anlagen können ausnahmsweise zugelassen

werden.

5. Die nachfolgende, zur Wahrung der bauhistorischen Bedeutung sowie der erhaltenswerten

Eigenart der 2. Barocken Stadterweiterung erforderliche, nach § 81 Abs. 2 BbgBO notwendige

örtliche Bauvorschrift zur Reduzierung der Abstandsflächen wird gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in

Verbindung mit § 81 Abs. 10 BbgBO als Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen:

Anstatt der erforderlichen Abstandsflächen werden solche mit geringerer Tiefe festgesetzt. Es gelten

die durch Baulinien und Baugrenzen festgesetzten Grenzabstände, die zur Erhaltung und

Wiederherstellung der historischen Bau- und Nutzungsstruktur dienen. Die Reduzierung der

Abstandsflächen ist zulässig bis maximal

- 0,1 H entlang der Linien zwischen den Punkten A16/A17, A18/A19

- 0,15 H entlang der Linie zwischen den Punkten A6/A7

- 0,25 H entlang der Linien zwischen den Punkten A1/A2, A2/A3, A4/A5, A12/A13, A14/A15,

A22/A23, A26/A27 und A28/A29

- 0,3 H entlang der Linien zwischen den Punkten A8/A9 und A30/A31

- 0,4 H entlang der Linien zwischen den Punkten A10/A11, A20/A21 und A24/A25

6. Im Sondergebiet "Einkaufszentrum" sind im 6. Vollgeschoss Außenfassaden, Dachflächen und

sonstige Außenbauteile ausschließlich in dunklem Farbton ohne reflektierende oder spiegelnde

Flächen zulässig.

Erhaltung von Bäumen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen

für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung

von Natur und Landschaft

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

Nachrichtliche Übernahme

Baudenkmal (§ 9 Abs. 6 BauGB)
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2. Übernahme landesrechtlicher Vorschriften nach § 9 Abs. 4

BauGB in Verbindung mit § 81 Abs. 10 BbgBO

1. In den mit B1 - B7 bezeichneten überbaubaren Grundstücksflächen ist abweichend von der

festgesetzten Zahl der Vollgeschosse ein weiteres Vollgeschoss zulässig, wenn es sich hierbei um

ein Geschoss in einem Dachraum handelt, das ein Vollgeschoss ist. Die Grundfläche des jeweils

zusätzlich zulässigen Vollgeschosses darf eine Höhe von 2,30 m gemessen von der Oberkante

seines Fußbodens bis zur Oberkante der Dachhaut auf maximal 2/3 der Grundfläche des Gebäudes

überschreiten.
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A. Planungsgegenstand 
1. Anlass und Erforderlichkeit 

Der geltende Bebauungsplan SAN – P 02 setzt als Art der baulichen Nutzung Sondergebiet 
mit der Zweckbestimmung „Einkaufszentrum“ fest, in dem Einzelhandelsbetriebe aller Grö-
ßen sowie Schank- und Speisewirtschaften zulässig sind. Darüber hinaus sind sonstige Ge-
werbebetriebe für Dienstleistungen ausnahmsweise zulässig.  
 
Im festgesetzten Sondergebiet „Einkaufszentrum“ steht ein erheblicher Anteil der baulich 
realisierten Flächen leer. Diese sollen einer Nutzung zugeführt werden. Die Nutzungsbe-
schränkungen des rechtsverbindlichen Bebauungsplans SAN – P 02 erschweren die Vermie-
tung und tragen somit zu einem städtebaulichen Missstand und einer Funktionsstörung in 
der historischen Innenstadt („zentraler Versorgungsbereich Innenstadt“) bei. Für das 5. Voll-
geschoss des Warenhauskomplexes gibt es Mietinteressenten für eine gewerblich betriebe-
ne Sport- und Freizeitanlage. Das Dach soll als Terrasse mit Pavillon sowie einer Saunaan-
lage genutzt werden.  
 
Diese Nutzungsabsicht entspricht nicht dem oben genannten zugelassenen Nutzungsspekt-
rum des Sondergebiets „Einkaufszentrum“. Auch Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, 
gesundheitliche oder sportliche Zwecke und sogar freiberufliche Tätigkeiten dürfen derzeit 
nicht genehmigt werden. Dies gilt ebenso für untergeordnete sonstige Gewerbebetriebe für 
Dienstleistungen, Büronutzungen oder Beherbergungsbetriebe. Die Leerstandssituation in 
der Dortustraße 62 stellt sich in ähnlicher Weise dar und lässt sich nur durch eine Erweite-
rung des zulässigen Nutzungsspektrums beseitigen. Zur Sicherung der Einzelhandelsfunkti-
on soll die Erweiterung des Nutzungsspektrums auf bestimmte Gebäudeteile und Geschosse 
beschränkt bzw. nur ausnahmsweise zugelassen werden. Für die geplante Saunaanlage auf 
dem Dach des Warenhauskomplexes muss teilräumlich die Anzahl der Vollgeschosse und 
die absolute Höhe der baulichen Anlagen im Bebauungsplan geändert werden. 
 
Zudem sollen die Sortimentsbeschränkungen des Einzelhandels, die in dem rechtsverbindli-
chen Bebauungsplan festgesetzt wurden, einer Überprüfung unterzogen werden. Im Zuge 
der Umsetzung des Einzelhandelskonzeptes der Landeshauptstadt Potsdam sind die beste-
henden Entwicklungspotentiale des zentralen Einkaufsbereiches analysiert und bestehende 
Möglichkeiten einer weitergehenden Aktivierung ausgelotet worden. Mit Blick auf die be-
grenzten Möglichkeiten hierfür sind entsprechend den Festlegungen des Einzelhandelskon-
zeptes zwischenzeitlich die Begrenzungen des Sonderstandortes „Bahnhofspassagen“ in 
Teilen gelockert bzw. für weitere Sortimentsbereiche geöffnet worden. Es spricht vieles da-
für, dass vor diesem Hintergrund auch bestehende Einschränkungen in der Sortimentsbin-
dung durch die 1. Änderung des Bebauungsplans SAN – P 02 zu lockern bzw. aufzuheben 
sind, um insgesamt eine Stärkung des Handels und der Zentralitätsfunktion der Landes-
hauptstadt Potsdam zu erreichen. Die konsequente Innenentwicklung, die bereits in den ver-
gangenen Jahren beispielgebend im zentralen Versorgungsbereich Innenstadt realisiert wur-
de, soll weiterhin fortgesetzt werden. Mit der Erweiterung des Nutzungsspektrums und der 
Verbesserung der Bindung weiterer Nutzer an die Innenstadt soll die Einkaufsfunktion des 
Standortes gestärkt werden. Es ist davon auszugehen, dass die potenziellen Kundenströme 
dadurch vergrößert werden. 
 
Weiterhin soll geprüft werden, ob auf dem Grundstück Brandenburger Straße 54 denkmal-
rechtlich die Möglichkeit besteht, einen der vorhandenen Läden über das derzeit nach Be-
bauungsplan zulässige Maß der baulichen Nutzung zu erweitern. Die Möglichkeit einer Be-
freiung nach § 31 Abs. 2 BauGB besteht nicht, so dass eine Änderung des Bebauungsplans 
die einzige Möglichkeit ist, eine Erweiterung der Verkaufsfläche zu ermöglichen. Für das be-
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nachbarte Grundstück Brandenburger Straße 53 sollen im Rahmen der 1. Änderung des 
Bebauungsplans SAN – P 02 die Voraussetzungen für eine geringfügige Nachverdichtung im 
Hofbereich geprüft werden. 
 
Die Verkaufsflächenerweiterung und Nachverdichtung dienen der Verwirklichung des Pla-
nungsziels der Landeshauptstadt Potsdam, die besondere Versorgungsfunktion der Potsda-
mer Innenstadt zu stärken. 
 
Im Änderungsverfahren sollen einzelne Änderungen des geltenden Bebauungsplans vorge-
nommen werden. Die Festsetzungen, die nicht verändert werden, gelten fort. Sie sind nicht 
Gegenstand des Verfahrens. 
 
 

2. Beschreibung des Plangebiets 

2.1 Räumliche Lage 
Das Bebauungsplangebiet befindet sich in der Mitte der 2. Barocken Stadterweiterung, dem 
heutigen Zentrum Potsdams, im Block 15. Das Kaufhaus steht mit seiner denkmalgeschütz-
ten Hauptfront direkt an der Brandenburger Straße, der in den 1970er Jahren zur Fußgän-
gerzone umgebauten Hauptachse des Stadtteils. Sie ist die wichtigste Einkaufs- und Ge-
schäftsstraße der Stadt und verbindet den Bassinplatz im Osten mit dem Brandenburger Tor 
im Westen. Die räumliche Abgrenzung des Geltungsbereiches resultiert aus dem sich auf die 
Grundstücke des gesamten Blockes beziehenden Veränderungspotential und dessen Aus-
wirkungen auf die Bebauung im Block. 
 
Abbildung 1: Übersichtsplan Potsdam, 2. Barocke Stadterweiterung, ca. 1: 5.000 
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2.2 Geltungsbereich und Eigentumsverhältnisse 
Der Block 15 befindet sich im nördlichen Teil der 2. Barocken Stadterweiterung und ist be-
grenzt durch die Gutenbergstraße im Norden, die Dortustraße im Westen, die Brandenburger 
Straße im Süden und die Jägerstraße im Osten. Die Blockfläche beträgt ca. 1,22 ha, die des 
gesamten Geltungsbereiches mit öffentlichen Straßenverkehrsflächen ca. 1,72 ha. 
 
Der Geltungsbereich des Plangebietes des Bebauungsplans SAN – P 02 umfasst die Grund-
stücke Gutenbergstraße 18-25, Jägerstraße 11-16, Brandenburger Straße 48-56 und Dor-
tustraße 58-64. Das Änderungsverfahren betrifft mehrere Festsetzungen des geltenden Be-
bauungsplans, eine Neufestlegung des Geltungsbereichs wurde daher nicht vorgenommen. 
 
Ein Eigentümerverzeichnis liegt im Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung der Lan-
deshauptstadt Potsdam vor. Alle Grundstücke befinden sich in Privateigentum. 
 
 
2.3 Gebiets- / Bestandssituation 
Während im übrigen Geltungsbereich die Parzellenstruktur der 2. Barocken Stadterweiterung 
weitgehend erhalten ist, bildete sich in der Brandenburger Straße 49-52 eine Parzelle, die 
den normalen Entwicklungsspielraum überschritt. Hier entstand im Jahre 1905 ein Waren-
haus. Nach verschiedenen Umbauten wurde bereits in den Jahren 1928/29 ein Erweite-
rungsbau errichtet sowie die Grundstücke Jägerstraße 13/14 in den Standort einbezogen. 
Das zum Aufstellungsbeschlusszeitpunkt des rechtsverbindlichen Bebauungsplans 1995 
existierende Warenhaus ging im Wesentlichen auf diesen Umbau zurück. Durch Fusionsver-
träge entstand im Jahre 1929 das „Warenhaus Karstadt“. Hierbei wurde das Grundstück Gu-
tenbergstraße 21 (damals Junkerstraße) mit einbezogen.1946 wurden die Schäden aus der 
Bombardierung des 2. Weltkrieges beseitigt und das Kaufhaus wieder aufgebaut. Anschlie-
ßend wurde das Warenhaus als „Warenhaus Konsument“ weitergeführt, zwischen 1990 und 
1996 wurde es vom Verband der Konsumgenossenschaft in Zusammenarbeit mit Horten 
betrieben.1 Nach einem Brand im Warenhaus 1996, bei dem die denkmalgeschützten Bau-
teile nicht wesentlich geschädigt wurden, wurde das Kaufhaus geschlossen. Für die Grund-
stücke des Warenhauses wurde ein Investitionsvorrangverfahren durch die Karstadt Quelle 
AG betrieben. Die Übertragung der Grundstücke ist zwischenzeitlich erfolgt. Die Karstadt 
Quelle AG hatte kurz vor Baubeginn die Immobilie an einen Immobilienfonds verkauft und 
dann vollständig angemietet. Im Rahmen des Insolvenzverfahrens des in Arcandor umbe-
nannten Konzerns, wurde der Mietvertrag auf die reine Warenhausfläche begrenzt. Mit Aus-
nahme der denkmalgeschützten Bauteile wurde das ehemalige Warenhaus abgerissen und 
durch einen Warenhauskomplex ersetzt, der unter dem Namen „Stadtpalais Potsdam“ im 
Jahr 2005 wieder eröffnet wurde.  
 
Entlang der Dortustraße ist die ursprüngliche Typenhausbebauung weitgehend, entlang der 
Gutenbergstraße in Teilen enthalten. Das Gebäude Gutenbergstraße 25 repräsentiert die 
Zeit friderizianischer Um- und Neubauten im Gebiet. 
 
Die Gebäude entlang der Brandenburger Straße wurden um die Jahrhundertwende erbaut 
oder sind Überformungen älterer Gebäude. Das Gebäude Brandenburger Straße 54 wurde 
Ende der 1970er Jahre bis auf die erhaltene barocke Fassade vollständig rekonstruiert. 
 
Entlang der Jägerstraße befinden sich Gebäude unterschiedlicher Epochen: Die Häuser Nr. 
11 und 15 sind Um- bzw. Neubauten aus dem Anfang dieses Jahrhunderts. Vom Gebäude 
Jägerstraße 16 stammt zumindest die Fassade aus der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts. Die 
Grundstücke Nr. 13/14 sind durch das Stadtpalais Potsdam überbaut. Sie waren bis zu ei-

1 Sanierungsträger Potsdam, Realisierungswettbewerb Warenhaus Karstadt, Potsdam 1994. 
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nem Brand 1996 mit aus dem 1970er Jahren stammenden Flachbauten bebaut, die die 
ehemaligen Typenhäuser auf den Grundstücken ersetzt hatten. Bis zum Beginn der Bau-
maßnahmen waren diese Grundstücke weitgehend ungenutzt.  
 
Die noch vorhandene Hofbebauung der Parzellen (Seitenflügel, Remisen, Schuppen) 
stammt weitgehend aus der Phase gründerzeitlicher Verdichtungen, ein Teilbestand stammt 
aus dem 18. Jahrhundert (Dortustraße 62, rechter Seitenflügel).2 
 
Neben dem ausschließlich gewerblich genutzten Bereich des Warenhauses ist der Baube-
stand im Geltungsbereich durch eine Mischung aus Wohnen und gewerblichen Nutzungen 
geprägt. Das Blockinnere ist geprägt durch mehrere Nebengebäude, die sowohl gewerblich 
als auch zu Wohnzwecken genutzt werden bzw. wurden. 
 
Auf dem Grundstück Gutenbergstraße 24 befindet sich die letzte Baulücke innerhalb des 
Blocks 15. Eine Baugenehmigung für die Errichtung eines Neubaus mit Läden und Wohnun-
gen wurde der Eigentümerin erteilt. 
 
 
2.4 Planungsrechtliche Ausgangssituation 
Für das Plangebiet gilt der Bebauungsplan SAN – P 02 in der Fassung der Erstaufstellung, 
dessen Festsetzungen fortgelten. Bei der Beurteilung der unverändert gebliebenen Festset-
zungen ist die Begründung zum rechtsverbindlichen Bebauungsplan weiterhin heranzuzie-
hen.  
 
 
2.5 Erschließung 
Die Erschließung des Gebiets erfolgt über die Dortu-, Gutenberg- und Jägerstraße, die als 
Erschließungsstraßen ausgebaut sind. Die Dortu- und die Jägerstraße führen nach Norden 
auf die Hegelallee, die eine Funktion als überörtliche Straßenverbindung hat. Die Branden-
burger Straße ist seit den 1970er Jahren zur Fußgängerzone umgebaut, darf aber in der Zeit 
zwischen 19.00 und 11.00 Uhr zur Belieferung der anliegenden Geschäfte, von den Anlie-
gern sowie für die Entsorgung befahren werden. Eine Sperrung der Kreuzungen Gutenberg-
straße / Brandenburger Straße und Jägerstraße / Brandenburger Straße zur Vermeidung von 
unzulässigem Querungsverkehr ist umgesetzt (siehe DS 13/SVV/0086). 
 
Obwohl der Geltungsbereich durch keinerlei öffentliche Verkehrsmittel tangiert wird, kann die 
Erschließung mit dem ÖPNV als sehr gut bezeichnet werden. Innerhalb eines fußläufigen 
Einzugsbereiches, im Netz der umgebenden Hauptverkehrsstraßen Hegelallee, Schopen-
hauerstraße, Charlottenstraße und Friedrich-Ebert-Straße, befinden sich 12 Bus- und 5 
Straßenbahnlinien, die eine optimale Verbindung der zentralen Potsdamer Stadtlage mit al-
len Teilen Potsdams gewährleisten.  
 
Ein vollständiger Nachweis der notwendigen Kfz-Stellplätze für Wohnungen oder für Gewer-
benutzungen, die sich aus der Entwicklung des innerstädtischen, dicht bebauten Gebietes 
ergibt, ist auf den Grundstücken nicht möglich. Aufgrund des geringen Freiflächenangebotes 
der Innenstadt – deren Vorhandensein zählt zu den Anforderungen an ein gesundes Woh-
numfeld – ist die Anlage von Stellplätzen in den Blockinnenbereichen in der Regel nicht mög-
lich. Zudem verfügen neben dem Warenhausgrundstück nur drei weitere Grundstücke über 
Zufahrten. Aufgrund dessen stehen für das Warenhausgrundstücke Stellplätze in dem Park-
haus an der Hegelallee auf dem Grundstück der Stadtverwaltung der Landeshauptstadt 
Potsdam zur Verfügung.  

2  Sanierungsträger Potsdam, Städtebauliches Gutachten Block 15, Berlin 1993. 
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2.6 Technische Infrastruktur 
Alle Grundstücke im Geltungsbereich sind versorgungstechnisch erschlossen. Die hierzu 
notwendigen Leitungen befinden sich fast ausschließlich innerhalb der öffentlichen Straßen-
verkehrsflächen.  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich im Fernwärmevorranggebiet3. Die 
Versorgung des Geltungsbereiches mit Erdgas ist sichergestellt. Aufgrund des Fernwärme-
vorrangs wird von Seiten des Medienanbieters auf einen Leitungsausbau verzichtet. 
 
Die Abwasserentsorgung erfolgt über ein Mischsystem. Die Versorgung mit Trinkwasser und 
Strom ist sichergestellt. Für die Gewährleistung der Deckung steigender Energiebedarfe ist 
die Verlegung von Stromleitungen in umliegenden Straßen erforderlich. 
 
 
2.7 Boden / Altlasten 
Eine Baugrunduntersuchung liegt nicht vor. Aus der historischen Entwicklung heraus (Ver-
zicht auf Keller, hochstehendes Grundwasser) ist aber davon auszugehen, dass ungünstige 
Baugrundverhältnisse vorliegen. 
 
Der HGW (höchster gemessener Grundwasserstand) von 1 m ist als hoch einzustufen, der 
durchschnittliche Grundwasserstand liegt bei ca. 2 – 2,5 m unter Gelände. Baubeschränkun-
gen aufgrund wasserwirtschaftlicher Bedenken bestehen nicht. Jedoch ist bei unversiegelten 
Flächen aufgrund der guten Durchlässigkeit des Bodens von einer hohen Grundwasserge-
fährdung durch eindringende Schadstoffe auszugehen. 
 
Die aufgrund einer vermuteten Altlast im Jahr 1996 durchgeführten Bodenuntersuchungen4 
haben keine Bestätigung des Verdachts auf einen ehemaligen Tankstellenstandort ergeben. 
Bei der Untersuchung, die in Abstimmung mit dem Amt für Umwelt- und Naturschutz der 
Landeshauptstadt Potsdam durchgeführt wurde und in ihrer vertiefenden Phase die gesamte 
nicht mit Gebäuden überbaute Grundstücksfläche des ehemaligen Warenhauses einbezog 
(Anlieferbereiche), wurden statt dessen punktuell Verunreinigungen verschiedener Art fest-
gestellt, die jedoch keine Gefahr darstellen. Der Boden dieser Flächen ist bei der Errichtung 
des Stadtpalais bis zu 4,50 m tief ausgehoben und abtransportiert worden. Darüber ist der 
Neubau des Stadtpalais entstanden.  
 
Der Geltungsbereich befindet sich in einem Gebiet mit potentieller Kampfmittelbelastung. Vor 
Erd- oder Tiefbauarbeiten sind die notwendigen Untersuchungen und ggf. auch Maßnahmen 
durchzuführen.  
 
 
2.8 Ökologie / Freiflächen 
2.8.1 Lage und Charakteristik des Untersuchungsgebietes 
Der Untersuchungsbereich für die Biotopkartierung bzw. artenschutzrechtliche Erfassung 
umfasst nur ca. 0,7 ha in zentraler Lage des Geltungsbereichs der 1. Änderung des Bebau-
ungsplans SAN – P 02 (vgl. Abbildung 2). Er umfasst die Grundstücke Brandenburger Stra-
ße 53 und 54 sowie das Flurstück 1566, Flur 25 der Gemarkung Potsdam.  
 

3  Satzung über die öffentliche Fernwärmeversorgung in der Landeshauptstadt Potsdam vom 21. Oktober 
1993. 

4  Dr. Weßling GmbH, Untersuchung zur Gefährdungsabschätzung des Karstadt-Grundstückes, Berlin 1996, 
i.A. Karstadt AG, Essen. 
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Der Gebäudeblock ist bis auf eine Baulücke (Gutenbergstraße 24, außerhalb des Ände-
rungsbereichs) von einer geschlossenen Blockrandbebauung gefasst, die neben Vorderhäu-
sern auch Seitenflügel und Hinterhäuser aufweist.  
 
Die überwiegend zwei- bis fünfgeschossigen Gebäude sind saniert, augenscheinlich in gu-
tem Zustand und unterliegen zum größten Teil dem Denkmalschutz. 
 
Abbildung 2: Untersuchungsbereich der Biotoptypenkartierung und Einschätzung artenschutzrecht-

licher Belange (Grundstücke Brandenburger Straße 53 und 54; Flurstück 1566, Flur 
25 der Gemarkung Potsdam); ohne Maßstab 

 

 
 
2.8.2 Biotopbestand 
Im Rahmen einer Begehung am 10. September 2013 erfolgte die Bestandserfassung der 
Biotoptypen. In den von der 1. Änderung des Bebauungsplans SAN – P 02 betroffenen Be-
reichen des Plangebiets wurden folgende Biotopbestände ermittelt: 

Tabelle 1: Biotoptypen 
Biotopbezeichnung Biotopcode Kürzel 

Laubgebüsche, Feldgehölze, Alleen, Baumreihen, Baumgrup-
pen und mehrschichtige Gehölzbestände auf sek. Standorten 

07 B 

sonstige Einzelbäume 07152 BEA 

Bebaute Gebiete, Verkehrsanlagen und Sonderflächen 12 O 

Blockbebauung 12220 OSB 

Geschlossene und halboffene Blockbebauung (nicht allseitig um-
schlossene Hinterhöfe) 

12222 OSBH 
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Biotopbezeichnung Biotopcode Kürzel 

Innenhöfe überwiegend versiegelt 122221 OSBHV 
 
 
2.8.2.1 Blockbebauung / Innenhöfe 
Der Untersuchungsbereich umfasst weitestgehend eine geschlossene Bebauung, nur sehr 
kleinflächig sind teilversiegelte Hofflächen eingeschlossen.  
 
Eingeschlossen sind insgesamt drei Hofbereiche. Zwei schließen sich nördlich an den Wa-
renhauskomplex an und grenzen an die rückwärtigen Freiflächen der Grundstücke Guten-
bergstraße 19 und 22-24 bzw. Jägerstraße 11. Diese Flächen sind weitgehend mit Beton-
platten versiegelt und dienen der Erschließung der Müllstandorte bzw. als zweiter Fluchtweg 
des Warenhauskomplexes. Nur entlang des Traufstreifens ist jeweils ein schmaler Pflanzbe-
reich vorhanden, in dem einzelne Kletterpflanzen (Hopfen, Knöterich) entlang der dafür an 
den Fassaden angebrachten Kletterhilfen emporwachsen. Daneben sind einige hagere 
Sträucher vorhanden. 
 
Eine Ausnahme bildet der dritte untersuchte Hof auf dem Grundstück Brandenburger Straße 
53, der westlich an den Warenhauskomplex angrenzt. Er ist als privater Gartenhof aufwendig 
und artenreich gestaltet. Neben teilversiegelten Erschließungsflächen ist eine mit vier Bäu-
men (vgl. Tabelle 2) bestandene Rasenfläche an der Nordwestseite angeordnet. Im gesam-
ten Hof sind die vorhandenen Remisen und Brandwände mit selbstklimmenden Rankpflan-
zen umfänglich begrünt (Wilder Wein, Efeu), zudem sind kleinere Beete mit Sträuchern, 
Stauden, und Sommerblumen bestanden. Auch zahlreiche Pflanzkübel sind entsprechend 
bepflanzt. Der Gartenhof wird intensiv gepflegt. 
 
 
2.8.2.2 Bäume 
Insgesamt sind vier Bäume im Untersuchungsbereich vorhanden, die nach Potsdamer 
Baumschutzverordnung geschützt sind.  
 
Tabelle 2: Baumbestand im Plangebiet des Bebauungsplans SAN – P02 „Block 15 Potsdam“ 

lfd. 
Nr. 

Baumart 
deutsch 

Baumart 
botanisch 

Stamm-
umfang* 

Schadstufe Bemerkung 

Baumbestand nach Potsdamer Baumschutzverordnung geschützt 

1 Hybrid-Pappel Populus spec. 150 2 Krone stark eingekürzt 

2 Ulme Ulmus spec. 97 1 steht direkt an Fassade 

3 Linde Tilia spec. ca. 20 1 Neupflanzung, Ersatz-
pflanzung** 

4 Weißdorn Crataegus mo-
nogyna 

ca. 20 1 Neupflanzung, Ersatz-
pflanzung** 

*   gemessen in 130 cm über Grund; **  nach Aussage der Eigentümerin, daher gemäß § 1(c) PBaumSchVO 
geschützt 

 

Der Baumbestand weist nicht die Qualität auf, die eine zusätzliche Festsetzung zu erhalten-
der Einzelbäume – mit Ausnahme der im rechtsverbindlichen Bebauungsplan bereits festge-
setzten Einzelbäume – erforderlich macht. 
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2.8.2.3 Bebaute bzw. versiegelte Bereiche 
Das Plangebiet wird zu über 90 % durch ein- bis fünfgeschossige Baukörper und deren Er-
schließungsflächen versiegelt. Dachbegrünung ist nicht vorhanden, teilweise sind technische 
Aufbauten und Oberlichter den Dachflächen aufgesetzt. 
 
Die Gebäude stehen weitgehend unter Denkmalschutz. Die straßenseitigen Fassaden sind 
im Untersuchungsbereich durchweg mit Stuckelementen verziert und saniert. Die innenhof-
seitigen Wandflächen und Brandwände sind meist mit Wärmedämmung versehen und eben-
so saniert. 
 
 
2.8.3 Bewertung des Biotop- und Baumbestandes 
Die Bewertung des Biotopbestandes erfolgt in einer fünfstufigen Bewertungsskala (sehr ge-
ring, gering, mittel, hoch, sehr hoch) nach folgenden Kriterien: 

 Hemerobie (Grad der menschlichen Beeinflussung) 
 Vorkommen (potentiell) gefährdeter Arten  
 Seltenheit / Gefährdung des Biotoptyps 
 Vielfalt an Pflanzen- und Tierarten 
 Dauer der Wiederherstellung der Lebensgemeinschaft 
 Wiederherstellbarkeit der abiotischen Standortbedingungen 

 
Tabelle 3: Bewertung des Biotop- und Baumbestandes im Plangebiet 
Biotopbezeichnung Biotopcode Biotopwert 

Laubgebüsche, Feldgehölze, Alleen, Baumreihen, Baumgrup-
pen und mehrschichtige Gehölzbestände auf sek. Standorten 

07 B 

sonstige Einzelbäume 07152 mittel 

Bebaute Gebiete, Verkehrsanlagen und Sonderflächen 12 - 

Blockbebauung 12220 - 

Geschlossene und halboffene Blockbebauung (nicht allseitig um-
schlossene Hinterhöfe) 

12222 gering 

Innenhöfe überwiegend versiegelt 122221 gering-mittel 
 
Gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes bzw. § 18 Bran-
denburgisches Naturschutzausführungsgesetz sind im Geltungsbereich nicht vorhanden.  
 
 
2.8.4 Fauna 
Faunistische Untersuchungen wurden bisher im Geltungsbereich nicht durchgeführt. Auf 
Grundlage der Biotopstruktur und der Lage des Plangebietes sowie einer Begehung am 10. 
September 2013 kann eine Potenzialeinschätzung vorgenommen werden. 
 
 
2.8.4.1 Biotopverbund 
Das Plangebiet ist nahezu vollständig überbaut bzw. versiegelt, und es liegt in einem relativ 
dicht bebauten Siedlungsgebiet in der Innenstadt von Potsdam. Dadurch sind die Funktionen 
der Fläche im Biotopverbund und die Vernetzung mit anderen Lebensräumen stark einge-
schränkt.  
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2.8.4.2 Säugetiere 
Die umfangreichen und vielgestaltigen Baukörper befinden sich weitestgehend in einem gu-
ten Sanierungszustand und sind gegen das Eindringen von Tieren gesichert. Zudem ist auch 
aufgrund des hohen Wartungs- und Nutzungsdrucks nicht mit dem Vorhandensein von Fle-
dermaussommerquartieren im Untersuchungsbereich zu rechnen.  
 
 
2.8.4.3 Reptilien / Lurche 
Da größere offene oder warmexponierte Flächen, wie auch besonders feuchte oder temporär 
mit Wasser überstaute Flächen im Geltungsbereich nicht vorhanden sind, ist von einem Vor-
kommen von Reptilien oder Lurchen nicht auszugehen. 
 
 
2.8.4.4 Brutvögel / Gebäudebrüter 
Der Baumbestand und die Fassadenbegrünung insbesondere im Hof des Grundstücks 
Brandenburger Straße 53 weisen grundsätzlich Potentiale als Nist- und Brutstätten auf. 
Nachweise wurden bei der Begehung nicht gefunden.  
 
 

3. Planerische Ausgangssituation 

3.1 Regionalplanung / Ziele und Grundsätze der Raumordnung 
3.1.1 Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung / Regionalplanung 
Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne der Gemeinden den übergeordneten Grunds-
ätzen und Zielen der Raumordnung und Landesplanung anzupassen. Neben allgemeinen 
Vorgaben aus dem Raumordnungsgesetz (ROG) des Bundes sind im Rahmen der verbindli-
chen Bauleitplanung insbesondere Landesentwicklungs- und Regionalpläne zu beachten.  
 
Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung ergeben sich aktuell aus dem Landesent-
wicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) und dem Landesentwicklungsplan Berlin-Branden-
burg (LEP B-B). Mit dem LEP B-B wird das LEPro 2007 konkretisiert und damit der Beitrag 
der Raumordnung zur Entwicklung des Gesamtraums ergänzt.  
 
Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg hat mit Bescheid vom 
18.06.2015 die von der Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft Havel-
land-Fläming am 16.12.2014 beschlossene Satzung des Regionalplans Havelland-Fläming 
2020 im Einvernehmen mit den fachlich berührten Ministerien gemäß § 2 Abs. 4 des Geset-
zes zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung (RegBkPIG) ge-
nehmigt. 
 
Von der Genehmigung ausgenommen sind: 

- die textliche Festlegung des Vorranggebietes VR 08 (Michelsdorf) „Gewinnung ober-
flächennaher Rohstoffe“ in Ziel Z 3.3.1 (textliche Festlegung Kapitel 3, S. 35) und 

- die zeichnerische Festlegung des Vorranggebietes „Gewinnung oberflächennaher 
Rohstoffe (Z 3.3.1)“ mit der Bezeichnung „VR 08“ in der Festlegungskarte.  

 
Der Regionalplan Havelland-Fläming 2020 trat mit Bekanntmachung im Amtsblatt des Lan-
des Brandenburg Nr. 43 am 30.10.2015 in Kraft. 
 
Das Plangebiet liegt im „Vorzugsraum Siedlung“ des Entwurfes des integrierten Regionalpla-
nes 2020 der Region Havelland-Fläming. In den „Vorzugsräumen Siedlung“ sollen vorrangig 
Bestandsgebiete verdichtet und dem Bedarf entsprechend neue, dem Wohnen dienende 
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Bauflächen konzentriert werden. Außerdem liegt das Plangebiet in „Standortbereichen für die 
gehobene Daseinsvorsorge der Landeshauptstadt Potsdam sowie für die Grundversorgung 
des Stadtteiles Potsdam-Mitte“ des integrierten Regionalplans 2020 der Region Havelland-
Fläming. In diesen räumlichen Funktionsschwerpunkten sollen bestehende Standorte von 
Einrichtungen der gehobenen Daseinsvorsorge bzw. von Einrichtungen der Grundversor-
gung gesichert und der Ansiedlung neuer Einrichtungen ein besonderes Gewicht eingeräumt 
werden.  
 
Mit Schreiben vom 06. September 2013 wurde die Anfrage nach den Zielen der Raumord-
nung und Landesplanung für den Bebauungsplan SAN – P 02 gestellt. In ihrer Antwort vom 
09. Oktober 2013 teilte die Gemeinsame Landesplanungsbehörde mit, dass die Planungszie-
le des Bebauungsplans mit den Zielen, Grundsätzen und sonstigen Erfordernissen der 
Raumordnung vereinbar sind. 
 
 
3.1.2 Landesentwicklungsprogramm für die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg  
Das Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) bildet den übergeordneten Rahmen 
der gemeinsamen Landesplanung für die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg. Das LEPro 
2007 vom 18. Dezember 2007 ist in Brandenburg am 1. Februar 2008 in Kraft getreten. 
 
Die Planung entspricht den Festlegungen (Grundsätzen der Raumordnung) des LEPro 2007, 
wonach die Hauptstadtregion nach den Prinzipien der zentralörtlichen Gliederung entwickelt 
werden soll, zukünftige Siedlungsentwicklungen und Ansiedlungen innerhalb der raumordne-
risch festgelegten Siedlungsbereiche stattfinden und der Stärkung der Zentralen Orte dienen 
sollen.  

 Der Geltungsbereich des Verfahrens liegt innerhalb des Stadtzentrums der Landes-
hauptstadt Potsdam, welche die Funktion eines Zentralen Ortes übernimmt. Die im Ver-
fahren angestrebte Erhöhung des Maßes der baulichen Nutzung (Geschossigkeit), die 
teilweise Aufhebung von Sortimentsbeschränkungen im Einzelhandel und die Auswei-
tung zulässiger gewerblicher Nutzungen zielen auf die Reaktivierung der zentralen Ver-
sorgungsfunktion des Zentralen Ortes als Siedlungsschwerpunkt entsprechend dem 
Grundsatz gemäß § 3 Abs. 1 LEPro 2007 ab. 

 Der Grundsatz der zentralörtlichen Ausrichtung der Siedlungsentwicklung gemäß § 5 
Abs. 1 LEPro 2007 wird berücksichtigt. Durch das Verfahren wird eine zentralörtliche 
Siedlungsentwicklung angestrebt.  

 Das Verfahren berücksichtigt den Vorrang der Innenentwicklung vor der Außenentwick-
lung bei der Siedlungsentwicklung gemäß § 5 Abs. 2 LEPro 2007. Das Plangebiet befin-
det sich im Stadtzentrum der Landeshauptstadt Potsdam. Eine wesentliche Neuversie-
gelung von Grundstücksflächen erfolgt nicht. Die Planungsziele tragen zur gezielten 
Ausschöpfung innerörtlicher Entwicklungspotenziale bei, in dem sie bestehende Hemm-
nisse der Funktionsschwächesanierung des Sanierungsgebietes „2. Barocke Stadter-
weiterung“ beseitigen helfen. Darüber hinaus wird durch die Stärkung der Attraktivität 
des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt einer Abwanderung der Kaufkraft in peri-
phere Standorte und somit der Inanspruchnahme von Freiräumen entgegengewirkt.  

 Möglichkeiten zur Verkehrsvermeidung gemäß § 5 Abs. 3 LEPro 2007 werden durch 
das Verfahren befördert. Der Block 15 Potsdam ist bereits hervorragend durch öffentli-
che Verkehrsmittel erschlossen. Durch die Beibehaltung der Festsetzung einer öffentli-
chen Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung Fußgängerbereich wird eine fußläufige 
Erschließung des Blocks 15 Potsdam auch zukünftig gesichert. Über den Bestand hin-
ausgehende Straßenverkehrsflächen, die für den motorisierten Verkehr befahrbar sind, 
werden nicht festgesetzt. 

 Der Grundsatz der Sicherung der verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung mit 
Gütern und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs gemäß § 5 Abs. 4 LEPro 2007 wird 
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durch das Verfahren gestützt. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich 
innerhalb des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt, der im Einzelhandelskonzept 
der Landeshauptstadt Potsdam festgelegt ist. Durch die Planungsziele werden die Stär-
kung des Einzelhandels in dieser städtebaulich integrierten innerstädtischen Lage sowie 
die Überwindung der bestehenden Funktionsschwäche angestrebt. 

 Eine Inanspruchnahme von Freiraum gemäß § 6 Abs. 2 LEPro 2007 durch Infrastruktur-
trassen kann innerhalb des Verfahrens ausgeschlossen werden. 

 Die Nutzbarkeit qualitativ hochwertiger Grün- und Freiflächen als siedlungsbezogene 
Freiräume gemäß § 6 Abs. 3 LEPro 2007 wird durch das Verfahren nicht eingeschränkt, 
da es sich hier um einen innerstädtischen Standort handelt, der bereits einen hohen 
Versieglungsgrad aufweist.  

 
3.1.3 Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg 
Der Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) trifft Aussagen zu raumbedeut-
samen Planungen, Vorhaben und sonstigen Maßnahmen, durch die Raum in Anspruch ge-
nommen oder die räumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebiets beeinflusst wird, als 
Rechtsverordnung der Landesregierungen mit Wirkung für das jeweilige Landesgebiet. Der 
LEP B-B wurde am 31. März 2009 als Rechtsverordnung erlassen und ist am 15. Mai 2009 
in Kraft getreten. Die Verordnung wurde jedoch für das Land Brandenburg vom Oberverwal-
tungsgericht Berlin-Brandenburg mit Urteil vom 16.06.2014 (OVG 10 A 8.10) für unwirksam 
erklärt. Der beanstandete Fehler wurde auf Basis des Raumordnungsrechts behoben und 
der Landesentwicklungsplan von der Landesregierung rückwirkend neu erlassen. 

Die Planung entspricht auch den Zielen des Landesentwicklungsplans Berlin-Brandenburg.  

 Die Landeshauptstadt Potsdam ist Oberzentrum gemäß LEP B-B Punkt 2.7 (Z). 
 Die Festlegung des LEP B-B Punkt 2.8 (G) wird durch das Verfahren berücksichtigt. 

Eine Qualifizierung oberzentraler hochwertiger Raumfunktionen der Daseinsvorsorge er-
folgt durch die Stärkung des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt. Zur Überwin-
dung bestehender gewerblicher Funktionsschwächen erfolgen eine Erhöhung des Ma-
ßes der baulichen Nutzung (Geschossigkeit), die Aufhebung von Sortimentsbeschrän-
kungen im Einzelhandel und die Ausweitung zulässiger gewerblicher Nutzungen.  

 Die Festlegung des LEP B-B Punkt 3.2 (G) ist zu berücksichtigen, da sich das Plange-
biet innerhalb der engeren und weiteren Pufferzone im Teilbereich Potsdam der  
UNESCO-Welterbestätte „Berlin-Potsdamer Kulturlandschaft“ befindet. Eine Beeinträch-
tigung der Erlebbarkeit der Potsdamer Kulturlandschaft durch die Störung von Blickbe-
ziehungen wird von der unteren Denkmalschutzbehörde als nicht erheblich beurteilt. Die 
Berücksichtigung erfolgt durch Festsetzung von max. zulässigen Gebäudehöhen sowie 
durch bauordnungsrechtliche Festsetzung der Gestaltung von Außenfassaden, Dachflä-
chen und sonstigen Außenbauteilen. 

 Die Festlegung des LEP B-B Punkt 4.1 (G) wird berücksichtigt. Die Siedlungsentwick-
lung erfolgt unter Nutzung bisher nicht ausgeschöpfter Entwicklungspotenziale innerhalb 
des städtischen Kernbereichs und unter Inanspruchnahme der vorhandenen Infrastruk-
tur. Das Prinzip der räumlichen Funktionsbündelung und Nutzungsmischung wird durch 
die Festsetzung besonderer Wohngebiete, Kerngebiet und Sondergebiet „Einkaufszent-
rum“ berücksichtigt und somit eine ausgewogene Entwicklung der Funktionen Wohnen, 
Arbeiten, Versorgung und Erholung gewährleistet. 

 Das Plangebiet befindet sich gemäß Festlegungskarte 1 innerhalb des „Gestaltungs-
raums Siedlung“, in welchem auf landesplanerischer Ebene eine Siedlungsentwicklung 
grundsätzlich ermöglicht wird (Festlegung LEP B-B Punkt 4.5 (Z)). 

 Die Absätze 1 und 2 in Verbindung mit Abs. 6 des LEP B-B Punkt 4.7 (Z) regeln über die 
bereits genannten Gebote der Konzentration und Kongruenz und über das raumordneri-
sche Beeinträchtigungsverbot die Zulässigkeit großflächiger Einzelhandelseinrichtungen 
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in zentralen Orten bzw. Ausnahmen nach den Absätzen 5 und 6. Der Geltungsbereich 
des Bebauungsplans befindet sich im städtischen Kernbereich des Oberzentrums Lan-
deshauptstadt Potsdam. Die geplante Erweiterung des bestehenden Warenhauses ent-
spricht somit den Erfordernissen der Raumordnung. 

 Das Gebiet / Umfeld der Innenstadt der Landeshauptstadt Potsdam bildet einen städti-
schen Kernbereich gemäß LEP B-B Punkt 4.8 (G). 

 Die Festlegung des LEP B-B Punkt 5.1 Abs. 1 (G) wird berücksichtigt. Die Planung steht 
dem Erhalt großräumiger Freiraumverbundstrukturen nicht entgegen. 

 Gemäß Festlegung LEP B-B Punkt 5.2 (Z) ist der festgelegte Freiraumverbund, in dem 
u.a. besonders hochwertige Freiraumfunktionen eingebunden sind, zu sichern und in 
seiner Funktionsfähigkeit zu entwickeln. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt 
außerhalb des festgelegten Freiraumverbunds.  

 
3.2 Landschaftsplanung 
Der Landschaftsplan (LP) der Landeshauptstadt Potsdam ist als Fachplan des Flächen-
nutzungsplanes der Landeshauptstadt Potsdam (FNP) gemeinsam mit dem Flächen-
nutzungsplan überarbeitet worden.  
 
Der Landschaftsplan (Stand: 19. September 2012) beinhaltet gemäß § 7 Abs. 1 
BbgNatSchAG die örtlichen Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege für das gesamte Stadtgebiet. Die landschaftsplanerischen Inhalte fließen 
nach Abwägung in die Darstellungen des Flächennutzungsplans ein (Sekundärintegration). 
 
Gleichzeitig liefert der Landschaftsplan Grundlagen und Bewertungsmaßstäbe für die Um-
weltprüfung anderer Pläne und Programme sowie für Genehmigungsverfahren von Vorha-
ben. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans SAN – P 02 liegt innerhalb des Teilraums Nr. 19 
„Nördliche Innenstadt“. Dieser Teilraum wird im Landschaftsplan leitbildhaft festgelegt als 
Stadtzentrum mit nach historischem Vorbild wiederhergestelltem Raumgefüge und denkmal-
gerecht sanierten und ergänzten Baustrukturen. Folgende den Geltungsbereich tangierende 
Ziele werden genannt:  

 Erhalt / Wiederherstellung der ortsbildprägenden Bausubstanz, behutsame Ergänzun-
gen der historischen Bau- und Vegetationsstrukturen  

 Prüfung der Reduktion der Wirkung störender Baukörper auf das Landschaftsbild und 
auf die historischen Sichtbezüge, ggf. Rückbau einzelner exponierter Gebäude  

 Reduzierung verkehrsbedingter Trenn- und Störwirkungen 
 Sicherung von Mindeststandards der Begrünung in den innerstädtischen Quartieren, 

Minderung des Versiegelungsgrades (z.B. durch Verwendung historischer Wegebeläge 
wie Natursteinpflaster oder Promenadengrand) und Verbesserung des Wasserrückhal-
tes 

Die Ziele der 1. Änderung des Bebauungsplans SAN – P 02 stehen den Zielen des Land-
schaftsplans nicht entgegen. Beeinträchtigungen des UNESCO-Welterbes wurden von der 
unteren Denkmalschutzbehörde als nicht erheblich beurteilt. 
 
 
3.3 Flächennutzungsplan 
Der Flächennutzungsplan (FNP) der Landeshauptstadt Potsdam wurde am 30. Januar 2013 
von der Stadtverordnetenversammlung (SVV) beschlossen. Das Ministerium für Infrastruktur 
und Landwirtschaft als höhere Verwaltungsbehörde hat den FNP mit Verfügung vom 6. Au-
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gust 2013 nach § 6 Baugesetzbuch (BauGB) mit einer Maßgabe genehmigt. Die sah vor, 
eine Bauflächendarstellung im nordöstlichen Bereich der ehemaligen Kaserne Krampnitz zu 
reduzieren. Die SVV ist der Maßgabe in ihrer Sitzung am 29. Januar 2014 beigetreten. Die 
Bekanntmachung der Genehmigung im Amtsblatt ist am 27. Februar 2014 erfolgt. Damit ist 
der FNP wirksam. Im wirksamen FNP wird das Gebiet als gemischte Baufläche M 1 darge-
stellt. 
 
Gemäß Begründung zum FNP können aus gemischten Bauflächen folgende Gebietstypen 
der Baunutzungsverordnung entwickelt werden: 

 Kern-, Misch- und Dorfgebiete 
 Wohngebiete oder  
 Gewerbegebiete 

Darüber hinaus sind aus gemischten Bauflächen M1 im Rahmen der verbindlichen Bauleit-
planung und in Abstimmung mit dem jeweils aktuellen Einzelhandelskonzept auch Sonder-
gebiete „großflächiger Einzelhandel“ entwickelbar. 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplans (besondere Wohngebiete, Sondergebiet „Einkaufs-
zentrum“ und Kerngebiet) entsprechen den Darstellungen des FNP zur Nutzungsart.  
 
Der Bebauungsplan SAN – P 02 ist mit seinen Festsetzungen somit aus dem FNP ent-
wickelbar. 
 
 
3.4 Stadtentwicklungskonzepte 
3.4.1 STEK Wohnen 
Das Stadtentwicklungskonzept Wohnen (kurz „STEK Wohnen“) wurde am 7. Oktober 2009 
von der Stadtverordnetenversammlung als Handlungsgrundlage für die Wohnungspolitik be-
schlossen. Auf der Grundlage von Prognosen werden im STEK Wohnen Ziele für die weitere 
Wohnungsentwicklung formuliert und Potentialflächen für die Schaffung von neuen Wohnun-
gen ermittelt. 
 
Die Landeshauptstadt Potsdam hat in den letzten Jahren einen Anstieg der Bevölkerung zu 
verzeichnen, der sich zwar leicht abschwächt, aber gemäß der Prognose des STEK Wohnen 
bis 2020 anhält. Gleichzeitig wird durch die anhaltende Tendenz zur Verringerung der Haus-
haltsgröße eine zusätzliche Nachfrage nach Wohnraum bestehen. Potsdam hat laut Aussa-
ge des STEK „einen angespannten Wohnungsmarkt, von einer Wohnungsnot kann jedoch 
aktuell noch nicht gesprochen werden. Die leichte Anspannung des Wohnungsmarkts drückt 
sich darin aus, dass die Quote der marktaktiven leer stehenden Wohnungen (ohne unver-
mietbaren Leerstand) mittlerweile so weit gesunken ist, dass sie unter der Mobilitätsreserve 
von 2 % liegt, die für einen funktionsfähigen Wohnungsmarkt als notwendig angesehen wird. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass es weitere Leerstände bei unvermietbaren Wohnungen 
gibt, die über Wiederherstellungs- und Sanierungsmaßnahmen sukzessive dem Markt zuge-
führt werden. Die Wohnungsknappheit zeigt sich in Teilsegmenten, insbesondere bezogen 
auf Haushalte mit niedrigem Einkommen und (junge) Singles“. 
 
Dieser Entwicklung soll einerseits durch die Errichtung weiterer Wohnungen in den identifi-
zierten Potentialräumen und andererseits durch eine Anpassung und Ertüchtigung des Woh-
nungsbestands Rechnung getragen werden.  
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Die Ziele des Bebauungsplanverfahrens stimmen mit den Zielen des STEK Wohnen überein, 
da durch die Änderungen keine die bestehenden Wohnnutzungen einschränkenden Bau-
rechte begründet werden.  
 
3.4.2 STEK Verkehr 
Das Stadtentwicklungskonzept Verkehr wurde von der Stadtverordnetenversammlung am 
29. Januar 2014 beschlossen. 
 
Das Stadtentwicklungskonzept Verkehr ist das Leitbild für die Verkehrsentwicklung sowie für 
die Investitionsplanung im Zeitraum bis 2025. Ziel der weiteren Verkehrsentwicklung in der 
Landeshauptstadt Potsdam ist die Sicherung der Mobilität der Bevölkerung bei gleichzeitiger 
Verringerung der Umweltbelastung insbesondere durch den motorisierten Individualverkehr.  
 
Im Ergebnis einer Variantenuntersuchung wird das Szenario Nachhaltige Mobilität als Grund-
lage der weiteren Entwicklung vorgeschlagen. Werden die in diesem Szenario dargestellten 
Maßnahmen umgesetzt, wird erreicht, dass der motorisierte Individualverkehr in der Landes-
hauptstadt Potsdam bis 2025 trotz steigender Einwohner- und Beschäftigtenzahl nicht weiter 
zunimmt. Im Binnenverkehr soll erreicht werden, dass der Anteil des motorisierten Individu-
alverkehrs von derzeit 32 % auf 24 % sinkt. Im Kfz-Gesamtverkehr, der wesentlich vom 
Quell- und Zielverkehr geprägt ist, wird aber eine leichte Zunahme prognostiziert.  
 
Auf der Grundlage der Ergebnisse der Szenarienuntersuchungen und einer umfassenden 
Diskussion der mit den verschiedenen Maßnahmen zu erzielenden Wirkungen wurde das 
Szenario Nachhaltige Mobilität als Vorzugsszenario gewählt und zur Umsetzung empfohlen. 
Wesentlich für die Erreichung der Ziele ist die konsequente Umsetzung aller im Szenario 
Nachhaltige Mobilität enthaltenen Maßnahmen.  
 
Für die verbindliche Bauleitplanung bedeutet das, verkehrsreduzierende Raumstrukturen zu 
entwickeln. Umweltbelastungen können vermieden werden, wenn Verkehr erst gar nicht ent-
steht, Wegelängen verkürzt oder Mehrfachfahrten nicht durchgeführt werden. Dies entspricht  
den grundlegenden Prinzipien des Leitbildes der nutzungsgemischten „Europäischen Stadt“ 
sowie der „Stadt der kurzen Wege“. 
 
Im vorliegenden Bebauungsplan SAN – P 02 wird dies erreicht durch die planungsrechtliche 
Sicherung innerstädtischer Wohn- und Kerngebietsnutzungen, durch die Stärkung des inner-
städtischen Einzelhandels und den Erhalt der besonderen Potsdamer Mischung. Daran wird 
durch die Änderung nichts verändert. 
 
 
3.4.3 Einzelhandelskonzept der Landeshauptstadt Potsdam (2014) 
Die Landeshauptstadt Potsdam steuert seit vielen Jahren die Entwicklung des Einzelhandels 
auf der Grundlage von städtebaulichen Konzepten. Das aktuelle Einzelhandelskonzept wur-
de im Mai 2014 von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen. Der dem Konzept zu-
grunde liegende Prognoserahmen reicht bis zum Jahr 2025. 
 
Das Einzelhandelskonzept ermöglicht der Landeshauptstadt, den Einzelhandel entsprechend 
den Zielen der Stadtentwicklung räumlich zu steuern. Es stellt ein städtebauliches Entwick-
lungskonzept i.S. des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB dar.  
 
Für das Einzelhandelskonzept 2014 wurden die Angebots- und Nachfragestrukturen des 
Potsdamer Einzelhandels und seine städtebaulichen Rahmenbedingungen analysiert und ein 
Maßnahmenkonzept zur Stärkung des Einzelhandels in der Landeshauptstadt Potsdam ent-
wickelt. 
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Basis ist folgender Zielkatalog, an dem sich die künftige Einzelhandelsentwicklung ausrich-
ten soll: 

 Erhalt/Stärkung der oberzentralen Versorgungsfunktion 
 Erhalt/Stärkung der polyzentralen Versorgungsstrukturen unter Berücksichtigung der 

jeweiligen Versorgungsfunktion 
 Erhalt/Stärkung der Einzelhandels- und Funktionsvielfalt in den Zentren 
 Erhalt/Stärkung der Identität der Zentren 
 Erhalt/Ausbau kurzer Wege bzw. Verkürzung der Wege („Stadt der kurzen Wege“) 
 Erhalt/Stärkung einer flächendeckenden Nahversorgungsstruktur, insbesondere im Nah-

rungs-/Genussmittelbereich 
 Erhalt/Stärkung der Nahversorgungsstruktur in den Zentren 
 Schaffung von Investitions-/Entscheidungssicherheit 
 Sicherung von Gewerbegebieten und gewerblich geprägten Bereichen für Handwerk 

und produzierendes Gewerbe 

Diese Ziele stellen die Grundlage für das darauf aufbauende Konzept dar. Dieses setzt sich 
zusammen aus Sortimentsliste, Zentrenhierarchie, Grundsätzen zur räumlichen Einzelhan-
delsentwicklung sowie Perspektiven bestehender und geplanter Einzelhandelsstandorte. 
Hierdurch soll die zielkonforme Lenkung des Einzelhandels umgesetzt und die Zentrenent-
wicklung langfristig gesichert werden. 
 
Die für Potsdam spezifische Sortimentsliste differenziert in zentrenrelevante Sortimente für 
die Nahversorgung bzw. sonstige zentrenrelevante Sortimente sowie in nicht-zentrenrele-
vante Sortimente. Zentrenrelevant sind solche Sortimente, die maßgeblich zu einem aus 
städtebaulicher Sicht wünschenswerten Einkaufserlebnis beitragen oder die Funktionsfähig-
keit der definierten zentralen Versorgungsbereiche unterschiedlicher Hierarchiestufe wesent-
lich bestimmen. 
 
Zentrale Versorgungsbereiche, im Folgenden auch Zentren genannt, sind Standorte in inte-
grierter Lage, die eine Konzentration von Versorgungsfunktionen aufweisen. Als solche gel-
ten der zentrale Versorgungsbereich Innenstadt, die Stadtteilzentren Babelsberg und Wald-
stadt sowie 13 Nahversorgungszentren. Zudem existieren die Sonderstandorte Bahn-
hofspassagen und Stern-Center. Die Zentren und Sonderstandorte wurden räumlich abge-
grenzt, städtebaulich-funktional analysiert und Empfehlungen zu deren Weiterentwicklung 
formuliert.  
 
Die entwickelten Grundsätze zur räumlichen Einzelhandelsentwicklung geben Aufschluss 
darüber, wie zukünftige Einzelhandelsansiedlungen zielkonform räumlich gesteuert werden 
können. Die Grundsätze lauten: 

 zentrenrelevanter Einzelhandel soll vorrangig in den zentralen Versorgungsbereichen 
angesiedelt werden 

 nicht-zentrenrelevanter Einzelhandel soll vorrangig an durch Einzelhandel etablierten 
nicht-integrierten Standorten angesiedelt werden. 

Die Ansiedlung und Erweiterung von Einzelhandelsbetrieben, die zentrenrelevante Sortimen-
te im Sinne der „Potsdamer Sortimentsliste“ als Hauptsortiment führen, sollen vorrangig in-
nerhalb der abgegrenzten zentralen Versorgungsbereiche angesiedelt werden und außer-
halb dieser (sonstige integrierte Lagen und nicht-integrierte Lagen) nicht oder nur einge-
schränkt zulässig sein.  
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Grundsätze des zentrenrelevanten Einzelhandels 
 
Das Plangebiet liegt innerhalb des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt. Für diesen 
Bereich erfolgt eine Konkretisierung der Grundsätze des zentrenrelevanten Einzelhandels. 
Großflächige Einzelhandelsbetriebe sind hier regelmäßig zulässig.  
 
Grundsätze des nicht-zentrenrelevanten Einzelhandels 
 
Auch die Grundsätze des nicht-zentrenrelevanten Einzelhandels erfahren für den zentralen 
Versorgungsbereich Innenstadt eine Konkretisierung. Der nicht-zentrenrelevante Einzelhan-
del ist in der Innenstadt nur unterhalb der Großflächigkeit zulässig. Ein so genanntes „Leer-
standsdomino“ ist auf Grund eines reinen Verdrängungswettbewerbs unter Beachtung der 
Prognoseergebnisse zu vermeiden. Maximal zulässige Verkaufsflächen zentrenrelevanter 
Sortimente sind zu beachten. 
 
Leitlinien 
 
Aus den Bestandteilen des Einzelhandelskonzepts resultieren insgesamt zehn Leitlinien, von 
denen die für das Plangebiet relevanten Leitlinien nachfolgend benannt werden: 

 Die Potsdamer Sortimentsliste, die Hierarchie und Abgrenzung der zentralen Versor-
gungsbereiche sowie die Leitlinien sind Grundlage der Steuerung der Potsdamer Ein-
zelhandelsentwicklung. Die in der Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes zeitlich 
gestaffelt ermittelten Verkaufsflächenentwicklungsspielräume dienen dabei als Orientie-
rung. 

 Neuansiedlungen und Erweiterungen von Einzelhandelsbetrieben mit nahversorgungs-
relevanten und sonstigen zentrenrelevanten Sortimenten sollen grundsätzlich nur in den 
zentralen Versorgungsbereichen erfolgen, um diese zu stärken und vor Schädigungen 
durch Ansiedlungen außerhalb zu schützen. 

 Einzelhandelsbetriebe mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten sollen angesichts der 
geringen Flächenpotenziale in der Innenstadt und in den weiteren zentralen Versor-
gungsbereichen vorrangig außerhalb der zentralen Versorgungsbereiche an-gesiedelt 
werden. Der Schutz von Flächenpotenzialen für die Ansiedlung und Erweiterung von 
gewerblichen Betrieben im Sinne des Gewerbeflächensicherungskonzeptes soll dabei 
berücksichtigt werden. 

 Die Stärkung des zentralen Versorgungsbereiches Innenstadt genießt Priorität vor der 
Stärkung anderer Einzelhandelsstandorte. Um dieses Ziel zu erreichen, sollen Einzel-
handelsbetriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten vorrangig dort angesiedelt werden. 

 Neben der Identifizierung und Entwicklung weiterer Flächenpotenziale ist ungeachtet 
schon erreichter Standards auch die weitere Qualifizierung der Einkaufslagen von gro-
ßer Bedeutung. Diese weitere Qualifizierung muss sich auf die Einzelhandelseinrichtun-
gen selbst, aber auch auf ergänzende Dienstleistungsangebote, den öffentlichen Raum, 
die Erreichbarkeit und andere Maßnahmen beziehen. 

Die im Einzelhandelskonzept formulierten Ziele bzw. die beabsichtigte Entwicklung müssen 
durch die verbindliche Bauleitplanung bauplanungsrechtlich umgesetzt und gesichert wer-
den. 
 
Empfehlungen für den zentralen Versorgungsbereich Innenstadt 
 
Der zentrale Versorgungsbereich Innenstadt liegt zentral im Potsdamer Stadtgebiet und wird 
durch die Hegelallee / Kurfürstenstraße im Norden, die Hebbelstraße im Osten, die Charlot-
tenstraße im Süden und die Schopenhauer Straße im Westen begrenzt. Diese Abgrenzung 
ist angesichts der städtebaulichen Strukturen (barocker Innenstadtbereich und Holländisches 
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Viertel), der verkehrlichen Zäsuren und der Dichte von Einzelhandels- und Dienstleistungs-
betrieben gut ablesbar.  
 
Der zentrale Versorgungsbereich Innenstadt weist eine Ost-West-Ausdehnung von 1.200 m 
und einen Nord-Süd-Ausdehnung von 400 m auf, dabei erstreckt sich der Hauptgeschäftsbe-
reich entlang der Brandenburger Straße etwa 800 m.  
 
Der Verkaufsflächenanteil der Innenstadt allein beträgt lediglich 12 % an der Gesamtver-
kaufsfläche, bedingt durch denkmalgeschützte und kleinteilige Baustruktur und weist demzu-
folge nur ein begrenztes Flächenpotenzial für weitere, insbesondere größere Handelseinrich-
tungen auf. 
 
Der zentrale Versorgungsbereich Innenstadt soll auch in Zukunft der vorrangige Standort für 
die Ansiedlung des zentrenrelevanten Einzelhandels der Landeshauptstadt Potsdam sein. 
Ziel sollte die Ergänzung des bestehenden, eher kleinteilig strukturierten Angebotes, durch 
größere Betriebe mit Magnetwirkung sein.  
 
Hierfür sollte die konsequente Innenentwicklung, die bereits in den vergangenen Jahren bei-
spielgebend im zentralen Versorgungsbereich Innenstadt realisiert wurde, weiterhin fortge-
setzt werden. Die in Abbildung 3 dargestellten Flächen sollten im Sinne einer möglichen Ein-
zelhandelsentwicklung geprüft werden.  
 
Dennoch sind angesichts der kleinteiligen Bau- und Parzellenstruktur die räumlichen Ent-
wicklungsmöglichkeiten innerhalb des zentralen Versorgungsbereiches begrenzt. Einer kon-
sequenten Steuerungspolitik kommt daher in Potsdam besondere Bedeutung zu. Nur bei 
einer entsprechenden Investitionssicherheit wird es gelingen, baulich schwierige Immobilien 
für Einzelhandelsnutzungen zu entwickeln.  
 
Abbildung 3: Zentraler Versorgungsbereich Innenstadt 
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Die Ziele der 1. Änderung des Bebauungsplans SAN – P 02 stimmen mit den Zielen des 
Einzelhandelskonzeptes der Landeshauptstadt Potsdam überein. Durch die Erweiterung des 
Nutzungsspektrums und die Lockerung der Sortimentsbeschränkungen innerhalb des Wa-
renhauskomplexes wird der zentrale Versorgungsbereich Innenstadt gestärkt.  
 
3.5 Benachbarte Bebauungspläne 
Der Geltungsbereich Bebauungsplans SAN – P 02 grenzt an die Geltungsbereiche der fol-
genden rechtsverbindlichen Bebauungspläne: 

 SAN – P 03 „Block 4 Süd“ (Bekanntmachung im Amtsblatt 3/2006) 
 SAN – P 05 „Brandenburger Straße“ (Bekanntmachung im Amtsblatt 4/2006; durch Sat-

zungsbeschluss des Bebauungsplans SAN – P 15 erfolgte eine Änderung des Geltungs-
bereichs des Bebauungsplans SAN – P 05. Die Änderung wurde rechtsverbindlich durch 
Bekanntmachung im Amtsblatt 14/2012)  

 SAN – P 08 „Block 22“ (Bekanntmachung im Amtsblatt 3/2006) 
 SAN – P 09 „Block 16“ (Bekanntmachung im Amtsblatt 5/2006) 
 SAN – P 11 „Block 21 Nordbereich“ (Bekanntmachung im Amtsblatt 17/2013) 

Des Weiteren grenzt der Bebauungsplan SAN – P 02 an den Geltungsbereich des sich in 
Aufstellung befindlichen Bebauungsplan SAN – P 16 „Stadterweiterung Nord“. 
 
 
3.6 Sonstige Satzungen  
3.6.1 Sanierungssatzung 
Der gesamte Geltungsbereich befindet sich innerhalb des Sanierungsgebietes der 2. Baro-
cken Stadterweiterung5. Die Sanierungsziele wurden während der erstmaligen Aufstellung 
des Bebauungsplans überarbeitet und an die eingetretenen Entwicklungen angepasst. Fest-
gelegt ist u.a., dass der Gewerbeanteil auf jeder Parzelle 50 % nicht überschreiten darf, mit 
Ausnahme der Grundstücke an der Brandenburger Straße, die in der Regel einen Gewerbe-
anteil von 70 % aufweisen dürfen. Einige Grundstücke sind durch Bebauungspläne von die-
ser Regelung ausgenommen; für sie gelten andere Wohnanteile. Das festgesetzte Sonder-
gebiet „Einkaufszentrum“ ist vom Wohnanteil ausgenommen. Die gewerblichen Nutzungen 
sollen neben zentralörtlichen Angeboten die Versorgung der umliegenden Wohnbereiche mit 
Waren des täglichen Bedarfs sichern. Ausgeschlossen sind zentrale Einrichtungen für Ge-
schäfts- und Bürogebäude sowie Vergnügungsstätten. Es ist Ziel, die vorhandene städtebau-
liche Dichte zu erhalten und die Qualitäten des Quartiers weiter zu entwickeln. Dies schließt 
die ökologische Aufwertung ein.  
 
Die Festsetzungen der 1. Änderung des Bebauungsplans SAN – P02 stehen den Sanie-
rungszielen nicht entgegen. Die Festsetzungen eröffnen keine Zulässigkeit für zentrale Ein-
richtungen für Geschäfts- und Bürogebäude, da die Zweckbestimmung „Einkaufszentrum“ im 
Sondergebiet gewahrt bleiben muss. Unter die aufgrund der 1. Änderung zulässigen Gewer-
bebetriebe, die der Sport- und Freizeitgestaltung dienen, fallen ausdrücklich keine Vergnü-
gungsstätten.  
 
Der gemäß Sanierungssatzung maximal zulässige gewerbliche Anteil auf dem Grundstück 
Brandenburger Straße 54 würde im Zuge der Verkaufsflächenerweiterung lediglich grund-
stücksbezogen, nicht jedoch unter Einbeziehung benachbarter Grundstücke überschritten 
werden, so dass die Sanierungsziele gewahrt bleiben. 

5  Satzung über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes „2. Barocke Stadterweiterung“ der Landes-
hauptstadt Potsdam vom 11. Mai 1993, geändert am 04. April 2007, ABl. 7/2007, S. 2. 
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3.6.2 Erhaltungssatzung „Stadterweiterung Nord, Stadterweiterung Süd“ 
Mit Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Potsdam vom 21. August 1992, geändert und 
ergänzt mit Amtsblattveröffentlichung am 21. September 1992, wurde der Geltungsbereich 
unter die Anwendungsvoraussetzungen einer Erhaltungssatzung gestellt. Ziel der Erhal-
tungssatzung ist die Sicherung und Erhöhung des Wohnanteils im gesamten Bereich der 2. 
Barocken Stadterweiterung sowie die Sicherung der Bewohnerstruktur. Ferner sind durch sie 
der Abbruch, die Änderung, die Nutzungsänderung sowie die Errichtung von Neubauten un-
ter Genehmigungsvorbehalt gestellt. Die Anforderungen der Erhaltungssatzung sind somit 
maßgeblich für die Beurteilung von Bauanträgen. 
 
Die Festsetzungen in der 1. Änderung des Bebauungsplans SAN – P02 stehen den Zielen 
der Erhaltungssatzung nicht entgegen.  
 
 
3.7 Bestimmungen inkl. Kennzeichnungen und nachrichtlicher Übernahmen 
3.7.1 Denkmalschutz 
Der gesamte Bereich der 2. Barocken Stadterweiterung steht bereits seit dem 25. September 
1979 als Einzeldenkmal unter Schutz. Die Übernahme erfolgte gemäß § 34 Abs. 1 Denkmal-
schutzgesetz Brandenburg (DSchGBB) vom 22. Juli 1991. Die im Geltungsbereich liegenden 
einzelnen Denkmale (konstituierende Bestandteile des Bereiches als Einzeldenkmal) werden 
nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen6. Es handelt sich um alle historischen 
Vordergebäude inkl. der besonders erhaltenswerten Bauteile Fassade, Teile des Treppen-
hauses im vorderen Eingangsbereich, Strukturglasdecken und Lichthof des „alten“ Waren-
hauses. Auf dem Grundstück Brandenburger Straße 48 ist das gesamte Vorderhaus als Ein-
zeldenkmal mit seinem Grundriss und seinem Innenausbau denkmalrechtlich geschützt. Der 
Denkmalschutz umfasst neben den einzeln gekennzeichneten Gebäuden und Bauteilen des 
Warenhauses alle Nebengebäude sowie die Struktur des Blockes. 
 
Alle Bauvorhaben innerhalb des Geltungsbereiches sind mit denkmalpflegerischen Ge-
sichtspunkten in Einklang zu bringen und entsprechend dem Denkmalschutzgesetz des Lan-
des Brandenburg zu beurteilen. 
 
Eine Denkmalbereichssatzung ist in Vorbereitung. 
 
Baudenkmale (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 BbgDSchG) 
 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans werden in der Denkmalliste des Landes 
Brandenburg folgende Baudenkmale aufgeführt: 

 Brandenburger Straße 48, Wohn- und Geschäftshaus  
 Brandenburger  Straße 49-52, Kaufhaus Lindemann, später Karstadt mit Gedenktafel 

für den Vereinigungsparteitag der Kreisorganisationen von KPD und SPD zur SED 
 Brandenburger  Straße 53, Barockes Typenhaus 
 Brandenburger Straße 54, Barockes Typenhaus 
 Brandenburger Straße 55, Barockes Typenhaus, aufgestockt 
 Brandenburger Straße 56, Wohn- und Geschäftshaus 
 Dortustraße 58, Bürgerliches Wohnhaus, aufgestockt 
 Dortustraße 59, Barockes Typenhaus 
 Dortustraße 60, Barockes Typenhaus 
 Dortustraße 61, Barockes Typenhaus 
 Dortustraße 62, Barockes Typenhaus 

6  ABl. 12/2000, S. 4 vom 07.09.2000. 
 

Seite 23 von 53 
 

                                                

48 von 78 in Zusammenstellung



Kapitel A - Planungsgegenstand  Bebauungsplan SAN – P02 „Block 15 Potsdam“  
1. Änderung 

 
 Dortustraße 63, Barockes Typenhaus, aufgestockt 
 Dortustraße 64, Bürgerliches Wohnhaus, aufgestockt 
 Gutenbergstraße 18, Barockes Typenhaus  
 Gutenbergstraße 19, Barockes Typenhaus 
 Gutenbergstraße 22, Barockes Typenhaus 
 Gutenbergstraße 23, Barockes Typenhaus 
 Gutenbergstraße 25, Bürgerliches Wohnhaus 
 Jägerstraße 11, Wohn- und Geschäftshaus 
 Jägerstraße 15, Mietwohnhaus 
 Jägerstraße 16, Bürgerliches Wohnhaus 

Die Regelungen des Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes sind zu beachten. 
 
Bodendenkmale 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich das Bodendenkmal Nr. 2140 Pots-
dam – Altstadt des deutschen Mittelalters und Neuzeit; Rast- und Werkplatz des Mesolithi-
kums; Gräberfeld und Siedlung des Neolithikums; Gräberfeld und Siedlung der Bronzezeit; 
Siedlung der Eisenzeit; Burgwall, Siedlung und Gräberfeld des slawischen Mittelalters  
 
Bodeneingriffe im Bereich von Bodendenkmalen bedürfen einer denkmalrechtlichen Erlaub-
nis gemäß § 15 Abs. 1 BbgDSchG.  
 
Darüber hinaus kann mit dem Auftreten von Bodendenkmalen bei Tiefbauarbeiten gerechnet 
werden. Auf die Bestimmungen und Verpflichtungen nach dem Brandenburgischen Denk-
malschutzgesetz wird hingewiesen, falls bisher noch unbekannte Bodendenkmalen entdeckt 
werden sollten (Anzeigepflicht, Unveränderbarkeit für mindestens eine Woche, Sicherungs-
pflicht, Eigentumsvorbehalt, Unterrichtungspflicht der Bauausführenden). 
 
 
3.8 Bebauungsplan der Innenentwicklung (§ 13a BauGB) 
Die 1. Änderung des Bebauungsplans SAN – P 02 dient der Innenentwicklung. Mit den Än-
derungen der Festsetzungen des rechtsverbindlichen Bebauungsplans soll erreicht werden, 
dass die Funktion des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt gestärkt und stabilisiert 
wird. Das Einzelhandelskonzept der Landeshauptstadt Potsdam soll u.a. durch dieses Ver-
fahren umgesetzt werden. Somit sind die materiellen Anwendungsvoraussetzungen des § 
13a BauGB (Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren) gegeben. Die Fläche des Blocks 
beträgt 1,22 ha und liegt somit deutlich im Rahmen der Zulässigkeit von Bebauungsplänen 
für die Innenentwicklung (2 ha versiegelte Fläche). Es sind auch keine engen sachlichen, 
räumlichen und zeitlichen Zusammenhänge mit anderen Bebauungsplänen vorhanden, die 
eine andere Sichtweise erfordern.  
 
Des Weiteren wird durch die Änderung des Bebauungsplans SAN – P 02 keine Zulässigkeit 
von Vorhaben begründet, die eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Umweltverträg-
lichkeitsprüfungsgesetz7 erfordern. Die in der 1. Änderung des rechtsverbindlichen Bebau-
ungsplans durch die textliche Festsetzung Nr. 7 zusätzlich zulässige Geschossfläche im 
Sondergebiet „Einkaufszentrum“ von ca. 500 m² liegt deutlich unter dem Wert von 1.200 m² 
gemäß Anlage 1 Nr. 18.8. in Verbindung mit Nr. 18.6 UVPG, der eine Vorprüfung des Einzel-
falls erforderlich machen würde. 
 

7  UVPG in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010, BGBl. I S. 94, zuletzt geändert durch 
Art. 2 des Gesetzes vom 20. November 2015, BGBl. I S. 2053. 
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Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB benannten Schutzgü-
ter („Natura-2000-Gebiete“) bestehen ebenfalls nicht.  
 
Das Änderungsverfahren ist im beschleunigten Verfahren durchgeführt worden. Von einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB wurde gemäß § 13 Abs. 3 BauGB abgesehen. Eine 
frühzeitige Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB ist nicht erforderlich. Anstelle 
der Bürgerinformation über die Ziele und Zwecke der Planung (§ 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB) ist 
eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB durchgeführt worden. 
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B. Planinhalte und Planfestsetzungen 
1. Ziele und Zwecke der Planung 

Planungsziel ist es, den Einzelhandel in der Innenstadt über eine Erweiterung des Sorti-
mentsrahmens und der zulässigen Nutzungen für die Obergeschosse des Warenhauskom-
plexes zu stärken und die Vermietung und somit die Beseitigung der Leerstände zu erleich-
tern. In Verbindung mit einer im (zusätzlichen) 6. Vollgeschoss vorgesehenen Sport- und 
Freizeitanlage werden für eine begrenzte Fläche auf dem Dach des Warenhauskomplexes 
(Dach des 5. Vollgeschosses) erweiterte Nutzungsbereiche planungsrechtlich gesichert.  
 
Das Planungsziel trägt zur Funktionsschwächesanierung des Sanierungsgebietes „2. Baro-
cke Stadterweiterung“ bei. 
 
 

2. Entwicklung der Planungsüberlegungen 

Die mit der Festsetzung des Bebauungsplans SAN – P 02 verbundenen Ziele für den Gel-
tungsbereich konnten noch nicht in vollem Umfang realisiert werden. Dies liegt vor allem 
darin begründet, dass die Festsetzungen im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ hinsichtlich der 
zulässigen Nutzungen seinerzeit zu restriktiv entwickelt worden sind. Die Nutzungsein-
schränkungen haben dazu geführt, dass Teile der Gebäude nicht die gewünschte Einzel-
handelsentwicklung nehmen konnten und derzeit leer stehen. Die Leerstandssituation gab 
den Anlass, über eine Attraktivitätssteigerung des Sondergebietes „Einkaufszentrum“ nach-
zudenken, so dass auch die Gesamtentwicklung des zentralen Versorgungsbereichs Innen-
stadt davon profitieren kann. Des Weiteren zeigte sich, dass die ursprünglich gesehene 
Konkurrenzsituation der Standorte Innenstadt und Bahnhofspassagen inzwischen nicht mehr 
gegeben ist, so dass den Standorten auch untereinander mehr Entwicklungsspielraum ein-
geräumt werden kann. Die Sortimentsbeschränkung der Einzelhandelsbetriebe soll daher für 
das Sondergebiet „Einkaufszentrum“ aufgehoben werden. 
 
Gleichzeitig sollen in bestimmten Vollgeschossen des Sondergebietes „Einkaufszentrum“ 
auch andere Nutzungen wie freizeitbezogene Sport- und Gesundheitsaktivitäten sowie aus-
nahmsweise auch sonstige Gewerbebetriebe für Dienstleistungen, Büronutzungen sowie 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes ermöglicht werden, da dies die Nutzerfrequenz im 
Gesamtbereich erhöht und damit die Innenstadt als Ganzes attraktiver wird. Eine auf die 
oberen Vollgeschosse des Warenhauskomplexes beschränkte Erweiterung der Zulässigkeit 
erfolgt auch für Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke. 
 
Die mit dem Aufstellungsbeschluss verfolgten Ziele der Aufstockung der barocken Typen-
häuser Brandenburger Straße Nr. 53 und 54 sowie die Überbauung des Nebengelasses 
durch einen zweigeschossigen Neubau an der nördlichen Grundstücksgrenze Brandenbur-
ger Straße Nr. 53 werden nicht weiter verfolgt. Auf Grundlage der Stellungnahme der unte-
ren Denkmalschutzbehörde vom 17. Februar 2014 erfolgte eine Neubewertung der städte-
baulich-architektonischen Situation vor Ort, die zu dem Ergebnis führte, dass auf eine Erhö-
hung der entsprechenden Nutzungsmaße verzichtet werden sollte. 
 
Die o.g. Überlegungen gehen einher mit einer Prüfung der anderen Festsetzungen des Be-
bauungsplans. Dabei wurde festgestellt, dass die Umsetzung der Planungsziele fast voll-
ständig erfolgt ist. Lediglich in einem geringen Umfang soll planerisch nachgesteuert werden 
(siehe Kap. 3). 
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3. Umfang der Planänderung 

Zur Erreichung der Planungsziele erfolgen folgende Änderungen der textlichen und zeichne-
rischen Festsetzungen: 

 Aufhebung der bisherigen Sortimentsbeschränkungen für Einzelhandelsbetriebe im Son-
dergebiet „Einkaufszentrum“ (Art der baulichen Nutzung) 

 Ausweitung der Zulässigkeit von Betriebs- und Anlagetypen oberhalb des 2. Vollge-
schosses im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ im Bereich des Hauptgebäudes (Art der 
baulichen Nutzung) 

 Ausweitung der Zulässigkeit von Betriebs- und Anlagetypen oberhalb des 1. Vollge-
schosses im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ im Bereich des ehemaligen Brauereige-
bäudes in der Dortustraße 62 (Art der baulichen Nutzung) 

 Festsetzung einer ausschließlichen Zulässigkeit von Nutzungsbereichen eines Sport- und 
Fitnessstudios mit Sauna- und Wellnessnutzungen innerhalb der Fläche f1-f2-f3-f4-f5-f6-
f7-f8-f9-f10-f1 im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 

 Erhöhung des Maßes der baulichen Nutzung von 5 auf 6 Vollgeschosse sowie Festset-
zung einer max. zulässigen Oberkante baulicher Anlagen von 59,8 m ü. NHN innerhalb 
einer begrenzten Fläche des Sondergebietes „Einkaufszentrum“ 

 Wegfall des Punktes A3 für die Festsetzung der Reduzierung der Abstandsflächen auf-
grund des an dieser Stelle geringfügig angepassten Gebäudebestandes und entspre-
chende Neuvergabe der nachfolgenden Punkte. 

 Festsetzung einer Farb- und Oberflächengestaltung von Außenfassaden, Dachflächen 
und sonstigen Außenbauteilen im 6. Vollgeschoss des Sondergebietes „Einkaufszent-
rum“ 

Die vorgenommenen redaktionellen Änderungen umfassen:  

 Geringfügige Anpassung der Planzeichnung auf Grundlage der aktualisierten Liegen-
schafts- und Stadtkarte der Landeshauptstadt Potsdam 

 Ersetzung von Höhenangaben in der Einheit HN durch die Einheit NHN 
 Sortierung sämtlicher bauordnungsrechtlicher Festsetzungen unter den Punkt „Über-

nahme landesrechtlicher Vorschriften nach § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 81 
Abs. 10 BbgBO“ 

 Präzisierung der Zweckbestimmung des Sondergebietes „Einkaufszentrum“ in allen 
textlichen Festsetzungen 

 Richtigstellung bzw. Präzisierung der Rechtsgrundlagen der Festsetzungen Nr. 21 und 
22 des rechtsverbindlichen Bebauungsplans 

Alle sonstigen textlichen und zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungsplans SAN – P 
02 wurden übernommen und gelten fort. 
 
 

4. Begründung der Festsetzungen 

4.1 Art der baulichen Nutzung 
4.1.1 Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 
Festsetzung des rechtsverbindlichen Bebauungsplans 
TF 7: Beschränkung der Zulässigkeit von Nutzungen im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 
Im Sondergebiet sind nur folgende Nutzungen zulässig: 
- Einzelhandelsbetriebe aller Größen 
- Schank- und Speisewirtschaften 
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Ausnahmsweise kann folgende Nutzung zugelassen werden: 
- Sonstige Gewerbebetriebe für Dienstleistungen 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
 
Festsetzung der 1. Änderung 
TF 7: Beschränkung der Zulässigkeit von Nutzungen im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 
Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ sind ausschließlich die folgenden Nutzungen zu-
lässig: 
Im 1. bis 5. Vollgeschoss: 
- Einzelhandelsbetriebe aller Größen und 
- Schank- und Speisewirtschaften; 
 
im 3. bis 5. Vollgeschoss und zusätzlich innerhalb der Fläche g1-g2-g3-g4-g5-g6-g1 im 
2. Vollgeschoss: 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 
- sonstige Gewerbebetriebe, die der Sport- und Freizeitgestaltung dienen, wie Sport- 

und Fitnessstudios, Kegel- und Bowlingbahnen, Squash-, Badminton- und Tennis-
hallen, Indoorspielplätze, Indoorkletterparks, Minigolfhallen, Wellnesszentren, 
Paintballanlagen, Modellbauanlagen und sonstige Anlagen vergleichbarer Art; 

 
im 6. Vollgeschoss: 
- Sport- und Fitnessstudios sowie 
-  Sauna- und Wellnessnutzungen. 
 
Ausnahmsweise können im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ folgenden Nutzungen 
zugelassen werden: 
-  sonstige Gewerbebetriebe für Dienstleistungen in allen Vollgeschossen und 
- ab dem 3. Vollgeschoss und zusätzlich innerhalb der Fläche g1-g2-g3-g4-g5-g6-g1 

im 2. Vollgeschoss: Betriebe des Beherbergungsgewerbes sowie Büronutzungen. 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
 
Ziel der 1. Änderung des Bebauungsplans SAN – P 02 „Block 15 Potsdam“ ist die Stärkung 
des Einzelhandels in der Innenstadt, wie es im Einzelhandelskonzept der Landeshauptstadt 
Potsdam festgelegt worden ist. Die Stärkung des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt 
und des Stadtteilzentrums Babelsberg genießen Priorität vor der Stärkung oder Entwicklung 
anderer Einzelhandelsnutzungen im Stadtgebiet.  
 
Das Dachgeschoss des Hauptgebäudes des Warenhauskomplexes und der größte Teil der 
Flächen in dem Komplex Dortustraße 62 stehen leer. Die erheblichen Leerstände verunsi-
chern Gewerbetreibende im Umfeld und ansiedlungswillige Gewerbebetriebe, so dass Inves-
titionen und Ansiedlungen in der Innenstadt nicht in dem Umfang getätigt werden, in dem sie 
für die Entwicklung des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt sinnvoll wären. Ein we-
sentliches Ziel der Sanierungsmaßnahme „2. Barocke Stadterweiterung“ ist die Beseitigung 
von Funktionsschwächen. In diesem Zusammenhang müssen die Rahmenbedingungen ver-
bessert werden, um die größte zusammenhängende leer stehende Fläche im Sanierungsge-
biet einer sinnvollen Nutzung zuzuführen.  
 
Um gegen die bestehenden Leerstände erfolgreich vorgehen zu können, werden im Haupt-
komplex oberhalb des 2. Vollgeschosses und im Bereich des ehemaligen Brauereigebäudes 
in der Dortustraße 62 oberhalb des 1. Vollgeschosses weitere Nutzungen zugelassen. Hierzu 
zählen Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. Dar-
über hinaus werden auch sonstige Gewerbebetriebe zulässig sein, die der Sport- und Frei-
zeitgestaltung dienen. Oben genannte Nutzungen haben sich in den letzten Jahren im Rah-
men einer zunehmenden Erlebnisorientierung in den Betreiberkonzepten von Einkaufszen-
tren durchgesetzt. Hierzu zählen u.a. folgende Nutzungen und Anlagen: 
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 Sport- und Fitnessstudios,  
 Kegel- und Bowlingbahnen,  
 Squash-, Badminton- und Tennishallen,  
 Indoorspielplätze,  
 Indoorkletterparks,  
 Minigolfhallen,  
 Wellnesszentren,  
 Paintballanlagen,  
 Modelbauanlagen und  
 sonstige Anlagen vergleichbarer Art 

Vergnügungsstätten zählen ausdrücklich nicht zu den oben genannten sonstigen Gewerbe-
betrieben, die der Sport- und Freizeitgestaltung dienen. Die Zulässigkeit der oben genannten 
Anlagen wird im Hauptkomplex auf das 3. bis 5. Vollgeschoss und im Bereich der Dortustra-
ße 62 auf das 2. und 3. Vollgeschoss beschränkt, da der Schwerpunkt der Einzelhandelsnut-
zung in den zusammenhängenden Flächen der unteren und leichter zugänglichen Vollge-
schosse verbleiben soll.  
 
Die Aussicht auf eine signifikante Erhöhung bestehender Nutzungsoptionen für das 5. Voll-
geschoss ergibt sich für gewerblich betriebene Sport- und Freizeitnutzungen, insbesondere 
für Sport- und Fitnessstudios, bei einer Erweiterung des Nutzungsmaßes auf ein 6. Vollge-
schoss. Denkbar ist die Errichtung von kleineren baulichen Anlagen wie Saunen und Ruhe-
räumen oder auch Dusch- und Umkleideräumen, die unter den Vollgeschossbegriff gemäß § 
2 Abs. 4 BbgBO fallen. Daher ist eine verbindliche Regelung für die Zulässigkeit der oben 
genannten Nutzungen für das 6. Vollgeschoss im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ erforder-
lich.  
 
Innerhalb des Sondergebietes „Einkaufszentrum“ können im Einzelfall auch sonstige Gewer-
bebetriebe für Dienstleistungen zugelassen werden, wenn dabei der grundsätzliche Nut-
zungszweck des Sondergebietes „Einkaufszentrum“ gewahrt bleibt. Auf eine Nutzungsbe-
schränkung dienstleistungsbezogener Gewerbebetriebe auf bestimmte Vollgeschosse wird 
verzichtet, da Nutzungskonflikte mit Einzelhandelsbetrieben im Rahmen von Einzelfallent-
scheidungen nicht zu erwarten sind. Gewerbebetriebe für Dienstleistungen können als er-
gänzende Nutzungen vielmehr Voraussetzungen für die Steigerung der Attraktivität von Ein-
zelhandelsflächen schaffen und als einzelhandelsunabhängige Nutzungen zusätzliches Kun-
denpotential generieren.  
 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes und Büronutzungen tragen als Komplementärnutzun-
gen des Einzelhandels zu einer Stärkung des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt bei. 
Sie sind daher ausnahmsweise ab dem 3. Vollgeschoss bzw. ab dem 2. Vollgeschoss im 
Bereich des ehemaligen Brauereigebäudes in der Dortustraße 62 zulässig.  
 
Festsetzung des rechtsverbindlichen Bebauungsplans 
TF 8: Zulässigkeit von Nutzungsarten im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 
Im Sondergebiet ist der Vertrieb folgender Sortimente zulässig: 

 Bekleidung, Schuhe und Lederwaren 
 Schmuck und Uhren 
 Medizinische und orthopädische Artikel 
 Kosmetik und andere persönliche Accessoires 
 Fahrräder, Sportartikel, Sportbekleidung 
 Glas, Porzellan, Keramik, Wohnaccessoires 
 Haushaltswaren 
 Kurzwaren 
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 Kunstgewerbe und Antiquitäten 
 Bilder, Kunstgegenstände, Briefmarken, Münzen 
 Bücher, Bürobedarf und Schreibwaren 
 Lebensmittel 
 Blumen und Pflanzen 
 Fotografische und optische Erzeugnisse 
 Haushalts- und Elektrogeräte 
 Tonträger und Musikinstrumente 
 Spielwaren 

Andere Sortimente sind ausnahmsweise zulässig, wenn sie eine Verkaufsfläche von 
insgesamt 1.000 m² nicht überschreiten. 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
 
Festsetzung der 1. Änderung 
TF 8: Zulässigkeit von Nutzungsarten im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 
Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ sind Einzelhandelsbetriebe ohne Sortiments-
beschränkung zulässig.  
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
 
Die Stärkung des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt genießt gemäß dem Einzelhan-
delskonzept der Landeshauptstadt Potsdam Priorität vor der Stärkung oder Entwicklung an-
derer Einzelhandelsnutzungen im Stadtgebiet. Bisher steht jedoch die Sortimentsbeschrän-
kung der Einzelhandelsbetriebe einer Beseitigung der Leerstände entgegen. Die Beschrän-
kungen zielten im rechtsverbindlichen Bebauungsplan bisher auf die Eingliederung des groß-
flächigen Standortes in die gesamte Einzelhandelsstruktur der Stadt Potsdam und standen 
im Einklang insbesondere mit dem räumlich benachbarten Bereich um den Bahnhof (Bahn-
hofspassagen).  
 
Mit der Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes der Landeshauptstadt Potsdam beste-
hen jedoch mittlerweile neue Zielvorgaben. Demnach soll die konsequente Innenentwick-
lung, die bereits in den vergangenen Jahren beispielgebend im zentralen Versorgungsbe-
reich Innenstadt realisiert wurde, weiterhin fortgesetzt werden. Auf funktionaler Ebene wird 
empfohlen, die gesamtstädtische und oberzentrale Versorgungsfunktion zu erhalten und zu 
stärken. Um dieses Ziel zu erreichen, werden Spielräume für die Ergänzung und Diversifizie-
rung von Einzelhandelsnutzungen zur Bedienung heterogener Raumansprüche eröffnet, von 
denen der zentrale Versorgungsbereich Innenstadt profitieren kann. Sowohl Einzelhandels-
betriebe mit zentrenrelevanten als auch mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten können 
nachfragebedingt attraktive Einzelhandelsnutzungen mit vielfältigen Verkaufsflächenstruktu-
ren generieren. Bereits im Einzelhandelskonzept 2008 sind für den Sonderstandort „Bahn-
hofspassagen“ Beschränkungen in Teilen gelockert bzw. weitere Sortimentsbereiche zuge-
lassen worden. Daher werden mit der 1. Änderung des Bebauungsplans SAN – P 02 auch 
die bestehenden Einschränkungen für das Sondergebiet „Einkaufszentrum“ aufgehoben. 
Eine Verdrängung von Einzelhandelsflächen mit zentrenrelevanten Warensortimenten ist 
nicht zu erwarten, da die allgemeine Zweckbestimmung „Einkaufszentrum“ im Sondergebiet 
„Einkaufszentrum“ gewahrt bleiben muss.  
 
Festsetzung 1. Änderung (neu) 
TF 18: Beschränkung von Nutzungen im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 
Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ sind innerhalb der Fläche f1-f2-f3-f4-f5-f6-f7-f8-f9-
f10-f1 auf dem Dach des 5. Vollgeschosses ausschließlich Nutzungsbereiche eines 
Sport- und Fitnessstudios sowie Sauna- und Wellnessnutzungen zulässig. 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB  
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Für die gemäß textlicher Festsetzung Nr. 7 im 5. und 6. Vollgeschoss des Warenhauskom-
plexes zulässigen Sport- und Fitnessstudios sollen auf der begehbaren Dachfläche des 5. 
Vollgeschosses erweiterte Nutzungsmöglichkeiten für attraktive und zeitgemäße Sauna- und 
Wellnessnutzungen eröffnet werden. Der Nutzungsbegriff schließt u.a. Ruhebereiche, Sport-
decks, und Schwimmbecken sowie in begrenzter Zahl auch Außensitzplätze mit Thekenbe-
reich mit ein.  
 
Die planungsrechtliche Zulässigkeit solcher Dachnutzungen ist zwar vorbehaltlich nachge-
ordneter Genehmigungsverfahren bereits gegeben. Die Festsetzung erfolgt hier jedoch unter 
Berücksichtigung denkmalpflegerischer Gesichtspunkte. Um die Erlebbarkeit inszenierter 
Perspektiven und Draufsichten auf die Dachlandschaft der 2. Barocken Stadterweiterung zu 
wahren, die auch durch Dachnutzungen beeinflusst werden kann, wird der Nutzungszweck 
für die oben genannte Dachfläche verbindlich geregelt und durch zeichnerische Festsetzung 
räumlich beschränkt. 
 
 
4.2 Maß der baulichen Nutzung / Höhe der baulichen Anlagen 
Festsetzung des rechtsverbindlichen Bebauungsplans 
TF 29 (alt): Festsetzung einer Bezugshöhe für die Geländeoberkante 
Im Sondergebiet wird als Bezugshöhe für die Geländeoberkante 31,70 m ü. HN festge-
setzt. 
Rechtsgrundlage: § 18 Abs. 1 BauNVO 
 
Festsetzung der 1. Änderung 
TF 26 (neu): Festsetzung einer Bezugshöhe für die Geländeoberkante 
Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ wird als Bezugshöhe für die Geländeoberkante 
31,90 m ü. NHN festgesetzt. 
Rechtsgrundlage: § 18 Abs.1 BauNVO 
 
Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ werden im rechtsverbindlichen Bebauungsplan die aus 
dem Bestand abgeleiteten maximal zulässigen Trauf- und Firsthöhen sowie Oberkanten 
festgesetzt. Im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplans SAN – P 02 erfolgt eine An-
passung der Werte aufgrund der Umrechnung der Einheit HN (Höhennull) in NHN (Normal-
höhennull). Bei einer Geländehöhe von 31,9 m ü. NHN ergeben sich nunmehr folgende Hö-
hen über Gelände: 
 

Maß ü. NHN im Be-
bauungsplan 

Traufhöhe 
über Gelände 

Firsthöhe 
über Gelände 

Oberkante 
über Gelände 

TH = 39,2 m 7,3 m   
TH = 41,2 m 9,3 m   
TH = 47,2 m 15,3 m   
FH = 44,7 m  12,8 m  
FH = 46,7 m  14,8 m  
FH = 55,8 m  23,9 m  
OK = 42,2 m   10,3 m 
OK = 42,9 m   11,0 m 
OK = 45,2 m   13,3 m 

Maß ü. NHN im Be-
bauungsplan 

Traufhöhe 
über Gelände 

Firsthöhe 
über Gelände 

Oberkante 
über Gelände 

OK = 55,8 m   23,9 m 
OK = 59,8 m   27,9 m 
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4.3 Überbaubare Grundstücksflächen 
Festsetzung des rechtsverbindlichen Bebauungsplans 
TF 21 (alt): Überschreiten der festgesetzten Baugrenzen im Sondergebiet 
Im Sondergebiet ist die Überschreitung der Baugrenzen nur zur Ausbildung von Trep-
penhäusern oder sonstigen Fluchtwegen zulässig, wenn die maximale Oberkante des 
Bauteils 55,6 m ü. HN nicht überschreitet.  
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 23 Abs. 3 BauNVO 
 
Festsetzung der 1. Änderung 
TF 19 (neu): Überschreiten der festgesetzten Baugrenzen im Sondergebiet „Einkaufszent-
rum“ 
Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ ist die Überschreitung der Baugrenzen nur zur 
Ausbildung von Treppenhäusern oder sonstigen Fluchtwegen zulässig, wenn die ma-
ximale Oberkante des Bauteils 55,80 m ü. NHN nicht überschreitet.  
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB in Verbindung mit § 23 Abs. 3 BauNVO 
 
Die Anpassung des Wertes erfolgt aufgrund der Umrechnung der Einheit HN in NHN.  
 
Darüber hinaus wird die bisher fehlende Zweckbestimmung des Sondergebietes „Einkaufs-
zentrum“ benannt sowie die Rechtsgrundlage präzisiert.  
 
 
4.4 Zeichnerische Festsetzungen  
4.4.1 Besonderes Wohngebiet 
Auf Grundlage der aktuellen Stadt- und Katasterkarte der Landeshauptstadt Potsdam erfolg-
te eine geringfügige Anpassung der Baugrenzen an die Bestandsgebäude. Dazu war auch 
eine Anpassung und Neuvergabe der Punkte für die Festsetzung der Reduzierung der Ab-
standsflächen (Punkte A 1 – A 19 und A 28 – A 31) notwendig (vgl. Punkt 4.4.4). 
 
 
4.4.2 Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 
Im nunmehr zulässigen 6. Vollgeschoss des Warenhauskomplexes können Sauna- und 
Wellnessnutzungen z.B. eines darunter liegenden Sport- und Fitnessstudios untergebracht 
werden (textliche Festsetzung Nr. 7). Entsprechende Nutzungen werden durch Festsetzung 
einer überbaubaren Grundstücksfläche gesichert, in der das Maß der baulichen Nutzung auf 
6 Vollgeschosse erhöht und die zulässige Höhe der Oberkante baulicher Anlagen von bisher 
55,8 auf nunmehr 59,8 m ü. NHN angehoben wird.  
 
Auf den begehbaren Dachflächen des 5. Vollgeschosses des Warenhauskomplexes können 
in beschränktem Maße Nutzungsbereiche des Sport- und Fitnessstudios untergebracht wer-
den (vgl. TF 18). Die Zulässigkeit der genannten Nutzungen wird durch Neufestsetzung der 
Fläche f1-f2-f3-f4-f5-f6-f7-f8-f9-f10-f1 als zeichnerische Festsetzung in Verbindung mit der 
textlichen Festsetzung Nr. 7 verbindlich geregelt.  
 
Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ wird für den Bereich des ehemaligen Brauereigebäudes 
in der Dortustraße 62 eine von der Hauptanlage des Warenhauskomplexes abweichende 
Regelung der Zulässigkeit von Anlagentypen (textliche Festsetzung Nr. 7) getroffen. Eine 
entsprechende Kennzeichnung erfolgt durch Neufestsetzung der Fläche g1-g2-g3-g4-g5-g6-
g1. 
 
Durch die 1. Änderung des rechtsverbindlichen Bebauungsplans bleibt im Sondergebiet 
„Einkaufszentrum“ die zulässige Grundfläche unverändert. Der sich rechnerisch ergebende 
GRZ-Wert liegt weiterhin bei 0,97. Die zulässige Geschossfläche (GR x Zahl der Vollge-
 

Seite 32 von 53 
 

57 von 78 in Zusammenstellung



Bebauungsplan SAN – P02 „Block 15 Potsdam“  Kapitel B - Planinhalte und Planfestsetzungen 
1. Änderung 
 
schosse), die im rechtsverbindlichen Bebauungsplan einer GFZ von ca. 3,6 entsprach, er-
höht sich nur geringfügig und überschreitet die Obergrenze des § 17 Abs. 1 BauNVO nun-
mehr um ca. 53 %.  
 
Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ erfolgt die Überschreitung der Obergrenzen für die Ge-
schossflächen gemäß § 17 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO aus folgenden städtebaulichen Gründen:  
 
Die Überschreitung der Obergrenzen des Maßes der baulichen Nutzung im Sondergebiet 
„Einkaufszentrum“ resultiert aus dem historischen, denkmalgeschützten Bestand und dient 
der Sicherung der städtebaulichen Charakteristik und historischen Eigenart des Gebietes, 
hier insbesondere durch die Nutzungsstruktur. Die Wiedernutzbarmachung, Weiterentwick-
lung und Aufwertung des Warenhausstandortes erhöht die Attraktivität der Brandenburger 
Straße und damit des gesamten zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt, für den das Ein-
kaufszentrum eine Magnetfunktion hat. Die Festsetzungen dienen der Beseitigung von La-
denleerstand und der Schaffung von Synergieeffekten und tragen so ebenfalls zur Stärkung 
des Standortes bei. 
 
Die Sicherung der Funktionsfähigkeit des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt ist ein 
wichtiges Entwicklungsziel der Landeshauptstadt Potsdam. Die Festsetzungen sind somit 
am Wohl der Allgemeinheit orientiert. 
 
Die bauliche Dichte ergibt sich ferner aus dem Umstand, dass grundwasserbedingt weitge-
hend auf Lagerräume in Keller- und Untergeschossen verzichtet werden muss, so dass die-
se notwendigen Flächen oberirdisch nachgewiesen werden müssen. Darüber hinaus sind die 
Flächen des aus Denkmalschutzgründen zu erhaltenden Lichthofs mit in der Bilanzierung der 
Geschossfläche zu berücksichtigen. 
 
Die Anforderungen an die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse beurteilen sich im We-
sentlichen nach dem Abstandsflächenrecht. Die aufgrund der 1. Änderung des rechtsver-
bindlichen Bebauungsplans zulässigen überbaubaren Grundstücksflächen und die zulässi-
gen Höhen baulicher Anlagen sind so gewählt, dass mit der Überschreitung der Obergren-
zen des Nutzungsmaßes keine Unterschreitung der nach § 6 BbgBO erforderlichen Ab-
standsflächen einhergeht.  
 
Durch die Innenentwicklung und Nachverdichtung innerstädtischer Flächen werden umfang-
reichere Beeinträchtigungen der Schutzgüter im Rahmen einer Außenentwicklung vermie-
den.  
 
Die in Verbindung der 1. Änderung des rechtsverbindlichen Bebauungsplans im Sonderge-
biet „Einkaufszentrum“ erfolgenden Überschreitungen der Obergrenzen für die Grund- und 
Geschossflächen werden gemäß § 17 Abs. 2 BauNVO durch Umstände ausgeglichen, durch 
die sichergestellt ist, dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse nicht beeinträchtigt, nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden und 
die Bedürfnisse des Verkehrs befriedigt werden: 

 Die zulässigen Sauna- und Wellnessnutzungen eines Sport- und Fitnessstudios sind we-
der vom Straßenraum noch vom Blockinnenbereich aus einsehbar. 

 Die Zulässigkeit eines 6. Vollgeschosses im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ führt zu 
keiner zusätzlichen Versiegelung der Grundstücksfreiflächen. 

 Zusätzlicher Stellplatzbedarf kann durch das bestehende Parkhaus an der Hegelallee 
gedeckt werden, so dass hierdurch negative Auswirkungen auf die verkehrliche Situation 
vermieden werden können. 
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4.4.3 Kerngebiet 
Auf Grundlage der aktuellen Stadt- und Katasterkarte der Landeshauptstadt Potsdam erfolg-
te eine geringfügige Anpassung der Baugrenzen an die Bestandsgebäude. Dazu war auch 
eine Anpassung und Neuvergabe der Punkte für die Festsetzung der Reduzierung der Ab-
standsflächen (Punkte A 20 – A 27) notwendig (vgl. Punkt 4.4.4). 
 
 
4.4.4 Übernahme landesrechtlicher Vorschriften gemäß § 9 Abs. 4 BauGB 
Festsetzung des rechtsverbindlichen Bebauungsplans 
TF 1(alt): Reduzierung der Abstandsflächen 
Die nachfolgende, zur Wahrung der bauhistorischen Bedeutung sowie der erhaltens-
werten Eigenart der 2. Barocken Stadterweiterung erforderliche, nach § 81 Abs. 2 
BbgBO notwendige örtliche Bauvorschrift zur Reduzierung der Abstandsflächen wird 
gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 81 Abs. 9 BbgBO als Festsetzung in den 
Bebauungsplan aufgenommen:  
 
Anstatt der erforderlichen Abstandsflächen werden solche mit geringerer Tiefe festge-
setzt. Es gelten die durch Baulinien und Baugrenzen festgesetzten Grenzabstände, die 
zur Erhaltung und Wiederherstellung der historischen Bau- und Nutzungsstruktur die-
nen. Die Reduzierung der Abstandsflächen ist zulässig bis maximal 
- 0,1 H entlang der Linien zwischen den Punkten A17/A18, A19/A20 
- 0,15 H entlang der Linie zwischen den Punkten A7/A8 
- 0,25 H entlang der Linien zwischen den Punkten A1/A2, A5/A6, A13/A14, A15/A16, 

A23/A24, A27/A28 und A29/A30 
- 0,3 H entlang der Linien zwischen den Punkten A3/A4, A9/A10 und A31/A32 
- 0,4 H entlang der Linien zwischen den Punkten A11/A12, A21/A22 und A25/A26 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 81 Abs. 
2 BbgBO) 
 
Festsetzung der 1. Änderung 
TF 5 (neu): Reduzierung der Abstandsflächen 
Die nachfolgende, zur Wahrung der bauhistorischen Bedeutung sowie der erhaltens-
werten Eigenart der 2. Barocken Stadterweiterung erforderliche, nach § 81 Abs. 2 
BbgBO notwendige örtliche Bauvorschrift zur Reduzierung der Abstandsflächen wird 
gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 81 Abs. 10 BbgBO als Festsetzung in 
den Bebauungsplan aufgenommen:  
 
Anstatt der erforderlichen Abstandsflächen werden solche mit geringerer Tiefe festge-
setzt. Es gelten die durch Baulinien und Baugrenzen festgesetzten Grenzabstände, die 
zur Erhaltung und Wiederherstellung der historischen Bau- und Nutzungsstruktur die-
nen. Die Reduzierung der Abstandsflächen ist zulässig bis maximal 
- 0,1 H entlang der Linien zwischen den Punkten A16/A17, A18/A19 
- 0,15 H entlang der Linie zwischen den Punkten A6/A7 
- 0,25 H entlang der Linien zwischen den Punkten A1/A2, A2/A3, A4/A5, A12/A13, 

A14/A15, A22/A23, A26/A27 und A28/A29 
- 0,3 H entlang der Linien zwischen den Punkten A8/A9 und A30/A31 
- 0,4 H entlang der Linien zwischen den Punkten A10/A11, A20/A21 und A24/A25 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 81 Abs. 
2 BbgBO) 
 
Auf Grundlage der im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplans SAN – P 02 neu zu-
grunde gelegten aktuellen Stadt- und Liegenschaftskarte der Landeshauptstadt Potsdam 
ergaben sich geringfügige Anpassungen der Planzeichnung an den baulichen Bestand auf 
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dem Grundstück Dortustraße 60. Hierdurch wurde auch eine Anpassung und Neuvergabe 
der Punkte für die Festsetzung der Reduzierung der Abstandsflächen A 1 – A 31 notwendig.  
 
Festsetzung der 1. Änderung 
TF 6 (neu): Gestalterische Festsetzung für das Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 
Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ sind im 6. Vollgeschoss Außenfassaden, Dachflä-
chen und sonstige Außenbauteile ausschließlich in dunklem Farbton ohne reflektie-
rende oder spiegelnde Flächen zulässig. 
Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 81 Abs. 10 BbgBO 
 
Die gestalterische Festsetzung bezieht sich auf bauliche Anlagen, die gemäß der textli-
chen Festsetzung Nr. 7 innerhalb des 6. Vollgeschosses des Sondergebietes „Einkaufs-
zentrum“ zulässig sind. Hierzu zählen dem zulässigen Nutzungszweck entsprechende 
Aufbauten wie Saunen und Ruheräume sowie Dusch- und Umkleideräume. Durch die 
Verwendung dunkler Farbtöne und den Verzicht auf reflektierende oder spiegelnde Flä-
chen sollen hierdurch Störungen der Draufsichten auf die Dachlandschaft der 2. Barocken 
Stadterweiterung vermieden werden. 
 
 
4.5 Nachrichtliche Übernahmen  
Für das Plangebiet gilt der Bebauungsplan SAN – P 02 in der in der Fassung der Erstaufstel-
lung. Die bisherigen nachrichtlichen Übernahmen gelten fort. In der 1. Änderung des rechts-
verbindlichen Bebauungsplans wird das registrierte Bodendenkmal Nr. 2140 – Potsdam 
nachrichtlich gemäß § 9 Abs. 6 BauGB in den Bebauungsplan übernommen: 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich innerhalb der Fläche des ein-
getragenen Bodendenkmals Nr. 2140 Potsdam – Altstadt des deutschen Mittelalters 
und Neuzeit; Rast- und Werkplatz des Mesolithikums; Gräberfeld und Siedlung des 
Neolithikums; Gräberfeld und Siedlung der Bronzezeit; Siedlung der Eisenzeit; Burg-
wall, Siedlung und Gräberfeld des slawischen Mittelalters. 
 
 
4.6 Hinweise ohne Normcharakter  
In die 1. Änderung des rechtsverbindlichen Bebauungsplans wird folgender artenschutz-
rechtlicher Hinweis übernommen: 
Vor Durchführung von Baumaßnahmen und vor Beseitigung von Vegetationsbestän-
den ist zu prüfen, ob die artenschutzrechtlichen Verbotsvorschriften des § 44 Abs. 1 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG 2009) für besonders geschützte Tierarten (z.B. 
Vögel, Fledermäuse) gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 b und Nr. 14 c BNatSchG eingehalten 
werden. Andernfalls sind bei der jeweils zuständigen Behörde artenschutzrechtliche 
Ausnahmegenehmigungen (§ 45 Abs. 7 BNatSchG) einzuholen. Hieraus können sich 
besondere Beschränkungen / Auflagen für die Baumaßnahmen ergeben (z.B. Rege-
lung der Bauzeiten, Herstellung von Ersatzquartieren). 
 
Der Hinweis stellt unabhängig vom geltenden Bebauungsplan oder seiner Änderung das 
anzuwendende Recht dar. Es soll Bauwilligen eine Hilfestellung zur Vermeidung von Verstö-
ßen gegen das Naturschutzrecht sein.  
 
 
4.7 Redaktionelle Änderungen 
Es erfolgte eine Anpassung der Planzeichnung auf Grundlage der aktualisierten Liegen-
schafts- und Stadtkarte der Landeshauptstadt Potsdam.  
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1. Änderung 

 
 
Die Angaben der Gelände- und Gebäudeoberkanten in der Einheit m ü. HN (Höhennull) wur-
den durch Angaben in der Einheit m ü. NHN (Normalhöhennull) ersetzt. 
 
Sämtliche bauordnungsrechtlichen Festsetzungen werden unter den Punkt „Übernahme lan-
desrechtlicher Vorschriften nach § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 81 Abs. 10 BbgBO“ 
sortiert. 
 
Für die textlichen Festsetzungen Nr. 21 und 22 des rechtsverbindlichen Bebauungsplans 
erfolgte eine Richtigstellung bzw. Präzisierung der Rechtsgrundlagen. 
 
 

5. Flächenbilanz8 

Besonderes Wohngebiet  5.370 m² 
 davon überbaubar 4.000 m² 
Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 6.230 m² 

 davon überbaubar 6.050 m² 
Kerngebiet 610 m² 

 davon überbaubar 610 m² 
Öffentliche Verkehrsfläche 5.010 m² 
 davon Fußgängerbereich 1.730 m² 
Gesamtfläche 17.220 m² 

8   gerundete Werte 
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Bebauungsplan SAN – P02 „Block 15 Potsdam“  Kapitel C - Auswirkungen des Bebauungsplans 
1. Änderung 
 

C. Auswirkungen des Bebauungsplans  
1. Auswirkungen auf die Stadtstruktur 

Auswirkungen auf die Stadtstruktur durch eine auf die Dachfläche beschränkte Nutzungser-
weiterung sowie die Zulässigkeit eines 6. Vollgeschosses im Sondergebiet „Einkaufszent-
rum“ etwa in der Mitte des Warenhauskomplexes sind nicht zu erwarten. Die Beeinträchti-
gungen des UNESCO-Welterbes wurden von der unteren Denkmalschutzbehörde als nicht 
erheblich beurteilt. Potentielle Beeinträchtigungen der historischen Sichtachsen und des 
städtebaulichen Erscheinungsbildes vom öffentlichen Raum aus konnten nicht festgestellt 
werden. 
Durch Festsetzung nach Landesrecht erfolgen verbindliche Regelungen zur Gestaltung von 
Außenfassaden, Dachflächen und Außenbauteilen des 6. Vollgeschosses im Sondergebiet 
„Einkaufszentrum“, die eine städtebauliche Integration der neu geplanten Aufbauten zum Ziel 
haben. 
 
 

2. Auswirkungen auf die Umwelt 

Im Zusammenhang mit der Planung sind keine Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten. 
Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG für streng geschützte Tierarten / -gruppen kön-
nen ausgeschlossen werden.  
 
 

3. Soziale Auswirkungen 

Der seinerzeitige Bebauungsplan SAN – P 02 zielte bereits auf die Beseitigung der Funkti-
onsschwäche der Einzelhandelsnutzungen aufgrund von räumlichen und nutzungsabhängi-
gen Restriktionen. Durch die Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Ansiedlung 
gewerblicher Nutzungen im 1. Änderungsverfahren soll die Versorgungssituation der nähe-
ren und weiteren Umgebung verbessert werden. Nachteilige Auswirkungen auf die Lebens-
verhältnisse sind nicht zu erwarten 
 
Ein zusätzlicher Bedarf an Einrichtungen der sozialen Infrastruktur oder Schulen wird durch 
die Festsetzungen der 1. Änderung des Bebauungsplans SAN – P 02 nicht erzeugt. 
 
 

4. Auswirkungen auf die technische Infrastruktur 

Durch die Festsetzungen ergeben sich keine erwartbaren Auswirkungen auf die technische 
Infrastruktur. 
 
 

5. Finanzielle Auswirkungen 

5.1 Verfahrenskosten 
Die Kosten des Verfahrens trägt der Sanierungsträger der Landeshauptstadt Potsdam. 
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Kapitel C - Auswirkungen des Bebauungsplans  Bebauungsplan SAN – P02 „Block 15 Potsdam“  
  1. Änderung 
 
5.2 Herstellungs- und Unterhaltungskosten 
Nach dem derzeitigen Planungsstand sind keine erhöhten Herstellungs- oder Unterhaltungs-
kosten als Folge der Festsetzungen der 1. Änderung des Bebauungsplans SAN – P 02 zu 
erwarten. 
5.3 Grunderwerb 
Grunderwerb durch die öffentliche Hand aufgrund der Flächenausweisungen des Bebau-
ungsplans ist nicht erforderlich. 
 
 
5.4 Planungsschaden  
Entschädigungsforderungen für die Änderung der Festsetzungen sind gemäß BauGB zu 
regeln, sofern über das erforderliche Maß hinausgehende Aufwendungen, Beschränkungen 
bestehender Nutzungsrechte oder wesentliche Wertminderungen der betroffenen Grundstü-
cke vorliegen. 
 
Mit der Herleitung von Entschädigungsansprüchen ist nicht zu rechnen. 
 
Alle Nutzungen, die nicht dem Festsetzungsrahmen des Bebauungsplans entsprechen, ge-
nießen Bestandsschutz, d.h. die Änderung ist erst dann zu gewährleisten, wenn dies freiwil-
lig oder aus anderen Gründen erforderlich wird. 
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Bebauungsplan SAN – P02 „Block 15 Potsdam“   Kapitel D - Verfahren 
1. Änderung 
 

D. Verfahren 
1. Übersicht über den Verfahrensverlauf 

Das Planverfahren wurde durch den Aufstellungsbeschluss der Stadtverordnetenversamm-
lung der Landeshauptstadt Potsdam vom 06. März 2013 eingeleitet und im Amtsblatt 
04/2013 für die Landeshauptstadt Potsdam vom 28. März 2013 bekannt gemacht. 
 
 

2. Überblick über die Beteiligungsverfahren 

2.1 Beteiligung von Öffentlichkeit, Behörden und Nachbargemeinden 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in der Zeit 
vom 13. Januar bis zum 31. Januar 2014. In dieser Zeit konnte die Öffentlichkeit in den 
Räumen des Bereichs Stadterneuerung der Landeshauptstadt Potsdam Informationen zu 
den Planungsabsichten erhalten. Ergänzend dazu wurden die Unterlagen, die Gegenstand 
der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit waren, zur Einsichtnahme ins Internet einge-
stellt. 
 
Die Ankündigung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit wurde im Amtsblatt 17/2013 
der Landeshauptstadt Potsdam vom 30. Dezember 2013 ortsüblich bekannt gemacht. Es 
wurden keine Stellungnahmen von Bürgerinnen und Bürgern abgegeben.  
 
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB wurde mit Schreiben vom 15. Januar 2014 eingeleitet. Die von der Planung betroffe-
nen Behörden und Stellen, die Träger öffentlicher Belange sind (TöB), sowie die städtischen 
(Fach-)Bereiche wurden um Stellungnahme zur Planung gebeten. Insgesamt 8 Behörden 
und sonstige Träger öffentlicher Belange sowie 6 (Fach-)Bereiche haben sich zum Bebau-
ungsplan geäußert. 
 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom 08. De-
zember 2014 bis zum 16. Januar 2015 in den Räumen des Bereichs Stadterneuerung der 
Landeshauptstadt Potsdam. Ergänzend wurden der Entwurf des Bebauungsplans und die 
Begründung in das Internet eingestellt. Die Unterlagen konnten unter der Internetadresse 
http://www.potsdam.de/kategorie/buergerbeteiligung eingesehen werden. Es wurden keine 
Stellungnahmen von Bürgerinnen und Bürgern abgegeben. 
 
Die erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB wurde mit Schreiben vom 25. November2014 eingeleitet. Insgesamt 8 Behör-
den und sonstige Träger öffentlicher Belange haben sich zum Bebauungsplan geäußert.  
 
 
2.2 Thematische Zusammenfassung der abwägungsrelevanten Stellungnahmen 
2.2.1 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 

Abs. 2 BauGB 
2.2.1.1 Denkmalschutz und Ortsbild 
Einwände zur Erweiterung des Maßes der baulichen Nutzung im Sondergebiet „Einkaufs-
zentrum“ 
Der Einwand wird nicht berücksichtigt. 
Die Beeinträchtigungen auf das UNESCO-Welterbe wurden von der unteren Denkmal-
schutzbehörde als nicht erheblich beurteilt, so dass hieraus keine zwingenden Versagungs-
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Kapitel D - Verfahren  Bebauungsplan SAN – P02 „Block 15 Potsdam“  
1. Änderung 

 
gründe resultieren können. Denkmalpflegerische Belange werden von städtebaulichen Be-
langen überwogen. 
 
Es wurden die Auswirkungen der partiellen Aufstockung auf den wahrnehmbaren Stadtkör-
per und die Struktur der 2. Barocken Stadterweiterung sowie die Auswirkungen auf die 
Fernwirkung von Hochpunkten geprüft. Die partielle Aufstockung wird von einem Bereich der 
östlichen Brandenburger Straße und von einigen Hochpunkten aus zu sehen sein. Damit ist 
aber keine Beeinträchtigung verbunden, die unter Abwägung aller Belange Anlass zu einer 
Änderung der Planung geben würde. 
 
Die in der Potsdamer Innenstadt und im Karstadt-Warenhauskomplex vorhandenen Laden-
leerstände gefährden die Funktionsfähigkeit des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt. 
Da das Warenhaus für den Bereich der Brandenburger Straße und darüber hinaus Magnet-
funktion besitzt wird sich durch eine Wiedernutzbarmachung, Weiterentwicklung und Aufwer-
tung des Warenhauskomplexes auch die Attraktivität des gesamten zentralen Versorgungs-
bereichs Innenstadt erhöhen. Zur Bekämpfung der Leerstandssituation sind Rahmenbedin-
gungen für innovative Nutzungskonzepte erforderlich. Die Erweiterung des Maßes der bauli-
chen Nutzung von bisher 5 auf künftig 6 Vollgeschosse im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 
führt zu einer deutlichen Erhöhung der Nutzungsoptionen des 5. Vollgeschosses. Während 
die Aussicht für potenzielle Mieter auf eine ausschließliche Nutzung des 5. Vollgeschosses 
unattraktiv ist, steigen die Vermietungschancen signifikant, wenn eine Erweiterung von Nut-
zungen auf ein 6. Vollgeschoss in Verbindung mit Aufenthaltsbereichen auf der Dachterrasse 
ermöglicht wird. 
 
Der Gleichbehandlungsgrundsatz kann dabei aus zwei Gründen nicht als Argument gegen 
die Zulässigkeit eines 6. Vollgeschosses bemüht werden. Zunächst ist mit einer Negativvor-
bildwirkung nicht zu rechnen, da eine Bewertung des Einfügens weiterer Geschossanhebun-
gen innerhalb des Plangebietes nicht gemäß dem Einfügungsgebot des § 34 BauGB erfolgt 
sondern auch künftig auf Grundlage der Festsetzungen des Bebauungsplans.  
 
Mit Verweis auf die Stellungnahme der unteren Denkmalschutzbehörde ist außerdem zu 
vergegenwärtigen, dass die innerstädtische Dachlandschaft sich nicht als eine totale Ge-
samtheit präsentiert, sondern durch vielfältige Aufbauten und Störungen in einem belebten 
Formenspektrum wahrgenommen werden kann. Die untere Denkmalschutzbehörde hat der 
Festsetzung eines 6. Vollgeschosses im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ daher unter der 
Maßgabe zugestimmt, dass die in ihrer Stellungnahme benannten Material- und Farbvorga-
ben für das 6. Vollgeschoss des Sondergebietes „Einkaufszentrum“ im weiteren Verfahren 
Berücksichtigung finden. Es wird daher durch Festsetzung nach Landesrecht verbindlich 
geregelt, dass Außenfassaden, Dachflächen und sonstige Außenbauteile des 6. Vollge-
schosses im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ ausschließlich in dunklem Farbton ohne reflek-
tierende oder spiegelnde Flächen herzustellen sind. 
Die Planung wird nur soweit geändert, als dass gestalterische Festsetzungen für das zuläs-
sige sechste Vollgeschoss im Sondergebiet getroffen werden. 
 
Bedenken gegenüber der Erweiterung der überbaubaren Grundstücksfläche auf dem Grund-
stück Brandenburger Straße 53 
Der Einwand wird berücksichtigt. 
Auf Grundlage der Stellungnahme der unteren Denkmalschutzbehörde vom 17. Februar 
2014 erfolgte eine Neubewertung der städtebaulich-architektonischen Situation vor Ort. Im 
Ergebnis dieser Neubewertung wird im folgenden Verfahren auf eine Erweiterung der Zuläs-
sigkeit der Überbaubarkeit im Bereich der nördlichen Grundstücksgrenze Brandenburger 
Straße Nr. 53 verzichtet.  
Die Planung wird geändert. 
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Bebauungsplan SAN – P02 „Block 15 Potsdam“   Kapitel D - Verfahren 
1. Änderung 
 
Bedenken gegenüber der Anhebung der maximal zulässigen Zahl der Vollgeschosse der 
hofseitigen Anbauten der barocken Typenhäuser auf den Grundstücken Brandenburger 
Straße 53 und 54 
Der Einwand wird berücksichtigt. 
Der straßenseitige Anblick ist zwar von der geplanten hofseitigen Anhebung der Anbauten 
nicht betroffen. Auf Grundlage der Stellungnahme der unteren Denkmalschutzbehörde vom 
17. Februar 2014 erfolgte jedoch eine Neubewertung der städtebaulich-architektonischen 
Situation vor Ort. Im Ergebnis dieser Neubewertung wird auf eine Erhöhung der Anbauten 
der barocken Typenhäuser Brandenburger Straße Nr. 53 und 54 von einem auf maximal 
zwei zulässige Vollgeschosse verzichtet.  
Die Planung wird geändert. 
 
Anregung zur Festsetzung von Gebäudeaußenkanten der gebietstypischen „Gelenkgebäu-
de“ auf den Grundstücken Gutenbergstraße Nr. 18 und Nr. 19 
Der Einwand wird nicht berücksichtigt. 
Die Baugrenzen in der Gutenbergstraße Nr. 18 und Nr. 19 sind unverändert gebliebene 
Festsetzungen und somit Bestandteil des rechtsverbindlichen Bebauungsplans. 
Die Planung wird nicht geändert. 
 
Hinweis auf den Schutzstatus des Einzeldenkmals Brandenburger Straße Nr. 48  
Die Textpassage wird in Kap. A, Pkt. 3.8.1 präzisiert. 
Die Begründung wird aktualisiert. 
 
Hinweis auf das Bodendenkmal 2140  
Das registrierte Bodendenkmal Nr. 2140 wird nachrichtlich gemäß § 9 Abs. 6 BauGB in den 
B-Plan übernommen. 
Die Begründung wird aktualisiert. 
 
Hinweis auf Auflagen im Bereich von Bodendenkmalen 
Das BbgDSchG gilt unabhängig vom Bebauungsplan.  
Das registrierte Bodendenkmal Nr. 2140 wird nachrichtlich gemäß § 9 Abs. 6 BauGB in den 
Bebauungsplan übernommen. Ein Hinweis auf die mit Bodendenkmalen verbundenen Aufla-
gen gemäß BbgDSchG wird in die Begründung aufgenommen. 
Die Begründung wird entsprechend ergänzt. 
 
 
2.2.1.2 Zulässigkeit von Nutzungen innerhalb des Sondergebietes „Einkaufszentrum“ 
Bedenken gegenüber der Ausdehnung der Einzelhandelssortimente auch auf nicht-
zentrenrelevante Sortimente im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 
Der Einwand wird nicht berücksichtigt. 
Eine Verdrängung von Einzelhandelsflächen mit zentrenrelevanten Warensortimenten ober-
halb des 2. Vollgeschosses aufgrund der erweiterten Zulässigkeiten ist nicht zu erwarten, da 
die allgemeine Zweckbestimmung „Einkaufszentrum“ im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 
gewahrt bleiben muss. Unabhängig davon lässt die negative Leerstandsentwicklung der letz-
ten Jahre den Rückschluss auf eine Verdrängung von Einzelhandelsflächen nicht zu. Es ist 
nicht erkennbar, inwiefern eine Erweiterung der zulässigen Warensortimente und der Zuläs-
sigkeit weiterer Nutzungen zu einer Gefährdung der Ankerfunktion des Einzelhandels führen 
sollen. Vielmehr werden Spielräume für die Ergänzung und Diversifizierung von Nutzungen 
mit heterogenen Raumansprüchen eröffnet, von denen der zentrale Versorgungsbereich 
Innenstadt profitieren kann. 
Die Planung wird nicht geändert. 
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Bedenken gegenüber der allgemeinen Zulässigkeit von Beherbergungsbetrieben oberhalb 
des 2. Vollgeschosses im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 
Der Einwand gegenüber der Festsetzung von ausnahmsweise zulässigen Hotelnutzungen 
ab dem 2. Vollgeschoss in untergeordneter Größenordnung im Sondergebiet „Einkaufszent-
rum“ wird teilweise berücksichtigt. Die Festsetzung wird dahingehend geändert, dass die 
ausnahmsweise Zulässigkeit von Betrieben des Beherbergungsgewerbes im Sondergebiet 
vom 2. auf das 3. Vollgeschoss angehoben wird. Dies wird damit begründet, dass der 
Schwerpunkt der Einzelhandelsnutzung in den zusammenhängenden Flächen der unteren 
und leichter zugänglichen Vollgeschosse verbleiben soll. Im Bereich des ehemaligen Braue-
reigebäudes in der Dortustraße 62 soll dagegen aufgrund der dort maximal nur drei zulässi-
gen Vollgeschosse die bisherige Regelung beibehalten werden und Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes dort bereits ab dem 2. Vollgeschoss ausnahmsweise zulässig sein. Bei einer 
Prüfung der ausnahmsweisen Zulässigkeit von Betrieben des Beherbergungsgewerbes 
muss die allgemeine Zweckbestimmung „Einkaufszentrum“ im Sondergebiet „Einkaufszent-
rum“ gewahrt bleiben. Durch die Festsetzung werden Voraussetzungen für eine Verbesse-
rung der Leerstandssituation geschaffen. Betriebe des Beherbergungsgewerbes tragen als 
Komplementärnutzungen zu einer Stärkung des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt 
bei. Die Planung wird teilweise geändert. 
 
Bedenken gegenüber der allgemeinen Zulässigkeit von Anlagen für kirchliche, kulturelle, 
soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke sowie sonstiger Gewerbebetriebe, die der 
Sport- und Freizeitgestaltung dienen, bereits ab dem 3. Vollgeschoss des Sondergebietes 
„Einkaufszentrum“ 
Der Einwand wird nicht berücksichtigt. 
Eine Verdrängung von Einzelhandelsflächen oberhalb des 2. Vollgeschosses aufgrund der 
erweiterten Zulässigkeiten ist nicht zu erwarten, da die allgemeine Zweckbestimmung „Ein-
kaufszentrum“ im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ gewahrt bleiben muss. Unabhängig da-
von lässt die negative Leerstandsentwicklung der letzten Jahre den Rückschluss auf eine 
Verdrängung von Einzelhandelsflächen nicht zu. Vielmehr werden Spielräume für die Ergän-
zung und Diversifizierung von Nutzungen mit heterogenen Raumansprüchen eröffnet, von 
denen der zentrale Versorgungsbereich Innenstadt profitieren kann. 
Die Planung wird nicht geändert. 
 
Bedenken gegenüber einer vollständigen Aufhebung der Sortimentsbeschränkungen im 
Sondergebiet „Einkaufszentrum“ 
Der Einwand wird nicht berücksichtigt. 
Der B-Planentwurf sieht zur Stärkung der Innenstadtfunktion bzw. des zentralen Versor-
gungsbereichs Innenstadt eine Lockerung der Sortimentsbeschränkungen für den Einzel-
handel sowie eine Erweiterung der Zulässigkeit ergänzender Nutzungen im Sondergebiet 
„Einkaufszentrum“ gemäß textlicher Festsetzung Nr. 7 vor. Eine Verdrängung von Einzel-
handelsflächen mit zentrenrelevanten Warensortimenten oberhalb des 2. Vollgeschosses 
aufgrund der erweiterten Zulässigkeiten ist nicht zu erwarten. Es ist nicht erkennbar, inwie-
fern eine Erweiterung der zulässigen Warensortimente und der Zulässigkeit weiterer Nutzun-
gen die Ankerfunktion des Einzelhandels gefährden sollen. Vielmehr werden Spielräume für 
die Ergänzung und Diversifizierung von Nutzungen mit heterogenen Raumansprüchen eröff-
net, durch welche die bisherige Leerstandsentwicklung der Einzelhandelsflächen aufgefan-
gen werden kann. Hierdurch kann eine langfristige Stärkung der zentralen Versorgungsfunk-
tion des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt erreicht werden. 
Abgesehen von dem Sondergebiet für großflächigen Einzelhandel im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans SAN – P 15 „Teilbereich Block 18“ unterliegt der Einzelhandel in der Innen-
stadt keinen Sortimentsbeschränkungen. Es ist nicht ersichtlich, warum der Einzelhandel im 
Geltungsbereich des Sondergebiets im Bebauungsplan SAN – P 02 gegenüber dem größten 
Teil des innerstädtischen Einzelhandels durch eine Sortimentsbeschränkung weiterhin be-
nachteiligt werden sollte. 
Die Planung wird nicht geändert. 
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Forderung der gutachterlichen Einschätzung der städtebaulichen und raumordnerischen Ver-
träglichkeit der Festsetzungen Nr. 7 und Nr. 8 
Der Einwand wird nicht berücksichtigt. 
Eine nur teilweise Erweiterung der Zulässigkeit nicht-zentrenrelevanter Einzelhandelsbetrie-
be wird zwar als eine zulässige und auf der Systematik der „Potsdamer Sortimentsliste“ ba-
sierenden Regulierung gesehen, die jedoch an diesem Standort nicht zielführend ist und po-
tenzielle Entwicklungsmöglichkeiten einschränkt. Der Bebauungsplanentwurf zielt auf die 
Belebung der Potsdamer Innenstadt mit heterogenen Nutzungsstrukturen und vielfältigen 
Raumbedarfen ab, die nachfragebedingt sowohl durch Einzelhandelsbetriebe mit zentrenre-
levanten, als auch mit nicht-zentrenrelevante Warensortimenten ausgefüllt bzw. generiert 
werden können.  
Der Standort ist Teil des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt und damit Gegenstand 
gutachterlicher Untersuchung (z.B. Einzelhandelskonzept der Landeshauptstadt Potsdam). 
Eine gutachterliche Untersuchung über das Einzelhandelskonzept der Landeshauptstadt 
Potsdam hinaus liegt nicht vor, weitere Untersuchungen sind nicht vorgesehen. 
Entsprechend der Stellungnahme der Gemeinsamen Landesplanung vom 06. Februar 2014 
stehen die Ziele der Raumordnung dem Bebauungsplan nicht entgegen. 
Die Planung wird nicht geändert. 
 
Anregung der Verwendung des Begriffs „Betriebe des Beherbergungsgewerbes“ anstelle von 
„Hotel“ in der textlichen Festsetzung Nr. 7 
Der Einwand wird berücksichtigt. 
Die Nutzungskategorie „Hotel“ wird durch die Bezeichnung „Betriebe des Beherbergungsge-
werbes“ ersetzt. 
Die Planung wird geändert. 
 
Ausschluss von Vergnügungsstätten in der Begründung  
In der Begründung wird präzisierend darauf hingewiesen, dass Vergnügungsstätten nicht 
unter die festgesetzten sonstigen Gewerbebetriebe, die der Sport- und Freizeitgestaltung 
dienen, fallen. 
Die Planung wird nicht geändert. 
 
Anregung eines Festsetzungsvorschlags zur textlichen Festsetzung Nr. 7  
Der Festsetzungsvorschlag wird zur Kenntnis genommen. Ihm wird aus den vorgenannten 
Gründen nicht gefolgt. 
Die Planung wird nicht geändert. 
 
 
2.2.1.3 Landesplanerische Ziele 
Hinweis auf fehlende Benennung des freiraumrelevanten Teils der Potsdamer Kulturland-
schaft in § 6 Abs. 4 LEPro 2007 und der Ausführungen zur Festlegung 3.2 (G) LEP B-B 
Die Ausführungen in Kap. A, Pkt. 3.1.2 bzgl. des freiraumrelevanten Teils der engeren Puf-
ferzone der Potsdamer Kulturlandschaft (UNESCO-Welterbe) werden gestrichen; die Formu-
lierung in Kap. A, Pkt. 3.1.3 entsprechend angepasst. 
Mit dem Urteil des Oberverwaltungsgerichtes Berlin-Brandenburg wurde am 16. Juni 2014 
der LEP B-B für unwirksam erklärt. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. Mit der Rechtskraft 
des Urteils würden die Vorgaben des Landesentwicklungsprogramms LEPro2007 und des 
LEP eV wieder aufleben. Auch danach wäre die Planung mit den raumordnerischen Vorga-
ben verträglich. Die Einstufung der Landeshauptstadt Potsdam als Oberzentrum ist ebenso 
gültig, wie die mit der Planung verfolgten Grundsatzzielstellungen (Siedlungsbeschränkung 
auf die zentralen Orte bzw. Zentren der dezentralen Konzentration, Innen- vor Außenent-
wicklung, Entwicklung verkehrsvermeidender Strukturen). 
Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich, die Begründung wird entsprechend aktuali-
siert. 
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2.2.1.4 Flächennutzungsplan 
Hinweis auf zu aktualisierende Ausführungen zum Verfahrensstand des Flächennutzungs-
plans 
Die Ausführungen zum Flächennutzungsplan werden entsprechend aktualisiert. Die Be-
kanntmachung der Genehmigung erfolgte im Amtsblatt für die Landeshauptstadt Potsdam 
Nr. 02/2014 vom 27. Februar 2014. 
Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich, die Begründung wird aktualisiert. 
 
 
2.2.1.5 UVPG 
Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3c Satz 1 UVPG 
Im Aufstellungsverfahren zum rechtsverbindlichen B-Plan SAN – P02 wurde bereits eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung aufgrund des großflächigen Einkaufszentrums durchgeführt. 
 
Die in der 1. Änderung des rechtsverbindlichen B-Plans durch die textliche Festsetzung Nr. 7 
zusätzlich zulässige Geschossfläche im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ liegt mit ca. 500 m² 
deutlich unter dem Wert von 1.200 m² gemäß Anlage 1 Nr. 18.8. in Verbindung mit Nr. 18.6 
UVPG, die eine Vorprüfung des Einzelfalls erforderlich machen würde. 
Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.2.1.6 Verkehr 
Einwand zur Festsetzung einer Fahrradstellplatzanlage  
Der Einwand wird berücksichtigt.  
Die Festsetzung einer Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung „Fahrradab-
stellanlage“ im Fahrbahnbereich der Gutenbergstraße entfällt ersatzlos. 
Die Planung wird entsprechend geändert. 
 
 
2.2.1.7 Brandschutz 
Allgemeine Hinweise zum Brandschutz 
Die Anforderungen an den Brandschutz und die Einhaltung der brandschutztechnischen Auf-
lagen sind im Rahmen der Umsetzung eines konkreten Vorhabens sicherzustellen. Die Fest-
setzungen des B-Plans stehen der Einhaltung der Auflagen bzw. Richtlinien nicht entgegen. 
Parallel zum bzw. dem verbindlichen Bauleitplanverfahren nachgeordnet finden umset-
zungsbezogene Abstimmungen der jeweiligen Vorhabenträger mit der Feuerwehr statt. 
Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.2.2 Erneute Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
2.2.2.1 Denkmalschutz und Ortsbild 
Einwand zur Erweiterung des Maßes der baulichen Nutzung im Sondergebiet „Einkaufszent-
rum“ 
Der Einwand wird nicht berücksichtigt. 
Die Beeinträchtigung des UNESCO-Welterbes wurde von der unteren Denkmalschutzbehör-
de in ihrer Stellungnahme vom 17.02.2014 als unerheblich beurteilt. Die untere Denkmal-
schutzbehörde führt hierzu an, dass die Dachlandschaft der Innenstadt sich nicht als Ge-
samtheit präsentiert, sondern durch Aufbauten und Störungen in einem belebten Formen-
spektrum. Unter der Voraussetzung der Einhaltung von Material- und Farbvorgaben könne 
der Maßnahme auch aus Sicht des Umgebungsschutzes denkmalrechtlich zugestimmt wer-
den. 
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Versagungsgründe können hieraus nicht resultieren. Die von der unteren Denkmalschutzbe-
hörde genannten Voraussetzungen für eine zustimmende Erlaubnis liegen mit der Aufnahme 
einer gestalterischen Festsetzung für das 6. Vollgeschoss im Sondergebiet „Einkaufszent-
rum“ nach Landesrecht vor. Die gestalterische Festsetzung führt zu einer zusätzlichen Min-
derung visueller Wirkungen des 6. Vollgeschosses auf das Sichtengefüge des UNESCO-
Welterbes. 
Es wurden im Übrigen die Auswirkungen der partiellen Aufstockung auf den wahrnehmbaren 
Stadtkörper und die Struktur der 2. Barocken Stadterweiterung sowie die Auswirkungen auf 
die Fernwirkung von Hochpunkten geprüft. Die partielle Aufstockung wird von einem Bereich 
der östlichen Brandenburger Straße und von einigen Hochpunkten aus zu sehen sein. Damit 
ist aber keine Beeinträchtigung verbunden, die unter Abwägung aller Belange Anlass zu ei-
ner Änderung der Planung geben würde. 
Die denkmalpflegerischen Belange sind somit der Abwägung zugänglich. 
Die Abwägung der denkmalpflegerischen und städtebaulichen Belange untereinander führt 
zu dem Ergebnis, dass hinsichtlich der Realisierung des 6. Vollgeschosses städtebauliche 
Belange die Belange des Denkmalschutzes überwiegen:  
Die in der Potsdamer Innenstadt und im Karstadt-Warenhauskomplex vorhandenen Laden-
leerstände ausschließlich im Erd- und Dachgeschoss gefährden die Funktionsfähigkeit des 
zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt. Zur Bekämpfung der Leerstandssituation sind 
Rahmenbedingungen für innovative Nutzungskonzepte erforderlich. Dies gilt insbesondere 
für die oberen Vollgeschosse des Warenhauskomplexes. Die Erweiterung des Maßes der 
baulichen Nutzung von bisher 5 auf künftig 6 Vollgeschosse führt zu einer deutlichen Erhö-
hung der Nutzungsoptionen des 5. Vollgeschosses. Während die Aussicht für potenzielle 
Mieter auf eine ausschließliche Nutzung des 5. Vollgeschosses unattraktiv ist, steigen die 
Vermietungschancen signifikant, wenn eine Erweiterung von Nutzungen auf ein 6. Vollge-
schoss in Verbindung mit Aufenthaltsbereichen auf der Dachterrasse ermöglicht wird. 
 
 
2.2.2.2 Zulässigkeit von Nutzungen innerhalb des Sondergebietes „Einkaufszentrum“ 
Herausnahme der geplanten Festsetzung „Paintballanlagen“ aus dem Zulässigkeitskatalog 
Die Einwände werden nicht berücksichtigt. 
Es besteht ein städtebauliches Erfordernis, mit den Folgen des Strukturwandels im Einzel-
handel einschließlich des Risikos von nicht vermietbaren Einzelhandelsflächen umzugehen. 
Der städtebauliche Belang überwiegt die Ziele des Einzelhandels, an einer ausschließlichen 
Einzelhandelsfunktion bzw. unmittelbar im Zusammenhang mit dem stationären Einzelhandel 
stehenden Nutzungen festzuhalten. 
An der Festsetzung der Zulässigkeit von sport- und freizeitorientierten sonstigen Gewerbebe-
trieben einschließlich der Paintballanlagen wird daher festgehalten. Eine eindeutige bau-
rechtliche Einordnung von Paintballanlagen als Vergnügungsstätten lässt sich aus der vor-
liegenden Kommentarliteratur / Rechtsprechung nicht entnehmen. Vielmehr spricht vieles für 
eine Einordnung als sonstiges Gewerbegebiet. 
Widersprochen werden muss auch der Aussage, dass sich die „sonstigen Anlagen ver-
gleichbarer Art“ in der textlichen Festsetzung ausschließlich auf die Paintballanlagen bezö-
gen. Die „sonstigen Anlagen vergleichbarer Art“ beziehen sich vielmehr auf alle zuvor be-
nannten „sonstigen Gewerbebetriebe, die der Sport- und Freizeitgestaltung“ dienen.  
Unabhängig davon sind nicht die Paintball- sondern die Modellbauanlagen an letzter Stelle 
als konkrete Nutzungen der textlichen Festsetzung aufgeführt. 
Die Planung wird nicht geändert. 
Nutzungen, die in direktem Zusammenhang mit dem stationären Einzelhandel stehen und 
diesen ergänzen können (z.B. Multi-Channel-Shops), sind bereits aufgrund der textlichen 
Festsetzungen zulässig. 
Die Planung wird nicht geändert. 
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Aufrechterhaltung der Abwägung zur Zulässigkeit von Nutzungen innerhalb des Sonderge-
bietes „Einkaufszentrum“ im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
Die Einwände werden nicht berücksichtigt. 
Eine Verdrängung von Einzelhandelsflächen mit zentrenrelevanten Warensortimenten ober-
halb des 2. Vollgeschosses aufgrund der erweiterten Zulässigkeiten ist nicht zu erwarten, da 
die allgemeine Zweckbestimmung ‚Einkaufszentrum’ im Sondergebiet gewahrt bleiben muss. 
Unabhängig davon lässt die negative Leerstandsentwicklung der letzten Jahre den Rück-
schluss auf eine Verdrängung von Einzelhandelsflächen nicht zu. Es ist nicht erkennbar, in-
wiefern eine Erweiterung der zulässigen Warensortimente und der Zulässigkeit weiterer Nut-
zungen zu einer Gefährdung der Ankerfunktion des Einzelhandels führen sollen. Vielmehr 
werden Spielräume für die Ergänzung und Diversifizierung von Nutzungen mit heterogenen 
Raumansprüchen eröffnet, von denen der zentrale Versorgungsbereich Innenstadt profitie-
ren kann. 
Eine nur teilweise Erweiterung der Zulässigkeit nicht-zentrenrelevanter Einzelhandelsbetrie-
be wird zwar als eine zulässige und auf der Systematik der „Potsdamer Sortimentsliste“ ba-
sierenden Regulierung gesehen, die jedoch an diesem Standort nicht zielführend ist und po-
tenzielle Entwicklungsmöglichkeiten einschränkt. Der Bebauungsplanentwurf zielt auf die 
Belebung der Potsdamer Verkaufsinnenstadt mit heterogenen Nutzungsstrukturen und viel-
fältigen Raumbedarfen ab, die nachfragebedingt sowohl durch Einzelhandelsbetriebe mit 
zentrenrelevanten als auch mit nicht-zentrenrelevanten Warensortimenten ausgefüllt werden 
können.  
Der Standort ist Teil des zentralen Versorgungsbereichs Innenstadt und damit Gegenstand 
gutachterlicher Untersuchung (z.B. Einzelhandelskonzept der Landeshauptstadt Potsdam). 
Eine gutachterliche Untersuchung über das Einzelhandelskonzept der Landeshauptstadt 
Potsdam hinaus liegt nicht vor, weitere Untersuchungen sind nicht vorgesehen.  
Entsprechend der Stellungnahme der Gemeinsamen Landesplanung vom 06.02.2014 stehen 
die Ziele der Raumordnung dem Bebauungsplan nicht entgegen. 
Die Planung wird nicht geändert.“ 
 
 
2.2.2.3 Bodendenkmale 
Überarbeitete Bodendenkmalliste 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Das BbgDSchG gilt unabhängig vom Bebauungsplan. Das registrierte Bodendenkmal Nr. 
2140 wurde bereits nachrichtlich gemäß § 9 Abs. 6 BauGB in den Bebauungsplan über-
nommen. Es erfolgt eine Aktualisierung der Angaben gemäß der überarbeiteten Denkmallis-
te. Der Hinweis auf die mit Bodendenkmalen verbundenen Auflagen gemäß BbgDSchG wur-
de bereits in die Begründung aufgenommen. 
Die Begründung wird entsprechend ergänzt. 
2.2.2.4 Sonstige Hinweise 
Anpassung der Rechtsgrundlagen 
Die Rechtsgrundlage wird entsprechend der Stellungnahme korrigiert. 
Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich, die Begründung wird entsprechend aktuali-
siert. 
 
Hinweis auf die Erklärung der Unwirksamkeit der Brandenburger Verordnung über den Lan-
desentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die brandenburgische Rechtsverordnung über den LEP B-B vom 31. März 2009 war vom 
Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Urteil vom 16.06.2014 für unwirksam erklärt 
worden. Die Landesregierung hat den vom OVG bemängelten Zitierfehler auf Basis des 
Raumordnungsrechts behoben. Am 2. Juni 2015 wurde die Verordnung über den Landes-
entwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) im Land Brandenburg verkündet (Verord-
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nung über den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) vom 27. Mai 2015 
(GVBl. II Nr. 24), in Kraft getreten mit Wirkung vom 15. Mai 2009). Damit gilt der gemeinsa-
me Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg nun wieder in beiden Bundesländern.  
 
Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich. 
 
Berücksichtigung der Ziele des in der Aufstellung befindlichen Regionalplanes Havelland-
Fläming 2020. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Die Ziele des Bebauungsplans stehen mit den regionalplanerischen Überlegungen des in 
Aufstellung befindlichen neuen Regionalplans 2020 im Einklang. 
Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich. 
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E. Rechtsgrundlagen 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), das 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) geändert worden ist. 
 
Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung vom 17. September 2008 (GVBl. I 
S. 226) zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Änderung des Brandenburgischen 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 29. November 2010 (GVBl. I Nr. 39  
S. 1).  
 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -  
BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBI. I S. 1548). 
 
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I, 1991 S. 58), geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509). 
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F. Textliche Festsetzungen 
1. Textliche Festsetzungen 

1. In den besonderen Wohngebieten 1 und 2 sind Ausnahmen nach § 4 a Abs. 3 Nr. 3 der 
Baunutzungsverordnung (Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplans. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO) 
 
2. In den besonderen Wohngebieten 1 und 2 sind allgemein zulässige Nutzungen nach § 4 a 
Abs. 2 Nr. 3 der Baunutzungsverordnung (sonstige Gewerbebetriebe) nur zulässig, sofern es 
sich nicht um Bordellbetriebe, Einrichtungen zur Schaustellung von Personen sowie jede Art 
von Sexshows handelt; Einrichtungen dieser Art sind nicht zulässig. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 4 und 5 BauNVO) 
 
3. In den besonderen Wohngebieten 1 und 2 sind allgemein zulässige Anlagen für sportliche 
Zwecke gemäß § 4 a Abs. 2 Nr. 5 der Baunutzungsverordnung nicht zulässig. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 5 BauNVO) 
 
4. Ausnahmen nach § 4 a Abs. 3 Nr. 2 der Baunutzungsverordnung (Vergnügungsstätten) 
sind im besonderen Wohngebiet 1 nicht Bestandteil des Bebauungsplans.  
 
Im besonderen Wohngebiet 2 sind Vergnügungsstätten nur bis zu einer maximalen Größe 
von 120 m² pro Baugrundstück zulässig. Dies gilt nicht für Spielhallen, Einrichtungen zur 
Schaustellung von Personen sowie jegliche Art von Sexshows. Einrichtungen dieser Art sind 
unzulässig. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO) 
 
5. Im besonderen Wohngebiet 1 sind allgemein zulässige Nutzungen gemäß § 4 a Abs. 2 Nr. 
3 der Baunutzungsverordnung (sonstige Gewerbebetriebe) nur zulässig, sofern es sich nicht 
um Bankfilialen oder filialisierte Finanzdienstleistungsbetriebe handelt. Einrichtungen dieser 
Art sind unzulässig. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 4 und 5 BauNVO) 
 
6. Im besonderen Wohngebiet 1 sind die ausnahmsweise zulässigen Einrichtungen gemäß § 
4 a Abs. 3 Nr. 1 der Baunutzungsverordnung (Anlagen für Einrichtungen der zentralen Ver-
waltung) nicht Bestandteil des Bebauungsplans. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO) 
 
7. Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ sind ausschließlich die folgenden Nutzungen zulässig: 
Im 1. bis 5. Vollgeschoss: 
- Einzelhandelsbetriebe aller Größen und 
- Schank- und Speisewirtschaften; 
 
im 3. bis 5. Vollgeschoss und zusätzlich innerhalb der Fläche g1-g2-g3-g4-g5-g6-g1 im 2. 
Vollgeschoss: 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, 
- sonstige Gewerbebetriebe, die der Sport- und Freizeitgestaltung dienen, wie Sport- und 

Fitnessstudios, Kegel- und Bowlingbahnen, Squash-, Badminton- und Tennishallen, In-
doorspielplätze, Indoorkletterparks, Minigolfhallen, Wellnesszentren, Paintballanlagen, 
Modellbauanlagen und sonstige Anlagen vergleichbarer Art; 

 
im 6. Vollgeschoss: 
- Sport- und Fitnessstudios sowie 
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- Sauna- und Wellnessnutzungen. 
 
Ausnahmsweise können im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ folgenden Nutzungen zugelas-
sen werden: 
- sonstige Gewerbebetriebe für Dienstleistungen in allen Vollgeschossen und 
- ab dem 3. Vollgeschoss und zusätzlich innerhalb der Fläche g1-g2-g3-g4-g5-g6-g1 im 2. 
Vollgeschoss: Betriebe des Beherbergungsgewerbes sowie Büronutzungen. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
8. Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ sind Einzelhandelsbetriebe ohne Sortimentsbe-
schränkung zulässig. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
9. Im besonderen Wohngebiet 1 sind in Gebäuden mindestens 30 % der zulässigen Ge-
schossfläche für Wohnungen zu verwenden. Auf die Realisierung des Wohnanteils in einzel-
nen Gebäuden kann ausnahmsweise verzichtet werden, wenn der erforderliche Wohnanteil 
durch andere Maßnahmen im besonderen Wohngebiet eingehalten wird. Diese Festsetzung 
gilt nicht für die Gebäude in der überbaubaren Grundstücksfläche E3 und E4 (Dortustraße 
59) im besonderen Wohngebiet 1. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 4a Abs. 4 Nr. 2 BauNVO) 
 
10. In den Gebäuden in der Fläche E3 und E4 (Dortustraße 59) sind im 2. Vollgeschoss an-
dere Nutzungen als Wohnungen nur ausnahmsweise zulässig. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 4a Abs. 4 Nr. 2 BauNVO) 
 
11. Im Kerngebiet sind allgemein zulässige Nutzungen nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 der Baunut-
zungsverordnung nur zulässig, sofern es sich nicht um Vergnügungsstätten handelt. Einrich-
tungen dieser Art sind nicht zulässig. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 5 BauNVO) 
 
12. Im Kerngebiet sind allgemein zulässige Nutzungen nach § 7 Abs. 2 Nr. 3 der Baunut-
zungsverordnung (sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe) nur zulässig, sofern 
es sich nicht um Bordellbetriebe, Einrichtungen zur Schaustellung von Personen sowie jede 
Art von Sexshows handelt; Einrichtungen dieser Art sind nicht zulässig. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 4 und 5 BauNVO) 
 
13. Im Kerngebiet sind Bankfilialen oder filialisierte Finanzdienstleistungsbetriebe (sonstige 
Gewerbebetriebe gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 3 der Baunutzungsverordnung) im 1. Vollgeschoss 
nur auf maximal 220 m² Grundfläche zulässig.  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 4 und 5 BauNVO) 
 
14. Im Kerngebiet sind allgemein zulässige Nutzungen nach § 7 Abs. 2 Nr. 5 der Baunut-
zungsverordnung (Tankstellen in Zusammenhang mit Parkhäusern und Großgaragen) nicht 
zulässig und Ausnahmen nach § 7 Abs. 3 Nr. 1 der Baunutzungsverordnung (Tankstellen) 
nicht Bestandteil des Bebauungsplans. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO) 
 
15. Im Kerngebiet sind Wohnungen auf maximal 30 % der zulässigen Geschossfläche zuläs-
sig. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 7 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO) 
 
16. In den besonderen Wohngebieten 1 und 2 sind Garagen und Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 der Baunutzungsverordnung nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. 
Nebenanlagen können außerhalb der überbaubaren Flächen ausnahmsweise zugelassen 
werden, sofern ein Flächenanteil von maximal 30 % der nicht überbaubaren Flächen des 
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Baugrundstückes nicht überschritten wird. Nebenanlagen außerhalb der überbaubaren Flä-
chen sind z. B. durch eine Pergola oder selbstklimmende Pflanzen einzugrünen. In den be-
sonderen Wohngebieten 2 sind Stellplätze nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen zulässig. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 4 BauGB in Verbindung mit §12 Abs. 6 und 14 Abs. 1 BauNVO, § 9 
Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 
 
17. Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ ist die Anlage von Tiefgaragen nicht zulässig.  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 4 BauGB in Verbindung mit § 12 Abs. 6 BauNVO) 
 
18. Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ sind innerhalb der Fläche f1-f2-f3-f4-f5-f6-f7-f8-f9-
f10-f1 auf dem Dach des 5. Vollgeschosses ausschließlich Nutzungsbereiche eines Sport- 
und Fitnessstudios sowie Sauna- und Wellnessnutzungen zulässig. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
19. Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ ist die Überschreitung der Baugrenzen nur zur Aus-
bildung von Treppenhäusern oder sonstigen Fluchtwegen zulässig, wenn die maximale  
Oberkante des Bauteils 55,80 m ü. NHN nicht überschreitet.  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB in Verbindung mit § 23 Abs. 3 BauNVO) 
 
20. Überschreitungen der Baulinie zur Bildung von Erkern, Wintergärten, Loggien, Balkonen 
und ähnlichen Bauteilen können oberhalb des 1. Vollgeschosses ausnahmsweise bis zu ei-
ner Tiefe von maximal 1 Meter zugelassen werden. Die Überschreitungen der Baulinie dür-
fen 35 % der Gebäudelänge nicht überschreiten und jeweils nicht länger als 10 m sein. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB in Verbindung mit § 23 Abs. 2 BauNVO) 
 
21. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind die nicht den erschließenden Verkehrsflä-
chen zugewandten Außenwandflächen der Gebäude mit selbstklimmenden, rankenden oder 
schlingenden Pflanzen zu mindestens 25 % zu begrünen. Bei der Berechnung der zu be-
pflanzenden Fläche sind die Außenwandflächen von technischen Einrichtungen wie Lüf-
tungsschächte, Klimaanlagen oder Kühlaggregate sowie die Beleuchtungsflächen nicht ein-
zurechnen. Pro 50 m² zu bepflanzender Wandfläche ist mindestens eine zur Fassadenbe-
grünung geeignete Kletterpflanze zu pflanzen. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 
 
22. In den besonderen Wohngebieten 1 und 2 sind Flachdächer und Dachflächen mit einer 
Neigung von weniger als 15° zu begrünen. Dabei ist, sofern statische Gründe nicht dagegen 
sprechen, ein durchwurzelbarer Dachaufbau von mindestens 10 cm aufzubringen. Dies gilt 
nicht für technische Einrichtungen und Beleuchtungsflächen sowie bei Flächen für Dachter-
rassen.  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 
 
23. Der Flächeninhalt der überbaubaren Grundstücksfläche entspricht der zulässigen Größe 
der baulichen Anlagen. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 16 Abs. 3 BauNVO) 
 
24. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche ist nicht Gegenstand der Festsetzung. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
 
25. Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ ist die Überschreitung der festgesetzten Oberkante 
für Schornsteine und Lüftungsrohre ausnahmsweise zulässig. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 16 Abs. 3 BauNVO) 
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26. Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ wird als Bezugshöhe für die Geländeoberkante 
31,90 m ü. NHN festgesetzt. 
(§ 18 Abs. 1 BauNVO) 
 

2. Übernahme landesrechtlicher Vorschriften nach § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung 
mit § 81 Abs. 10 BbgBO 

1. In den mit B 1 – B 7 bezeichneten überbaubaren Grundstücksflächen ist abweichend von 
der festgesetzten Zahl der Vollgeschosse ein weiteres Vollgeschoss zulässig, wenn es sich 
hierbei um ein Geschoss in einem Dachraum handelt, das ein Vollgeschoss ist. Die Grund-
fläche des jeweils zusätzlich zulässigen Vollgeschosses darf eine Höhe von 2,30 m gemes-
sen von der Oberkante seines Fußbodens bis zur Oberkante der Dachhaut auf maximal 2/3 
der Grundfläche des Gebäudes überschreiten. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 16 Abs. 2 und 5 BauNVO) 
 
2. In der mit C bezeichneten überbaubaren Grundstücksfläche ist das zulässige 4. Vollge-
schoss im Dachraum auszubilden. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 16 Abs. 2 und 5 BauNVO) 
 
3. In den mit E 1 – E 5 bezeichneten überbaubaren Grundstücksflächen ist das jeweils zu-
lässige oberste Vollgeschoss im Dachraum auszubilden. Die Grundfläche des zulässigen 3. 
(E 1 – E 4) bzw. 4. (E 5) Vollgeschosses darf eine Höhe von 2,30 m gemessen von der  
Oberkante seines Fußbodens bis zur Oberkante der Dachhaut auf maximal 2/3 der Grund-
fläche des Gebäudes überschreiten. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 16 Abs. 2 und 5 BauNVO) 
 
4. Innerhalb der Flächen b1-b2-b3-b4-b1, c1-c2-c3-c4-c1, d1-d2-d3-d4-d1 und e1-e2-e3-e4-
e1 sind Dachaufbauten oberhalb der festgesetzten Trauf- und Firsthöhen nicht zulässig. Die-
se Festsetzung gilt nicht für Schornsteine und Lüftungsrohre. Derartige Anlagen können 
ausnahmsweise zugelassen werden. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 16 Abs. 3 BauNVO) 
 
5. Die nachfolgende, zur Wahrung der bauhistorischen Bedeutung sowie der erhaltenswer-
ten Eigenart der 2. Barocken Stadterweiterung erforderliche, nach § 81 Abs. 2 BbgBO not-
wendige örtliche Bauvorschrift zur Reduzierung der Abstandsflächen wird gemäß § 9 Abs. 4 
BauGB in Verbindung mit § 81 Abs. 10 BbgBO als Festsetzung in den Bebauungsplan auf-
genommen:  
 
Anstatt der erforderlichen Abstandsflächen werden solche mit geringerer Tiefe festgesetzt. 
Es gelten die durch Baulinien und Baugrenzen festgesetzten Grenzabstände, die zur Erhal-
tung und Wiederherstellung der historischen Bau- und Nutzungsstruktur dienen. Die Redu-
zierung der Abstandsflächen ist zulässig bis maximal 
- 0,1 H entlang der Linien zwischen den Punkten A16/A17, A18/A19 
- 0,15 H entlang der Linie zwischen den Punkten A6/A7 
- 0,25 H entlang der Linien zwischen den Punkten A1/A2, A2/A3, A4/A5, A12/A13, 

A14/A15, A22/A23, A26/A27 und A28/A29 
- 0,3 H entlang der Linien zwischen den Punkten A8/A9 und A30/A31 
- 0,4 H entlang der Linien zwischen den Punkten A10/A11, A20/A21 und A24/A25 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 81 Abs. 2 BbgBO) 
 
6. Im Sondergebiet „Einkaufszentrum“ sind im 6. Vollgeschoss Außenfassaden, Dachflächen 
und sonstige Außenbauteile ausschließlich in dunklem Farbton ohne reflektierende oder 
spiegelnde Flächen zulässig. (§ 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 81 Abs. 10 BbgBO) 
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3. Nachrichtliche Übernahmen 

1. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich innerhalb eines Bereiches, der als 
förmliches Sanierungsgebiet festgesetzt ist. 
 
2. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich innerhalb eines Bereiches, für 
den eine Erhaltungssatzung förmlich festgesetzt ist. 
 
3. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich innerhalb eines Bereiches, der als 
Einzeldenkmal ausgewiesen ist. Einzelne Gebäude oder Bauteile von Gebäuden stehen als 
konstituierende Bestandteile des Einzeldenkmals unter Denkmalschutz.  
 
4. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich innerhalb der Fläche des einge-
tragenen Bodendenkmals Nr. 2140 Potsdam – Altstadt des deutschen Mittelalters und Neu-
zeit; Rast- und Werkplatz des Mesolithikums; Gräberfeld und Siedlung des Neolithikums; 
Gräberfeld und Siedlung der Bronzezeit; Siedlung der Eisenzeit; Burgwall, Siedlung und 
Gräberfeld des slawischen Mittelalters. 
 

4. Hinweise ohne Normcharakter 

Vor Durchführung von Baumaßnahmen und vor Beseitigung von Vegetationsbeständen ist 
zu prüfen, ob die artenschutzrechtlichen Verbotsvorschriften des § 44 Abs. 1 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG 2009) für besonders geschützte Tierarten (z.B. Vögel, Fledermäu-
se) gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13b und Nr. 14c BNatSchG eingehalten werden. Andernfalls sind 
bei der jeweils zuständigen Behörde artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen (§ 45 
Abs. 7 BNatSchG) einzuholen. Hieraus können sich besondere Beschränkungen / Auflagen 
für die Baumaßnahmen ergeben (z.B. Regelung der Bauzeiten, Herstellung von Ersatzquar-
tieren). 
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